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Karma, Mummenschanz und Eigentum ...

Zur zweckmäßigsten Darlegung des Themas zitieren wir hierzu Helmut
Barthel: Der Vollerwachte aber widersprach und sagte ... (*):

Einst erläuterte der Erhabene Buddha seinen Schülern das Karma, das
das Eigentum der Lebewesen sei und sie in hohe und niedrige scheide.

Dann allerdings lenkte er den Blick der Mönche auf eine Lösung und
sprach: "Macht alles zur Eigentumsfrage, denn würde es keinen Besitz
und kein Eigentum unter den Menschen mehr geben, wo sollte da noch
Platz für Karma, für das Elend und die Armut der Unterschiede oder die
Gewalt und Gefangenschaft von unten und oben vorhanden sein?

Alles wüchse doch aus zu der Kraft einer Gemeinschaft, wo der einzelne
so stark ist wie alle, und alle so bedeutend und unwechselbar wie der
einzelne. Dem Nirvana und der Erleuchtung wäre dann sicher ihre
Grundlage, nämlich das Karma, abhanden gekommen, aber würde es jemand
vermissen?"

Ihre Schattenblick-Redaktion

(*) MA-Verlag, Stelle-Wittenwurth, August 2016, Seite 57


1. Februar 2019
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KOHLEALARM/563: Klimakampf und Kohlefront - spalten und forcieren ... (Antje Grothus)


Statement von Antje Grothus zur Haltung der Landesregierung:

"Landesregierung gegen Stopp der Umsiedlungen"

Fahrlässige Haltung gegenüber Umsiedlungsbetroffenen

Schwarz-gelbe Landesregierung verpasst historische Chance und
gefährdet Kohle-Kompromiss



Buir, 6.02.2019. Ich bin entsetzt, dass Teile der Landesregierung und
selbst der Ministerpräsident nach dem Motto "Spalten statt Gestalten"
verfahren. Die Versuche, die betroffenen Anwohner*innen an den
Tagebauen Hambach und Garzweiler gegeneinander auszuspielen, ist
schändlich und insbesondere eines Landesvaters absolut unwürdig.

Während die rot-grüne Vorgänger-Regierung die Leitentscheidung genutzt
hat um den Ort Holzweiler vor der Umsiedlung zu bewahren, scheint es
so, als wolle die aktuelle schwarz-gelbe Landesregierung die einmalige
historische Chance weitere wertvolle und schützenwerte rheinische
Dörfer und Feldhöfe samt ihrer Einwohner*innen vor den Kohle-Baggern
zu retten, ungenutzt lassen. Diese Siedlungen liegen allesamt an den
Rändern des Braunkohleabbaufeldes Garzweiler II, welches ohnehin im
Rahmen des Braunkohleausstieges zukünftig massiv verkleinert werden
muss.

Zudem gefährdet die Landesregierung mit ihrer Haltung den
Kohlekompromiss. Wissenschaftler des Deutschen Institutes für
Wirtschaftsforschung in Berlin haben belegt, dass es mit dem
empfohlenen Kohleausstiegspfad in NRW möglich ist sowohl die Dörfer
als auch den Hambacher Wald zu erhalten.

Durch die Kommissions-Empfehlungen ändern sich auch die Grundannahmen,
die bislang Umsiedlungen überhaupt erst ermöglichten. Aktuell sind
Kohleausstieg und Klimaschutz Allgemeinwohl, und nicht mehr die
Kohleförderung. Damit werden in Zukunft auch aus juristischem
Blickwinkel Zwangsenteignungen nicht mehr möglich sein. Vor diesem
Hintergrund ist vollkommen unverständlich, dass sich die
Landesregierung nicht schützend vor ihre Bürger*innen stellt! Zumal
Sie auch noch ihr Versprechen aus dem Koalitionsvertrag einlösen muss.
Dort [1] heißt es: "Wir wollen die Rechte aller Bergbaubetroffenen
schützen".

Wenn die Landesregierung nun weiterhin einseitig im Sinne des
Kohlekonzerns RWE agiert, wird es weder einen sozialverträglichen
Kohleausstieg, noch eine Befriedung in der Region geben. Damit wären
die nächsten gesellschaftlichen Großkonflikte in Nordrhein-Westfalen
vorprogrammiert.


Anmerkung:

[1] https://www.cdu-nrw.de/sites/default/files/media/docs/nrwkoalition_koalitionsvertrag_fuer_nordrhein-westfalen_2017_-_2022.pdf

 * 

Quelle:

Antje Grothus, 06.02.2019

Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Februar 2019 
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KOHLEALARM/562: Klimakampf und Kohlefront - verschärfte Justiz ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 6. Februar 2019

Untersuchungshaft für 18 Aktivist*innen nach Baggerblockade in der
Lausitz +++ Ende Gelände fordert Freilassung der Gefangenen +++
Demonstration vor der Landesvertretung von Brandenburg in Berlin
angekündigt



Berlin/Cottbus, 06.02.2019. Nach den Baggerbesetzungen des Bündnisses
Ende Gelände am Montag in der Lausitz sind 18 der Aktivist*innen in
Untersuchungshaft. Ihnen wird Hausfriedensbruch vorgeworfen. Die
Aktivist*innen protestierten mit ihren Aktionen gegen das
Abschlussergebnis der Kohlekommission und fordern den sofortigen
Kohleausstieg.

"Das Kommissionsergebnis geht zu Lasten derer, die die nicht mit am
Tisch saßen: Menschen im globalen Süden und jungen Generationen, die
Angst um ihre Zukunft haben. Angesichts dieses Versagens der Politik
sehen wir uns gezwungen, Regeln zu übertreten und mit zivilem
Ungehorsam den Kohleausstieg selbst in die Hand zu nehmen. Die
Aktivist*innen werden nun wie Schwerverbrecher*innen behandelt, obwohl
sie diejenigen sind, die Verantwortung übernehmen. Wir fordern die
Freilassung der 18 Gefangenen," sagt Nike Mahlhaus, Pressesprecherin
von Ende Gelände.

In ähnlichen Fällen wurden Aktivist*innen von Ende Gelände bisher vom
Vorwurf des Hausfriedensbruchs freigesprochen, weil die Tagebaue in
der Lausitz nicht umfriedet sind. Noch nie wurde gegen
Klima-Aktivist*innen Untersuchungshaft einzig aufgrund dieses Vorwurfs
angeordnet. Die Untersuchungshaft ist bis Ende April befristet.
Verhandlungen sind für die nächsten zwei Wochen geplant.

"Untersuchungshaft für Hausfriedensbruch anzuordnen, ist völlig
unverhältnismäßig," kommentiert die Rechtsanwältin der Aktivist*innen
Marie Melior, "Diese Unverhältnismäßigkeit sieht man insbesondere
daran, dass sämtliche angebotenen milderen Maßnahmen anstatt einer
Haft von der Richterin nicht einmal in Betracht gezogen wurden. Hier
soll offensichtlich ein Exempel an Aktivist*innen statuiert werden."
Ende Gelände protestiert heute ab 10 Uhr vor der Landesvertretung von
Brandenburg in Berlin-Mitte. Ab 18 Uhr ist eine Demonstration vor der
Landesvertretung angemeldet.


 * 


Kampagne "Ende Gelände" - Pressestatement
zu den U-Haft-Anhörungen nach Baggerbesetzungen in Cottbus

Cottbus, 05. Februar 2019. Nach den Baggerblockaden von Ende Gelände
gestern in der Lausitz und im Leipziger Land sitzen 23 Aktivist*innen
immer noch in Cottbus in Gewahrsam. Ihnen wird Hausfriedensbruch
vorgeworfen. Grundlegende Rechte wie Telefonate werden ihnen
vorenthalten. Seit 14h werden die Aktivist*innen einzeln vor Gericht
geführt, um zu untersuchen, ob Untersuchungshaft verhängt wird.
Unterstützer*innen von Ende Gelände sind in Cottbus vor Ort.

Dazu Nike Mahlhaus, Pressesprecherin von Ende Gelände:

"Hier werden junge Leute eingesperrt, weil sie sich für das Klima
einsetzen und für eine sichere Zukunft für alle Menschen, im bedrohten
Dorf Pödelwitz und weltweit. Die Brandenburgische Landesregierung
arbeitet Hand in Hand mit dem Kohle-Konzern LEAG gegen unsere Zukunft.
Wir lassen uns aber nicht einschüchtern. Ziviler Ungehorsam ist
angesichts der Klimakrise und der Untätigkeit der Regierung dringend
notwendig und legitim."

 * 

Quelle:

Pressestatement+-mitteilung, 05+06.02.2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Februar 2019 
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KOHLEALARM/561: Klimakampf und Kohlefront - Baggeretikett und Antitext ... (ROBIN WOOD)


ROBIN WOOD - Pressemitteilung - Hamburg, den 4. Februar 2019

#ABSCHALTEN - Klimawandel kennt keine Kompromisse

Protestaktion im Braunkohletagebau Jänschwalde



[Cottbus, 4.2.2019] In den frühen Morgenstunden haben 
Anti-Kohle-Aktivist*innen heute ein ROBIN WOOD-Banner mit der Aufschrift
"#ABSCHALTEN - Klimawandel kennt keine Kompromisse" an einem Bagger im
Braunkohletagebau Jänschwalde in der Lausitz entrollt. Damit
protestieren sie gegen den Abschlussbericht der Kohlekommission. Die
Aktivist*innen wollen klarstellen, dass es sich bei dem Bericht
keinesfalls um einen gesellschaftlichen Konsens handelt und dass -
trotz der Zustimmung von in der Kommission vertretenen
Umweltorganisationen - weiterhin mit erheblichem Protest aus der
Klimabewegung gerechnet werden muss.

Zeitgleich demonstrieren heute Aktivist*innen vom Aktionsbündnis "Ende
Gelände" in der Braunkohle-Grube Jänschwalde sowie in weiteren
Tagebauen. Zurzeit läuft eine bundesweite Protestwoche, um mehr Druck
für einen klimagerechten Kohleausstieg zu machen.

Die Empfehlung der Kohlekommission, erst im Jahr 2038 aus der Kohle
auszusteigen ist weder mit den Klimazielen der Bundesregierung noch
mit dem internationalen Klimaabkommen von Paris vereinbar. ROBIN WOOD
fordert, Klimaschutz konsequent umzusetzen und den Kohleausstieg jetzt
zu starten.

"Wir haben von der Kohlekommission keine Lösung erwartet - und doch
ist das Ergebnis eine krasse Enttäuschung. Der Abschlussbericht ist
ein Schlag ins Gesicht derjenigen, die am stärksten vom Klimawandel
betroffen sind", erklären ROBIN WOOD-Aktivist*innen vor Ort.

Im Bezug auf die ostdeutschen Braunkohlereviere zeigt sich besonders
eindrücklich, wie ungenügend das Ergebnis der Kohlekommission ist:
ohne Ehrgeiz, zu unkonkret, mit vielen Schlupflöchern und
Milliardengeschenken an die Kohlelobby.

In der Lausitz und im Leipziger Land soll bis 2022 gar keine
Kohlekapazität vom Netz gehen. Wie und wann anschließend die extrem
klimaschädlichen Braunkohlekraftwerke abgeschaltet werden, bleibt
vollkommen unklar.

Einzig ein bisher nicht spezifiziertes "Innovationsprojekt" am
Kraftwerk Jänschwalde wird von der Kohlekommission benannt. Das
Kraftwerk soll Mitte der 2020er Jahre möglicherweise zu einem
Wärmespeicherkraftwerk umgerüstet werden. Damit tritt ein vages
Versprechen auf eine potentielle Nachnutzung an die Stelle eines
verbindlichen Abschaltdatums für eins der klimaschädlichsten
Kraftwerke Europas.

Auch für die Bewohner*innen der bedrohten Dörfer bringt der
Abschlussbericht keine Sicherheit. Aktuell könnte Tagebaubetreiber
LEAG weiterhin das Lausitzer Dorf Proschim abbaggern. Auch die Dörfer
am rheinländischen Tagebau Garzweiler könnten weiterhin der Braunkohle
weichen. In Reaktion auf den Abschlussbericht der Kohlekommission
hatte Energiekonzern RWE Anfang dieser Woche angekündigt, an der
Zerstörung von Keyenberg, Morschenich und Kuckum festzuhalten.

"Der Vorschlag der Kommission stellt Kraftwerksbetreibern saftige
Entschädigungen in Aussicht - und liefert denkbar wenig für
Klimaschutz und die direkt vom Kohleabbau betroffenen Menschen. Er
zeigt einmal mehr: Wir müssen den Kohleausstieg selber in die Hand
nehmen!", so die Aktivist*innen.

ROBIN WOOD wird sich gemeinsam mit zahlreichen Akteur*innen der 
Anti-Kohle Bewegung weiterhin entschlossen für Klimagerechtigkeit 
und einen sofortigen Kohleausstieg einsetzen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 04.02.2019

Robin Wood, Pressestelle

E-Mail: presse@robinwood.de

Internet: www.robinwood.de
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KOHLEALARM/560: Klimakampf und Kohlefront - Aktionen koordinieren ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 4. Februar 2019

Ende Gelände blockiert Kohle-Bagger in der Lausitz und bei Leipzig
+++ Protest für sofortigen Kohleausstieg +++ bedrohte Dörfer brauchen
Sicherheit für ihre Zukunft



Cottbus, 04.02.2019. Die Bagger stehen still: Aktivist*innen von Ende
Gelände besetzen seit heute Morgen mehrere Bagger in den Kohlerevieren
Lausitz und im Leipziger Land. Mit zivilem Ungehorsam protestieren sie
in den Braunkohle-Gruben gegen den Abschlussbericht der
Kohlekommission und für den sofortigen Kohleausstieg.

"Die Kohlekommission hat die Menschen in den bedrohten Dörfern im
Stich gelassen. Die Konzerne bekommen Geld für nichts, für die Dörfer
gibt es keine Sicherheit. Jeden Tag fressen sich die Bagger weiter in
Richtung Proschim und Pödelwitz. Wir haben heute diese Bagger besetzt,
denn wir können nicht bis 2038 warten. Wir fordern den sofortigen
Kohleausstieg, damit alle Dörfer bleiben: im Leipziger Land und in der
Lausitz genauso wie im Rheinland", sagt Nike Mahlhaus,
Pressesprecherin von Ende Gelände.

Der Vorschlag der Kohlekommission sieht einen Ausstieg aus der Kohle
erst 2038 vor. Einen genauen Ausstiegspfad für die Kohlekraftwerke im
Osten Deutschlands gibt es noch nicht. Somit ist bisher nicht klar, ob
die von Abbaggerung bedrohten Dörfer - Proschim in der Lausitz sowie
Pödelwitz und Obertitz bei Leipzig - erhalten bleiben können.
Versprochen werden stattdessen Entschädigungszahlungen für
Energiekonzerne wie LEAG und Mibrag, die beide zur tschechischen
Investmentfirma EPH gehören.

"Kohleverbrennung bis 2038 ist kein Konsens, denn damit rauschen wir
um Milliarden Tonnen CO2 an der 1,5°-Grenze vorbei. Das CO2, das hier
produziert wird, lässt an anderen Orten den Meeresspiegel steigen,
führt zu Dürren und anderen Extremwetterereignissen. Die Menschen im
Globalen Süden saßen nicht mit am Verhandlungstisch, obwohl sie am
stärksten von der Klimakrise betroffen sind. Dieser Ungerechtigkeit
stellen wir uns entgegen. So geben wir auch denen eine Stimme, die
direkt betroffen sind", sagt Aktivistin Elisa Lange.

Die Besetzung ist Teil der Aktionswoche von Ende Gelände für den
sofortigen Kohleausstieg. In der vergangenen Woche fanden als Reaktion
auf das Versagen der Kohlekommission bereits zahlreiche Aktionen
statt. In Karlsruhe und Hamburg wurde Kohleinfrastruktur blockiert, in
zahlreichen Städten fanden Protestaktionen für Klimagerechtigkeit
statt.

Ende Gelände fordert mit Massenaktionen zivilen Ungehorsams und
Protesten lokaler Ortsgruppen den sofortigen Kohleausstieg und
weltweite Klimagerechtigkeit. Zuletzt hatten bei einer Massenaktion im
Oktober 2018 rund 6.500 Aktivist*innen die Kohle-Infrastruktur am
Tagebau Hambach im Rheinland blockiert.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 04.02.2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/559: Klimakampf und Kohlefront - Mahnwache ... ("Alle Dörfer bleiben!")


Bündnis "Alle Dörfer bleiben!" - Pressemitteilung vom 3. Februar 2019

"RWE muss gestoppt werden!"

Bündnis "Alle Dörfer Bleiben" ruft zu Mahnwache gegen Rodungen auf



Kuckum. Das Bündnis "Alle Dörfer bleiben" ruft für Montag, den 4.
Februar um 8 Uhr zu einer Mahnwache im Bereich der Rodungen am
Keyenberger und Kuckumer Wald auf. Ziel ist es, die Baumfällarbeiten
zu stoppen, die einem Straßenbau durch RWE dienen sollen. Der
Kohlekonzern hatte vergangenen Mittwoch mit Rodungen für eine Straße
begonnen, die frühestens im Jahr 2027 und nur für den Fall benötigt
wird, dass noch weitere Dörfer für den Tagebau umgesiedelt werden. Die
Umsiedlungen sind nach den Ergebnissen der Kohlekommission nicht mehr
nötig. Das Bündnis wirft RWE vor, das Leben vor Ort "zur Hölle" zu
machen, um die Menschen zur Umsiedlung zu treiben.

"Wir nehmen diese Schikanen durch RWE nicht länger hin!", sagt Martina
Himmelreich aus Keyenberg. "Diese Rodungen sollen uns doch bloß
zeigen, dass RWE sich nicht an die Ergebnisse der Kohlekommission
halten wird und unsere Dörfer verschwinden sollen. Die haben seit vier
Jahren eine Genehmigung, bräuchten die Straße erst in neun Jahren, und
fangen ausgerechnet jetzt an, hier Bäume zu fällen und unsere Natur zu
asphaltieren?". Die Straße würde nur benötigt, wenn die Dörfer
Keyenberg, Unterwestrich und Kuckum vollständig zerstört würden.

Das Bündnis "Alle Dörfer bleiben" stellt sich mit der Mahnwache den
Rodungen in den Weg und will das Faktenschaffen durch RWE verhindern.
"RWE muss gestoppt werden!", so David Dresen aus Kuckum. "Und wenn die
Landesregierung diese Zerstörung von Natur und Dörfern nicht
verhindert, dann nehmen wir das selbst in die Hand! Kommt zur
Mahnwache und unterstützt uns, damit alle Dörfer bleiben!"

Das Bündnis

"Alle Dörfer bleiben" ist ein deutschlandweites Bündnis, in dem
Betroffene aller Braunkohle-Reviere und die
Klimagerechtigkeitsbewegung gemeinsam gegen Zwangsumsiedlung und
Klimazerstörung kämpfen.

Informationen zum Bündnis gibt es unter

https://www.alle-doerfer-bleiben.de/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 03.02.2019

"Alle Dörfer bleiben!"

Internet: www.alle-doerfer-bleiben.de
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KOHLEALARM/558: Klimakampf und Kohlefront - Kunst gegen Kohle ... (ROBIN WOOD)


ROBIN WOOD - Pressemitteilung, 2. Februar 2019

#keinkonsens mit der Kohle-Lobby - Kohleausstieg jetzt!

ROBIN WOOD-Aktive demonstrieren mit Kunstaktion in Leipzig für den
Kohleausstieg



[2.2.2019 LEIPZIG] Heute haben Aktive von ROBIN WOOD auf dem
Augustusplatz in Leipzig ein Zeichen gegen den Abschlussbericht der
Kohlekommission und für einen klimagerechten Kohleausstieg gesetzt. Im
Rahmen einer Kunstaktion verwandelten sie eine urbane Struktur in
einen qualmenden Kohleschlot und machten so deutlich, was die von der
Kommission vorgeschlagenen 19 weiteren Jahre Kohlenutzung bedeuten:
eine Menge Dreck, der den Planeten ruiniert. Dazu entrollten sie ein
Banner mit der Aufschrift: "Kohle killt Klima! #keinkonsens"

Die Aktion fand zeitgleich zur Demonstration "Hey Koko - Kohleausstieg
jetzt" in der Leipziger Innenstadt statt und ist Teil einer
bundesweiten Aktionswoche, zu der das Bündnis "Ende Gelände"
aufgerufen hat.

"Wir fordern, dass die Analysen des Weltklimarats IPCC ernst genommen
werden: Um die Klimaerwärmung auf 1,5 Grad zu beschränken, benötigt es
nach aktuellen wissenschaftlichen Veröffentlichungen des IPCC 'nie
dagewesene Veränderungen'! Dies beinhaltet für uns den
schnellstmöglichen Kohleausstieg sowie ein Überdenken unserer
expansiven Wirtschaftsweise", sagt ROBIN WOOD-Aktivist Manuel
Carranza. "Dabei muss der Ausstieg aus den fossilen Energien
sozialverträglich ablaufen. Zudem dürfen wir nie vergessen, dass die
tatsächlichen Kosten der Umweltzerstörung unendlich viel höher liegen,
als jene, die die Konzerne bezahlen. Wir dürfen nie vergessen, dass
noch Generationen von Menschen auf der ganzen Erde unter den Folgen
der Klimazerstörung leiden werden!"

Mit einem verschleppten Einstieg in den Ausstieg bis 2022, 17 Gigawatt
Kohlekapazität, die 2030 noch am Netz sein sollen und dem Enddatum
2038 ist der Abschlussbericht der Kohlekommission eine
Bankrotterklärung für den Klimaschutz. Er passt auch nicht zu den
Klimazielen der Bundesregierung und zum Pariser Klimaabkommen. Feste
Zusagen für den Erhalt der vom Kohleabbau bedrohten Dörfer wie
Pödelwitz im Leipziger Land oder vom Hambacher Wald im Rheinland gibt
es nicht.

In den Ost-Bundesländern soll bis 2022 gar keine Kohlekapazität
abgeschaltet werden. Ein verbindlicher Zeitplan, wann welche
Kraftwerke danach vom Netz gehen sollen, fehlt. So ist zu befürchten,
dass das Kraftwerk Lippendorf bei Leipzig besonders lange das Klima
und die Leipziger Luft belasten wird.

"Weder Stimmen junger Menschen noch aus dem globalen Süden waren in
der Kohlekommission vertreten - dabei sind sie am stärksten von den
Auswirkungen des Klimawandels betroffen. Ihre Interessen werden vom
Ergebnis der Kommission übergangen", kritisiert Aktivist Jan Schubert.

Stattdessen trägt der Abschlussbericht die deutliche Handschrift der
Kohle-Lobbyisten. So schlägt die Kommission vor, Entschädigungen an
die Kraftwerksbetreiber in Höhe von voraussichtlich mehreren
Milliarden Euro zu zahlen - auch für Kraftwerke, die schon längst
abgeschrieben oder zunehmend unrentabel sind. So wird den
Energiekonzernen auf Kosten der Allgemeinheit die überfällige
Energiewende vergoldet.

Eine Woche nach dem Ende der Kohlekommission ist deutlich, dass die
Auseinandersetzung um das Ende der Kohle nicht befriedet, sondern
befeuert wurde. Gestern gab es Demonstrationen in Berlin und Hamburg.
Heute morgen starteten ROBIN WOOD-Aktive einen Anti-Kohle-Protest in
Karlsruhe. ROBIN WOOD wird weiterhin zusammen mit der wachsenden
Anti-Kohle-Bewegung für einen sofortigen Umsiedlungs- und Rodungsstopp
in den Tagebaugebieten und für einen klimagerechten Kohleausstieg
streiten.



Mehr Informationen zur Demo "Hey KoKo - Kohleausstieg jetzt!"

https://www.ende-gelaende.org/wp-content/uploads/2019/01/KoKoFlyer1.4-1.pdf

ROBIN WOOD-PM zum heutigen Kohle-Protest in Karlsruhe:

https://www.robinwood.de/pressemitteilungen/klimaschutz-ausverkauft-%E2%80%93-kohlelobby-reich-beschenkt

ROBIN WOOD-Blogbeitrag: "Kein Konsens ohne Klimaschutz":

https://www.robinwood.de/blog/industrieinteresse-vor-klimaschutz-das-ist-kein-konsens

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 02.02.2019

Herausgeber:

Robin Wood, Pressestelle

Bremer Straße 3, 21073 Hamburg (Harburg)

Tel.: 040/380 892-0, Fax: 040/380 892-14
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Internet: http://www.robinwood.de
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KOHLEALARM/557: Klimakampf und Kohlefront - voller Körpereinsatz ... (KligK)


Klimagerechtigkeit Kassel - Pressemitteilung, 2. Februar 2019

Spektakuläre Banneraktion am Opernplatz fordert Klimarebellion



Kassel 02.02.2019. Am Samstag haben sich Aktivist*innen der Gruppe Klimagerechtigkeit
Kassel mit einem großen Banner von der Fassade der Galeria Kaufhof am
Opernplatz abgeseilt. "Kohleausstieg ist und bleibt Handarbeit -
Klimarebellion jetzt!" konnten die verblüfften Passant*innen dort am
Nachmittag lesen. Mit ihrer Aktion kritisieren die
Klimagerechtigkeits-Aktivist*innen den schwachen Kompromiss der
Kohlekommission scharf. Ein Kohleausstieg erst 2035 oder 2038 mit
krachendem Verfehlen des 2020er-Klimaziels verstößt damit nicht nur
gegen das Völkerrecht des Pariser Klimavertrags. Mit dem äußerst
unambitionierten Ausstiegspfad führt er uns damit auch sehenden Auges
mitten in die Klimakatastrophe.




[image: Zwei Kletteraktivist*innen mit Banner an der Glasfassade der Galeria Kaufhof - Foto: CC-by Klimagerechtigkeit Kassel]

Foto: CC-by Klimagerechtigkeit Kassel



"Wir haben jedes Vertrauen darin verloren, dass die traditionelle
Politik wirksame Lösungen für die existenzielle Bedrohung der
Klimakrise umsetzt," macht Juri Nadler (24) von Klimagerechtigkeit
Kassel klar. "Angst gepaart mit Wut treibt uns um, lässt uns in Tränen
ausbrechen und raubt uns den Schlaf." Deutschland stößt pro Kopf mit
11 Tonnen CO2 mehr als das doppelte der durchschnittlichen weltweiten
Treibhausgasemissionen aus. Diese riesige Menge an klimazerstörenden
Gasen stagniert seit zehn Jahren weitgehend. Für die Einhaltung des
lebenssichernden 1,5°-Klimaziels müssen die Vorreiter hingegen schon
vor 2030 alle ihre Emissionen auf Null reduziert haben.

Obwohl der Kohleausstieg beschlossen ist, hat der Kohlekonzern RWE in
der vergangenen Woche weiter Häuser in den nun verschonten Dörfern im
rheinischen Braunkohlerevier zerstört. "Die Menschen vor Ort sind
verzweifelt, jetzt noch für diese Steinzeittechnologie ihre Heimat zu
verlieren. Wir fordern daher an der Seite des Bündnisses von
Umsiedlungsbedrohten 'Alle Dörfer bleiben!' einen sofortigen Stopp
aller Dorfzerstörungen. Genau wie die Tagebaubetroffene Hannelore
Wodtke als Mitglied der Kohlekommission legen wir also unser Veto
ein," so Nadler. RWE soll für die angeblich frühzeitige Abschaltung
für ihre immer unwirtschaftlicheren Kraftwerke viele Milliarden
Entschädigung erhalten. Folglich stieg auch der RWE-Aktienkurs nach
dem Bekanntwerden des faulen Kohlekompromisses um zehn Prozent. "Statt
den Strukturwandel zusammen mit den Beschäftigten und
Tagebaubetroffenen jetzt sofort anzupacken, sollen schlicht Milliarden
an die Aktionär*innen diese gemeinschädlichen Kohlekonzerne gehen. Als
Klimabewegung werden wir das verhindern," wird Nadler deutlich. "Als
ersten Schritt rufen wir daher alle Menschen dazu auf, sich dem
Irrsinn dieser Selbstbedienungskommission öffentlich
entgegenzustellen." Freitag vormittags streiken seit einigen Monaten
weltweit hunderttausende empörte Schüler*innen unter dem
Motto #FridaysForFuture. Diesen Freitag waren vor dem Kasseler
Rathaus bereits 300 von ihnen auf der Straße. In den nächsten Wochen
sollen diese Proteste zusammen mit streikenden Studierenden und
Arbeitnehmer*innen immer größer und lauter werden. "Wir rufen
insbesondere die alte Generation auf, in ihrer Rente nun zu kämpfen
für die Zukunft von uns, ihren Enkeln," sagt Laura Gonzalo von den
Freitags-Klimastreiks. "Kommt mit zu uns ans Rathaus an den kommenden
Freitagen! Jetzt ist der Moment, um uns als Einzelne und als
Gesellschaft vom dumpfen Schleier der Gleichgültigkeit zu befreien."
Denn auch hier in Kassel muss der Ausstieg aus Kohle, Öl und Gas
sofort beginnen.

In den letzten Monaten sind eine Vielzahl neuer Menschen in der
Klimabewegung aktiv geworden. So auch die Kunsthandwerkerin Melanie
Trocht, die in den vergangenen Jahren mit immer mehr Schrecken die
Auswirkungen der Klimakrise verfolgt hat. "Es fing an, dass es bloß
etwas wärmer wurde. Dann kamen alljährlich Hitzerekorde und vermehrt
'Jahrhundertfluten' auf. Heute entstehen mit den bereits stark
veränderten Höhenwinden immer mehr Dürren wie im deutschen Hitzesommer
2018. Schon in wenigen Jahren werden nicht nur wie schon heute die
weltweiten Korallenriffe, sondern auch etliche andere Ökosysteme
kollabieren. In der Folge wird im komplexen und für uns Menschen
weitgehend unkontrollierbaren System mancherorts die
landwirtschaftliche Versorgung zusammenbrechen. Plötzlich sind
hunderte Millionen an Menschen hart von der Klimakrise in ihrem Leben
bedroht und werden früher oder später vor dem Hunger fliehen.
Spätestens dann merken es alle. Nur wenn wir bis dahin weitgehend so
weitermachen wie bisher, werden zahlreiche Gesellschaften
zusammenbrechen. Das noch dazu vor allem in den Ländern, die
historisch am wenigsten Treibhausgase ausgestoßen haben - das waren
fast alles wir in den Industrieländern. All diese Folgen der
Klimakrise sind schon lange bekannt, und dennoch handeln weder
Politik, noch Industrie, noch die meisten von uns. Stattdessen machen
alle weiter wie bisher mit Raubbau an der Natur und der Zukunft. Diese
absolute Kurzsichtigkeit macht mich wütend. Daher muss ich
feststellen: wir haben es mit der Klimawende versucht - jetzt braucht
es die Klimarebellion!" Sämtliche Gruppen, Initiativen und Verbände,
die in ihrer jeweiligen Form zu diesen Themen arbeiten, erwarten in
den kommenden Wochen regen Zulauf für dessen Gestaltung.




Klimagerechtigkeit Kassel

Aktuelle Infos stets auf Twitter:

www.twitter.com/kligk_klimaks

Facebook:

https://www.facebook.com/KligK-Klimagerechtigkeit-Kassel-376826196483764/

In Kooperation mit dem FridaysforFuture Kassel: www.fridaysforfuture.de

Weitere Informationen zum Brechen der Pariser Klimaziele durch den unzureichenden Kohlekompromisses (auf Englisch):

 https://www.carbonbrief.org/analysis-how-far-would-germanys-2038-coal-phaseout-breach-paris-climate-goals

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 02.02.2019

Klimagerechtigkeit Kassel

Internet: www.klimagerechtigkeit-kassel.org
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KOHLEALARM/556: Klimakampf und Kohlefront - Widerstand direkt ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 2. Februar 2019

Aktivist*innen blockieren Kohlekraftwerk in Karlsruhe +++
bundesweit Proteste gegen die Kohlekommission +++ Aktionswoche für
sofortigen Kohleausstieg



Karlsruhe, 02.02.2019. Seit heute Morgen blockieren 150 Aktivist*innen
von lokalen Ende-Gelände-Gruppen das Rheinhafen-Dampfkraftwerk
Karlsruhe, eines der größten Steinkohlekraftwerke Deutschlands. Mit
einer Sitzblockade auf den Schienen verhindern sie, dass Steinkohle
zum Kraftwerk geliefert werden kann. Der Protest ist eine Reaktion auf
das Versagen der Kohlekommission und Teil der bundesweiten
Aktionswoche von Ende Gelände.

"Indem wir die Schienen zum Kohlekraftwerk blockieren, nehmen wir den
sofortigen Kohleausstieg selbst in die Hand. Wir meinen es ernst mit
unserer Forderung nach Klimagerechtigkeit und einer guten Zukunft.
Dazu passt der Bericht der Kohlekommission nicht. Junge Leute und
Menschen, die am meisten unter den Folgen der Klimazerstörung leiden,
sind dort nicht gehört worden. Eine Politik der Klimagerechtigkeit
muss aber alle miteinbeziehen. Wir nehmen uns hier heute unser
Mitspracherecht, und das fühlt sich toll an", sagt Pressesprecherin
Emma Weber.

Das Rheinhafen-Dampfkraftwerk Karlsruhe wird von EnBW betrieben, die
zum Großteil im Besitz des Landes Baden-Württemberg ist. Es emittiert
rund 3 Millionen Tonnen CO2 pro Jahr. Deutschlandweit werden jährlich
90 Millionen Tonnen CO2 durch das Verbrennen von Steinkohle
ausgestoßen. Baden-Württemberg ist hinter Nordrhein-Westfahlen das
Land mit der größten installierten Leistung an Kohlekraftwerken.

Auch in anderen Städten wächst der Protest gegen einen Kohleausstieg
erst im Jahr 2038 und Milliardenzahlungen an die Energiekonzerne. In
Köln, München, Leipzig, Essen, Kassel und Hildesheim finden heute
ebenfalls Proteste statt, zu denen tausende Aktivist*innen erwartet
werden.

"Die Klimaziele werden geopfert und gleichzeitig Konzerne mit
Milliarden überschüttet. Der Kuschelkurs mir der Kohlelobby muss
endlich ein Ende haben. Die ganze Bewegung für Klimagerechtigkeit wird
sich dagegen erheben. Unsere Proteste werden immer größer und wir
werden keine Ruhe geben, bis klar ist, dass der Hambi wirklich bleibt,
dass alle Dörfer bleiben und dass wir eine lebenswerte Zukunft haben.
Dafür brauchen wir den Kohleausstieg jetzt sofort", sagt Nike
Mahlhaus, Pressesprecherin von Ende Gelände.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 02.02.2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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LESUNG/4233: Stuttgart - Deniz Utlu, Fatma Aydemir "Eure Heimat ist unser Albtraum", 06.03.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für März 2019

Mittwoch, 06.03.19, 19.30 Uhr

Eure Heimat ist unser Albtraum

Deniz Utlu, Fatma Aydemir

Lesung und Gespräch

Moderation: Elke aus dem Moore



Wie fühlt es sich an, tagtäglich als "Bedrohung" wahrgenommen zu
werden? Was bedeutet es, sich bei jeder Krise im Namen des gesamten
Heimatlandes oder der Religionszugehörigkeit der Eltern rechtfertigen
zu müssen? Und wie wirkt sich Rassismus auf Sexualität aus? Dieses
Buch ist ein Manifest gegen Heimat - einem völkisch verklärten
Konzept, gegen dessen Normalisierung sich 14 deutschsprachige
Autor*innen wehren, darunter Autorinnen wie Margarte Stokowski, Sasha
Marianna Salzmann und Sharon Dodua. In persönlichen Essays geben sie
Einblick in ihren Alltag und halten Deutschland den Spiegel vor:
einem Land, das sich als vorbildliche Demokratie begreift und
gleichzeitig einen Teil seiner Mitglieder als "anders" markiert, zu
wenig schützt oder wertschätzt.

In Stuttgart zu Gast sind die Herausgeberin und Schriftstellerin
Fatma Aydemir, die für ihren Debütroman "Ellbogen" vielfach
ausgezeichnet wurde, sowie der Schriftsteller, Kurator und Kolumnist
Deniz Utlu, derzeit Stipendiat der Akademie Schloss Solitude.

Eine Veranstaltungskooperation von Akademie Schloss Solitude und
Literaturhaus Stuttgart

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für März 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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MESSE/657: Leipziger Buchmesse 2019 - Shortlist für den 8. avj medienpreis (Leipziger Buchmesse)


Leipziger Messe GmbH - LEIPZIGER BUCHMESSE (21. bis 24. März
2019)

Pressemeldung vom 6. Februar 2019

Die Spannung steigt - die Shortlist für den 8. avj medienpreis

Sonderpreis Leseförderung geht nach Berlin



Geschafft - über den Sprung von der Longlist auf die Shortlist können
sich Maren Bonacker (Lese- und Literaturpädagogin, freie
Journalistin), Janett Cernohuby (www.janetts-meinung.de,
Bücherkarussell), Katrin Hörnlein (Die Zeit), Katharina Mahrenholtz
(NDR Hörfunk) und Tobias Weber (www.johnnyspapablog.de) freuen. "Ich
bin gespannt, an wen wir am 22. März auf der Leipziger Buchmesse den
Preis übergeben können", sagt die avj-Vorsitzende Renate Reichstein.
"Verdient haben ihn alle - aber das dachte ich auch bei der Longlist,
die wir im November veröffentlicht haben."

Mit dem avj medienpreis, der in diesem Jahr zum 8. Mal vergeben wird,
zeichnen die Mitgliedsverlage der Arbeitsgemeinschaft hervorragendes
journalistisches Engagement im Bereich Kinder- und Jugendbuch sowie
Hörbuch aus. Die Preisverleihung findet auf der Leipziger Buchmesse am
Freitag, den 22. März 2019, von 12.30 - 13.15 Uhr im Congress Center
Leipzig (CCL) statt. Anschließend lädt die avj zu einem kleinen
Empfang ein. "Wie bei vielen Anlässen werden hier vermutlich die
besten Gespräche geführt," sagt Renate Reichstein.

Neben dem Preis für Journalisten wird auf Initiative der
Arbeitsgemeinschaft Kommunikation erstmals auch ein Sonderpreis
vergeben: der Sonderpreis Leseförderung. "Dabei geht es," so die AG
Komm, "um Menschen, die im direkten Austausch Kinder- und Jugendbücher
an die Leser bringen - sei es durch Leseförderung, die Vergabe von
Kinderbuchpreisen oder die Organisation von Lesefestivals." Aus den
zahlreichen Nominierungen durch die Pressesprecher fiel in einer
geheimen Abstimmung durch den Vorstand der avj, der AG Komm sowie
einem Vertreter der Leipziger Buchmesse die Wahl auf ... TUSCH ... die
Lesewelt Berlin e.V., die ebenfalls in Leipzig für ihr Engagement
geehrt wird.

Der medienpreis 2019 findet in Kooperation mit der Leipziger Buchmesse
statt.

Weitere Informationen zum Preis finden Sie unter: 

http://www.avj-online.de/aktivitaeten/preise/avj_medienpreis/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Februar 2019

26. November 2018

Leipziger Messe GmbH

Messe-Allee 1, 04356 Leipzig

Telefon +49 341 678-0, Telefax +49 341 678-8762

E-Mail: info@leipziger-messe.de

Leipziger Buchmesse im Internet: http://www.leipziger-buchmesse.de

Leipziger Messe im Internet: http://www.leipziger-messe.de
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NAHOST/239: Vereinigte Arabische Emirate versorgen skrupellos Milizen mit westlichen Waffen


Amnesty International - 6. Februar 2019

Vereinigte Arabische Emirate versorgen skrupellos Milizen mit westlichen
Waffen



Ein heute von Amnesty International veröffentlichter Bericht zeigt auf,
wie die Vereinigten Arabischen Emirate (VAE) jemenitische Milizen ohne
jeden Skrupel mit moderner Waffentechnologie ausstatten und damit den
Konflikt noch verschärfen.

Die Amnesty-Recherche When arms go astray: Yemen's deadly new threat of
arms diversion to militias [1] dokumentiert, wie über die Vereinigten
Arabischen Emirate in großem Umfang Panzerfahrzeuge, Mörsersysteme,
Gewehre, Pistolen und Maschinengewehre an Milizen gelangen, die keiner
Regierung unterstehen. Diesen Milizen werden Kriegsverbrechen und andere
schwere Menschenrechtsverstöße vorgeworfen. Das Erstarken der Milizen im
Jemen ist eine Katastrophe für die dortige Zivilbevölkerung. Tausende
Zivilpersonen sind im Zuge des Konflikts bereits getötet worden, und
Millionen Menschen befinden sich am Rande einer Hungersnot. Trotz der
schweren Menschenrechtsverstöße, die den VAE und den von ihnen
unterstützten Milizen vorgeworfen werden, haben folgende Staaten erst
kürzlich Rüstungsexporte an die emiratische Regierung genehmigt oder
durchgeführt: Australien, Belgien, Brasilien, Bulgarien, Tschechien,
Frankreich, Deutschland, Südafrika, Südkorea, Türkei, Großbritannien, die
USA und einige mehr.

"Die USA und europäische Staaten werden zu Recht für ihre Rüstungsexporte
an die von Saudi-Arabien geführte Militärkoalition kritisiert. Dem Iran
wird vorgeworfen, die Huthis mit Waffen versorgt zu haben. Doch mit immer
mehr von den Vereinigten Arabischen Emiraten ausgerüsteten Milizen ist eine
weitere Bedrohung entstanden", so Mathias John, Rüstungsexperte bei Amnesty
International Deutschland. "Das Militär der Emirate erhält von westlichen
Staaten und anderen Ländern Waffenlieferungen in Milliardenhöhe, nur um
diese dann an Milizen im Jemen weiterzuleiten, die nachweislich
Kriegsverbrechen begehen. Amnesty International fordert alle Staaten auf,
ihre Waffenlieferungen an alle im Jemen-Konflikt beteiligten Parteien
einzustellen".

Die bewaffneten Milizen werden von den VAE ausgebildet und finanziert.
Unter ihnen befinden sich die als "Giants' Brigade", "Sicherheitsgürtel"
und "Shabwani-Elitetruppen" bekannten Gruppen. Einigen von ihnen werden
Kriegsverbrechen und Menschenrechtsverletzungen vorgeworfen, zum Beispiel
bei der jüngsten Offensive auf die Hafenstadt Hudaida oder in einem
Geheimgefängnis im Süden des Jemen, das durch ein durch die VAE
unterstütztes Netzwerk betrieben wird.

Seit 2015: Waffenlieferungen an die Vereinigten Arabischen Emirate in
Höhe von 3,5 Milliarden

Seit Ausbruch des Konfliktes im Jemen im März 2015 haben westliche Staaten
Waffen im Wert von mindestens 3,5 Milliarden US-Dollar an die Emirate
geliefert. Hierzu zählten Großwaffen - wie zum Beispiel Flugzeuge und
Schiffe - aber auch leichte Waffen sowie Zubehör und Munition. Amnesty
International hat öffentlich zugängliche Informationen zu den
Kampfhandlungen in Hudaida analysiert und herausgefunden, dass
Militärfahrzeuge und Waffen, die ursprünglich an die VAE geliefert worden
waren, mittlerweile von Milizen vor Ort genutzt werden. Zahlreiche aus den
USA gelieferte Panzerfahrzeuge wurden bei den Milizen "Giants' Brigade",
"Sicherheitsgürtel" und "Shabwani-Elitetruppen" entdeckt, die alle von den
VAE unterstützt werden. Bei den Fahrzeugen handelt es sich unter anderem um
die Modelle M-ATV, Caiman und MaxxPro, die mit schweren Maschinengewehren
ausgestattet sind. Amnesty International und andere Organisationen haben
bereits in der Vergangenheit dokumentiert, dass diese bewaffneten Gruppen
in Fälle des Verschwindenlassens und in andere Menschenrechtsverstöße in
den Geheimgefängnissen verwickelt sind. Hierzu zählen unter anderem
Inhaftierungen mit vorgehaltener Waffe, Folter mit Elektroschocks,
simuliertes Ertrinken (Waterboarding), das Aufhängen an der Decke,
sexualisierte Demütigung, lange Einzelhaft, schlechte Haftbedingungen und
unzureichende Versorgung mit Nahrungsmitteln und Wasser. Die Milizen, die
diese Geheimgefängnisse kontrollieren, sind mit bulgarischen Gewehren und
US-Panzerfahrzeugen ausgestattet.

Verstöße gegen den internationalen Waffenhandelsvertrag

Viele der Staaten, die auch weiterhin Waffen an die Vereinigten Arabischen
Emirate liefern, sind Vertragsparteien des internationalen
Waffenhandelsvertrags. Einige sind zudem aufgrund ihrer EU-Mitgliedschaft
oder aufgrund ihrer eigenen innerstaatlichen Gesetzgebung verpflichtet,
keine Waffenlieferungen zu genehmigen, wenn diese für Kriegsverbrechen oder
Menschenrechtsverletzungen benutzt werden könnten. Mit ihren
Rüstungsexporten an die VAE verstoßen diese Länder gegen diese
Verpflichtungen.

Dänemark, Finnland, die Niederlande und Norwegen haben vor Kurzem
angekündigt, alle Rüstungstransfers an die VAE einstellen zu wollen.


Weitere Informationen mit Videos und Grafiken:

[1] https://arms-uae.amnesty.org/en/

 * 

Quelle:

Mitteilung vom 6. Februar 2019

https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/jemen-vereinigte-arabische-emirate-versorgen-skrupellos-milizen-mit-westlichen

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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PREIS/079: "Jüdische Stimme für gerechten Frieden in Nahost" wird ausgezeichnet (Göttinger Friedenspreis)


Göttinger Friedenspreis 2019

Presseinformation vom 5. Februar 2019

Auszeichnung für friedenspolitisches Engagement

"Jüdische Stimme für gerechten Frieden in Nahost" erhält Göttinger
Friedenspreis 2019



Der Verein "Jüdische Stimme für gerechten Frieden in Nahost" erhält den
Göttinger Friedenspreis 2019. Der mit 3.000 Euro dotierte Preis wird in
diesem Jahr zum 21. Mal verliehen. Die öffentliche Veranstaltung beginnt am
Sonnabend, 9. März 2019, um 11 Uhr in der Aula am Wilhelmsplatz.

Die "Jüdische Stimme für gerechten Frieden in Nahost" wurde 2003 als
deutsche Sektion des Verbands "European Jews for a Just Peace (EJJP)" ins
Leben gerufen. Unter der Maßgabe des seit 1947 völkerrechtlich verbrieften
Rechts der Palästinenserinnen und Palästinenser auf Selbstbestimmung setzt
sich der Verein für eine ausgleichende Friedenslösung im Nahen Osten ein.
Ziel ist ein lebensfähiger, souveräner Staat Palästina auf integriertem
Hoheitsgebiet und innerhalb sicherer Grenzen. "Die Jüdische
Stimme wird für ihr unermüdliches Engagement geehrt, eine gerechte
Friedenslösung zwischen zwei souveränen Nachbarstaaten anstreben und
erreichen zu können", heißt es in der Begründung der Jury.

Stifter des Göttinger Friedenspreises ist der 1997 verstorbene Göttinger
Wissenschaftsjournalist Dr. Roland Röhl. Röhl hatte sich als Journalist vor
allem mit Fragen der Sicherheitspolitik sowie der Konfliktund
Friedensforschung beschäftigt und in seinem Testament verfügt, dass sein
Nachlass zur Bildung eines Stiftungsvermögens verwendet wird. Stadt und
Universität Göttingen sind Mitglied im Kuratorium der Stiftung. Die
Entscheidung über die Preisträger fällt eine unabhängige dreiköpfige Jury.

Weitere Informationen:

www.goettinger-friedenspreis.de

 * 

Quelle:

Göttinger Friedenspreis Stiftung Dr. Roland Röhl

Internet: www.goettinger-friedenspreis.de
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LESUNG/6339: Mönchengladbach - Nino Haratischwili, "Die Katze und der General", 14.02.19


Stadt Mönchengladbach

Nino Haratischwili liest in der Stadtteilbibliothek Rheydt aus "Die
Katze und der General"

Donnerstag, 14. Februar 2019, 19.30 Uhr
Stadtteilbibliothek Rheydt, Am Neumarkt 8 (Karstadthaus)



Nino Haratischwili, preisgekrönte Autorin und Theatermacherin, liest
am Donnerstag, 14. Februar 2019 um 19.30 Uhr in der
Stadtteilbibliothek Rheydt aus ihrem aktuellen, für das Finale des
deutschen Buchpreises 2018 nominierten Roman "Die Katze und der
General."

Alexander Orlow, russischer Oligarch und von allen »Der General«
genannt, hat ein neues Leben in Berlin begonnen. Doch die Erinnerungen
an seinen Einsatz im Ersten Tschetschenienkrieg lassen ihn nicht los.
Die dunkelste ist jene an die grausamste aller Nächte, nach der von
der jungen Tschetschenin Nura nichts blieb als eine große ungesühnte
Schuld. Der Zeitpunkt der Abrechnung ist gekommen. Nino Haratischwili
spürt in ihrem Roman den Abgründen nach, die sich zwischen den
Trümmern des zerfallenden Sowjetreichs aufgetan haben. »Die Katze und
der General« ist ein spannungsgeladener, psychologisch tiefenscharfer
Schuld-und-Sühne-Roman über den Krieg in den Ländern und in den
Köpfen, über die Sehnsucht nach Frieden und Erlösung. Wie in einem
Zauberwürfel drehen sich die Schicksale der Figuren ineinander, um
eine verborgene Achse aus Liebe und Schuld. Sie alle sind Teil eines
tödlichen Spiels, in dem sie mit der Wucht einer klassischen Tragödie
aufeinanderprallen.

Nino Haratischwili ist Theaterautorin- und Regisseurin (Thalia Theater
Hamburg, Deutsches Theater Berlin, Elbphilharmonie) und Autorin des
hochgelobten Romans "Das achte Leben (Für Brilka)". Der wurde in
zahlreiche Sprachen übersetzt und u.a. mit dem Literaturpreis des
Kulturkreises der Deutschen Wirtschaft, dem Anna
Seghers-Literaturpreis und zuletzt dem Bertold-Brecht-Preis 2018
ausgezeichnet. "Haratischwili gehört längst unbestritten zu den
wichtigsten Stimmen der deutschsprachigen Gegenwartsliteratur" so ZEIT
online. Ihre Lesung in Mönchengladbach ist bereits ihr zweiter
Auftritt am Niederrhein, im Herbst 2014 war sie hier mit "Das achte
Leben (Für Brilka)", mit großer Resonanz zu Gast.

Veranstaltet wird die Lesung vom Förderverein der Stadtbibliothek
"Lust am Lesen e.V." in Kooperation mit den Buchhandlungen prolibri,
Wackes und der Volkshochschule Mönchengladbach.

Peter Brollik moderiert die Veranstaltung.

Eintrittskarten sind zum Preis von 10 Euro (ermäßigt 8,50 Euro) im
Vorverkauf in der Stadtbibliothek und den Buchhandlungen sowie an der
Abendkasse erhältlich.

Die Tiefgarage am Markt ist rund um die Uhr geöffnet.

Weitere Informationen unter: 

www.stadtbibliothek-mg.de 

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 7. Februar 2019

Stadt Mönchengladbach - Stabsstelle Presse & Kommunikation

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: presse@moenchengladbach.de
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LESUNG/6338: Stuttgart - Junge Literatur in Stuttgarter WGs, Katharina Mevissen, Ich kann dich hören, 02.03.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für März 2019

Samstag, 02.03.19, 20.00 Uhr

Ich kann dich hören

Katharina Mevissen

Veranstaltungsreihe: zwischen/miete. Junge Literatur in Stuttgarter
WGs

Lesung und Gespräch



Für die Reihe zwischen/miete werden Stuttgarter WGs zur Lesebühne:
AutorInnen aus der jüngsten Schriftstellergeneration mieten sich ein,
lesen aus ihren Texten und bringen sie ins Gespräch. In ihrem Debüt
"Ich kann dich hören" erzählt Katharina Mevissen eine zarte
Geschichte über das Leben des jungen Studenten und Cellisten Osman.
In eine leistungsorientierte Musikerfamilie hineingeboren, arbeitet
sich Osman schmerzhaft an seinem Vater und der Verstummung in seiner
Familie ab. "Es ist im Wesentlichen eine Geschichte des Zuhörens.
Damit ist aber nicht nur das biologische Hörvermögen, das Akustische
gemeint, sondern vielmehr Hören als Fähigkeit der Auseinandersetzung,
des Dialogs", so Katharina Mevissen. Nach dem Fund eines
Diktiergeräts mit Tonaufnahmen einer Unbekannten beginnt für Osman
ein neuer Weg des Zuhörens. Katharina Mevissen erzählt von der
Vater-, Mutter- und Gebärdensprache ebenso wie von der berührenden
Kraft der Musik. Sie war Heinrich-Böll-Studienstipendiatin und
erhielt für ihr Romanmanuskript das Bremer Autorenstipendium 2016.
Heute lebt und arbeitet sie als freie Autorin in Berlin und leitet
die gebärdensprachliche Literaturinitiative handverlesen.

Nur Abendkasse (ab 19.30 Uhr), begrenzte Platzzahl

Ort: Seestraße 68, Stuttgart

Eintritt: 5,- Euro inklusive Bier und Brezel

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für März 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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PARTEIEN/371: Brexit - auf Schlingerkurs ... (SB)


Brexit - auf Schlingerkurs ...



Am heutigen 7. Februar traf Theresa May in Brüssel mit dem
EU-Kommissionspräsidenten Jean-Claude Juncker zusammen. In Sachen
Brexit war die Stunde der Wahrheit gekommen. Gestützt auf das Votum
einer knappen Regierungsmehrheit im britischen Unterhaus trug May ihr
Anliegen, Neuverhandlungen des Abkommens über den Austritt des
Vereinigten Königreichs Großbritanniens und Nordirlands aus der
Europäischen Union, vor allem die Streichung des sogenannten Backstop
in bezug auf die innerirische Grenze, nach Angaben der Pressestelle
von Number 10 Downing Street "robust" vor. Wie vor ihm
EU-Chefunterhändler Michel Barnier und dessen Stellvertreterin Sabine
Weyand blieb Juncker hart. Neue Verhandlungen kämen nicht in Frage, am
Backstop werde festgehalten. Daraufhin haben May und Juncker
vereinbart, sich Ende Februar erneut zu treffen. Bis dahin sollen die
Verhandlungsdelegationen Londons und Brüssels versuchen, einen
ergänzenden Passus zur politischen Begleiterklärung zum Withdrawal
Agreement zu formulieren, welche die Ängste der Regierung
Großbritanniens, das Land werde durch den Backstop für immer an
Zollunion und Binnenmarkt rechtlich gebunden sein, zerstreuen soll.

Entgegen des ersten Eindrucks, in Sachen Brexit werde einfach erneut
auf Zeit gespielt, waren hier die wichtigsten Würfel gefallen. Wie der
langjährige Politkorrespondent der BBC Robert Peston gleich nach dem
Treffen May-Juncker per Twitter richtig feststellte, hatte sich die
Premierministerin gerade endgültig von der Gefangenschaft durch die
harten Brexiteers in der eigenen konservativen Partei, vertreten vor
allem durch die European Research Group (ERG) um Jacob-Rees Mogg,
sowie bei der fundamentalistisch-protestantischen Democratic Unionist
Party (DUP) aus Nordirland befreit. Diese Kräfte beharrten bis zuletzt
auf die Streichung des Backstop angeblich aus Angst, diese jene
Garantie, auch nach dem Brexit keine handels- oder ordnungspolitischen
Differenzen zwischen Nordirland und dem EU-Mitgliedsstaat Republik
Irland aufkommen zu lassen, käme der schleichenden Wiedervereinigung
der grünen Insel gleich.

In den letzten Tagen war zunehmend klar geworden, daß ein Festhalten
am kompromißlosen Kurs von ERG und DUP gegenüber Brüssel zwangsläufig
zum No-Deal-Brexit am Austrittsdatum, dem 29. März, führen und das
Vereinigte Königreich damit in eine wirtschaftliche und politische
Katastrophe stürzen müßte. Verschiedene Schreckensmeldungen haben den
Ernst der Lage verdeutlicht. Hierzu gehörten die Existenz eines
Notfallplans, Königin Elizabeth II bei einem eventuellen Zusammenbruch
der öffentlichen Ordnung außer Landes zu bringen, die Entscheidung des
japanischen Autoherstellers Nissan, den neuen X-Trail-Allradwagen
nicht mehr wie ursprünglich beabsichtigt in seiner Fabrik im
nordenglischen Sunderland zu bauen, sowie Berichte über eine drohende
Medikamenten- und Lebensmittelknappheit.

Am 5. und 6. Februar verbrachte May zwei Tage in Nordirland, wo sie
bei Treffen mit Politikern, Geschäftsleuten und Vertretern
zivilgesellschaftlicher Gruppen ohne nennenswerten Erfolg für "ihren"
Austrittsvertrag samt Revidierung des Backstop warb. Daß die
nationalistische Sinn Féin ein baldestmögliches Referendum über die
Wiedervereinigung Nordirlands mit der Republik bzw. als Minimum ein
Festhalten am Backstop verlangen würde, war von vornherein klar. Wenig
überraschend dürfte für May auch die Enttäuschung gewesen sein, die
ihr viele protestantische Unternehmer und Bauern entgegenbrachten.
Diese hatten sich im Dezember und Januar öffentlich für Mays
Austrittsdeal samt Backstop stark gemacht und waren dafür von der
DUP-Führung als Verräter an der unionistischen Sache beschimpft
worden, nur um Ende Januar mitansehen zu müssen, wie die
Premierministerin bei der entscheidenden Abstimmung im Unterhaus vor
den ERG-Hinterbänklern und der zehnköpfigen Fraktion der Democratic
Unionists eingeknickt war.

Irgendwie scheint sich May während des 48stündigen Besuchs in der
einstigen Unruheprovinz auf ihre Verantwortung für den Frieden in
Nordirland besonnen und dafür entschieden zu haben, daß er wichtiger
als der Zusammenhalt ihrer konservativen Partei bzw. deren aktuelle
Allianz mit der DUP sei. Noch während in London die harten Brexiteers
mit Hilfe des japanischen Konzern Fujitsu an einem High-Tech-Ersatz
für eine feste Grenzanlage bastelten, erklärte May bei ihrer
wichtigsten Rede in Belfast, ihre Regierung werde "nichts
unternehmen", was den Frieden in Nordirland und den reibungslosen
Personen- und Warenverkehr auf der Insel gefährden könnte. Zwar
erwähnte May erneut den Backstop, aber diesmal sprach sie plötzlich
von der Notwendigkeit, die Garantie "zu ändern" - und nicht mehr, wie
von ERG und der DUP verlangt, davon, sie in Verhandlungen mit Brüssel
gänzlich abzuschaffen. Bei den harten Brexiteers witterte man sofort
Verrat. Aus London wurde im Nu gemeldet, May habe mit der Belfaster
Rede den Burgfrieden bei den Tories zerstört, in den eigenen Reihen
werde erneut über einen Putsch gegen sie nachgedacht.

Doch inzwischen deutet alles darauf hin, daß die Chaostruppe um
Rees-Mogg, Ex-Außenminister Boris Johnson, Ex-Brexit-Minister David
Davis, Handelsminister Liam Fox und ihre Kumpane bei der DUP in Sachen
Brexit ausgedient hat. Noch am Abend des 6. Februar hat Jeremy Corbyn,
Chef der oppositionellen Labour-Partei, May ein schriftliches Angebot
gemacht, wie sie mit Hilfe der Sozialdemokraten im Unterhaus das
"Withdrawal Agreement" parlamentarisch über die Bühne bringen könne -
notfalls auch gegen die 140 Stimmen der Tory-Rebellen und der
zehnköpfigen DUP-Unterhausfraktion. Der Corbyn-Plan sieht Verbleib des
Vereinigten Königreichs in der Zollunion und größtmögliche Nähe zum
Binnenmarkt vor. Mit diesem Angebot in der Tasche reiste May nach
Brüssel, um mit Juncker über einen Ausweg aus der Krise zu
diskutieren.

Die totale Niederlage der harten Brexiteers aus England und ihrer
unionistischen Kumpane aus Nordirland war bereits am Nachmittag des 6.
Februar sichtbar, als EU-Ratsvorsitzender Donald Tusk und der irische
Premierminister Leo Varadkar nach einem Arbeitstreffen in Brüssel eine
Pressekonferenz abhielten. Bei diesem Anlaß hob Tusk die existentielle
Bedeutung der EU als friedensstiftende, kriegsverhindernde Institution
hervor, um dann vor versammelter Presse über die Frage zu sinnieren,
welcher "besondere Ort in der Hölle" denjenigen vorbehalten sei, die
"für den Brexit Stimmung gemacht haben, ohne auch nur die Idee eines
Plans zu haben, wie man ihn umsetzt". Die Brexit-Befürworter
reagierten beleidigt und empört auf die undiplomatischen Worte des
ehemaligen polnischen Premierministers - DUP-Brexit-Sprecher Sammy
Wilson beschimpfte ihn sogar als "dämonischen, dreizackschwingenden
Eurofanatiker". Doch keiner von ihnen konnte den Vorwurf entkräften,
den Brexit ohne jeden Plan seiner Umsetzung angezettelt zu haben. Für
die Planlosigkeit und völlig unrealistischen Erwartungen der
Brexiteers sprechen auch jüngste Stellungnahmen führender Mitglieder
des amerikanischen Kongresses, wonach sich die Briten bei einer
Beeinträchtigung des Friedens in Irland, an dessen Zustandekommen
bekanntlich Washington unter der damaligen Führung Bill Clintons so
energisch mitgewirkt hat, durch den Brexit jedes Freihandelsabkommen
mit den USA abschminken könnten.

7. Februar 2019
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Die Friedensfrage und die deutsche Außenpolitik in der Gegenwart

von Wilfried Schreiber



"Frieden ist nicht alles,

 aber ohne Frieden ist alles nichts."

 Willy Brandt



Für unsere Eltern und Großeltern entsprach es weitgehend sowohl ihrer
Lebenserfahrung als auch ihrem Schulwissen, dass sich die
Menschheitsgeschichte als eine Geschichte von Kriegen darstellte. Bis weit
ins 20. Jahrhundert bewerteten viele Historiker die Leistungen der
Staatslenker zumeist an ihren Erfolgen als Heerführer.

Besonders der europäische Kontinent mit seinen zahlreichen Klein- und
Einzelstaaten ist in seiner gesamten Geschichte reich an Kriegen. Der Mai
vergangenen Jahres erinnerte uns zum Beispiel an den Beginn des
dreißigjährigen Krieges vor 400 Jahren, der ganz Mitteleuropa verwüstete.
Kriegsgräuel, Hunger und Seuchen führten zu einem Massensterben, das die
Bevölkerung im heutigen Süddeutschland auf bis zu ein Drittel absinken
ließ. Dem im Jahre 1648 geschlossenen westfälischen Frieden zu Münster und
Osnabrück gingen sieben Jahre intensive Verhandlungen voraus. Aber dieser
Frieden war nicht von Dauer. Es folgten im 18. und 19. Jahrhundert die
zahlreichen Hegemonialkriege eines zerrissenen Kontinents sowie die beiden
Weltkriege des 20. Jahrhunderts, für die Deutschland die Hauptverantwortung
trug.

In Zentraleuropa erleben wir gegenwärtig die längste Friedensperiode der
letzten 2000 Jahre. Als Bestandteil und Ergebnis des europäischen
Integrationsprozesses konnte hier über 73 Jahre ein relativ stabiler
Frieden bewahrt werden. Dazu gehört auch die Zeit der Blockkonfrontation
und des Kalten Krieges. Die daraus gewonnenen Erfahrungen dürfen angesichts
der neuen Herausforderungen nicht verlorengehen und müssen mehr denn je in
die aktive Politik einfließen.

Gleichwohl sollten wir uns bewusst sein, dass im gesamten Geschichtsverlauf
die Frage von Krieg oder Frieden stets nur von den politischen Führern
entschieden wurde. Bis heute ist Außenpolitik lediglich eine Angelegenheit
der Regierungen und nicht der Parlamente. Auch im Deutschen Bundestag gibt
es keine Grundsatzdebatten zu Fragen der Außen- und Sicherheitspolitik.
Alle Weißbücher zur Sicherheitspolitik der Bundesrepublik sind
ausschließlich Regierungsdokumente. Eine Parlamentsdebatte oder gar eine
Parlamentsentscheidung darüber hat es nie gegeben. Die Bundeswehr als
Parlamentsarmee ist eine Schimäre. Das Abstimmungsrecht des Bundestags über
militärische Auslandseinsätze ist äußerst begrenzt, bezieht sich lediglich
auf Umfang, Dauer und Einsatzgebiet. Aber selbst diese vage Mitbestimmung
ist in Europa ein Ausnahmefall, dessen Zukunft gegenwärtig völlig offen
ist. Auch das europäische Parlament kann keine außen- und
sicherheitspolitischen Entscheidungen treffen. Die Stimme der Bürger hat in
der parlamentarischen Debatte der Europäischen Union bei der Frage von
Krieg und Frieden keine Rechtskraft.

Friedensfrage stellt sich in neuen Dimensionen

Dabei stellt sich die Friedensfrage gegenwärtig in völlig neuen
Dimensionen. Mit Beginn des Kernwaffenzeitalters ist diese Frage zur
Existenzfrage der Menschheit geworden. Die Hoffnungen auf eine stabile
Friedensdividende nach dem Ende der Blockkonfrontation haben sich nicht
erfüllt. Der Prozess der Kernwaffenkontrolle und nuklearen Abrüstung ist
ins Stocken geraten. Die Zahl der Kernwaffenmächte hat sich erhöht, und
eine grundlegende Modernisierung der bestehenden Nuklearwaffen ist im
Gange. Eine Fülle sicherheitspolitischer Herausforderungen hoher
Komplexität beunruhigt die Welt. Insbesondere seit Beginn der
Präsidentschaft von Donald Trump erleben wir einen Konfrontations- und
Aufrüstungstaumel des transatlantischen Westens wie seit dem Kalten Krieg
nicht mehr. Die USA, die NATO und die Europäische Union versuchen damit auf
die neuen inneren und äußeren Widersprüche zu reagieren, die von einem
Zerfallsprozess der unipolaren Weltordnung zeugen. Das zeigt sich vor allem
an zwei miteinander zusammenhängenden Prozessen, die besonders seit Anfang
des Jahres 2018 zu erkennen sind:

Erstens: Der Nahen Osten kommt nicht zur Ruhe. Mit der Verlegung der
US-Botschaft von Tel Aviv nach Jerusalem im Mai 2018 wurde zunächst der
Konflikt zwischen Israel und den Palästinensern angeheizt. Zugleich mischte
sich die Türkei mit Angriffen gegen die Kurden in den Bürgerkrieg in Syrien
und im Irak ein. Den militärischen Erfolgen Syriens und Russlands im
Antiterrorkampf gegen den Islamischen Staat begegnete der Westen völlig
konzeptionslos. Statt eine konstruktive Initiative für den Friedensprozess
in Syrien zu starten, machten die USA durch die Kündigung des Atomabkommens
mit dem Iran sowie durch scharfe Wirtschaftssanktionen gegen Teheran, wie
auch durch Strafandrohungen gegen alle Länder beziehungsweise Firmen, die
diese Sanktionen unterlaufen, eine völlig neue Front in der Region auf.
Offensichtlich vollzieht sich im Nahen und Mittleren Osten ein Kampf um die
Neuordnung der Region, bei dem der Einfluss des Irans und Russlands
zurückgedrängt und Syrien als selbständiger Staat zerschlagen werden soll.
Das hätte insbesondere für Europa verhängnisvolle Folgen.

Zweitens: Als besonders beunruhigend muss das Verhältnis zu Russland
angesehen werden. Daran ändern auch die Treffen von Trump und Putin im Juli
in Helsinki sowie von Merkel und Putin im August 2018 auf Schloss Meseberg
nichts. Bei aller berechtigten Kritik an Russland ist es in erster Linie
der transatlantische Westen, der für die Verschlechterung der Beziehungen
zu Moskau verantwortlich ist. Ausgangspunkt dieser Entwicklung waren die
Einkreisung Russlands durch die NATO-Osterweiterung sowie eine
Dämonisierung Putins als Inkarnation des Bösen - ähnlich wie zuvor
Husseins, Gaddafis oder Assads. Es waren Entwicklungen, die lange vor der
Ukrainekrise - für die man allein Russland verantwortlich macht - begannen
beziehungsweise sich vollzogen. Symptomatisch für gezielte Stimmungsmache
gegen Russland war die Skripal-Affäre vom März 2018, bei der Moskau und
Putin persönlich für einen Giftanschlag im britischen Salisbury gegen einen
ehemaligen Doppelagenten und seiner Tochter verantwortlich gemacht wurden.
Die USA und die EU verhängten Sanktionen gegen Russland, ohne dass je
glaubhafte Beweise für eine russische Schuld vorgelegt wurden. Die NATO
braucht das "Feindbild Russland" als einigendes Band zur Rechtfertigung
eines unsinnigen Rüstungsschubs. Seit dem NATO-Gipfel von Wales 2014 werden
Rüstungsausgaben in Höhe von zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP)
als für alle NATO-Länder verbindlich behauptet, ohne dass bisher ein
plausibles Verwendungskonzept auf nationaler wie auf NATO-Ebene vorgelegt
wurde und ohne dass auch nur hinterfragt würde, welchen realen
sicherheitspolitischen Nutzen dies bringen könnte. Das "Feindbild Russland"
ist wieder der Kitt für alle außenpolitischen Divergenzen und zugleich die
Tünche zur Verschleierung der innenpolitischen Widersprüche des Westens.

Die anhaltende Labilität der Situation im Nahen Osten und das zunehmende
Spannungsverhältnis zu Russland sind Faktoren, die in erster Linie die
sicherheitspolitische Lage in Europa berühren. Während Deutschland und die
EU im Nahen Osten weitgehend konzeptionslos und gewalttolerierend agieren,
setzen sie gegenüber Russland Gewaltandrohung als Mittel der Abschreckung
ein. Eine Politik der gegenseitigen Abschreckung hat sich aber bereits im
Kalten Krieg als ein äußerst fragiles Mittel für Stabilität und
Friedenssicherung erwiesen.

Seit dem Ende der Blockkonfrontation haben sich die inneren und äußeren
Rahmenbedingungen für die Sicherheit Europas grundlegend verändert. Die
Hegemonialrolle der USA und ihrer Verbündeten ist durch den Aufstieg neuer
Mächte infrage gestellt. Wir stehen nach rund 30 Jahren erneut an einem
geopolitischen Wendepunkt - und zwar von einer unipolaren zu einer
multipolaren Weltordnung. Die Randzonen der alten und neuen
Kräftegruppierungen sind durch außerordentliche Labilität und zahlreiche
Bürger- beziehungsweise Stellvertreterkriege gekennzeichnet. Hinzu kommen
die dramatischen Folgen einer neoliberalen Wirtschaftspolitik des Westens
in der Dritten Welt sowie die Auswirkungen der Klimaveränderungen. Als neue
und nahezu unberechenbare sicherheitspolitische Herausforderung erweist
sich der Islamische Staat beziehungsweise der islamistische
Fundamentalismus insgesamt mit seinen globalen terroristischen Attacken.
Verbunden mit einem starken Bevölkerungswachstum in Afrika und der
arabischen Welt schlagen sich all diese Faktoren in einem hohen
Migrationsdruck auf Europa nieder. Insgesamt steht besonders der
europäische Kontinent vor völlig neuen sicherheitspolitischen Risiken und
Unwägbarkeiten.

Dabei dürfen drei Entwicklungen nicht unterschätzt werden, die nach dem
Ende der Blockkonfrontation insbesondere für die Industriestaaten Europas
kennzeichnend sind:

1. Die Empfindlichkeit dieser Staaten gegen destruktive Einwirkungen ist
mit der Globalisierung und Digitalisierung enorm gestiegen. Insbesondere
die Abhängigkeit von Elektroenergie sowie von digitaler Kommunikation macht
die gesamte Infrastruktur dieser Länder leicht verletzbar. Selbst
konventionelle Kriege sind auf dem Territorium der westlichen Welt nicht
mehr führbar und gewinnbar, da sie zivilisationsgefährdende Folgen hätten.
Resilienz, wie sie im Weißbuch 2016 als Konsequenz auf diese
Herausforderung gefordert wird[1], ist blanker Selbstbetrug.[2]

2. Dazu kommt, dass neue Technologien völlig neue Möglichkeiten eines
destruktiven Einwirkens auf Streitkräfte und Gesamtgesellschaft geschaffen
haben, die unterhalb der Schwelle konventioneller Waffenwirkung bleiben.
Insbesondere die Ausdehnung von Konflikten auf den Weltraum und den
Cyberspace verwischen die Grenzen zwischen militärischen und
nichtmilitärischen Aktivitäten - und damit zwischen Krieg und Frieden -.
Vor allem verringert sich durch die Tendenz zur Automatisierung
militärischer Entscheidungen der Spielraum für politische Entscheidungen.

3. Schließlich fehlt gegenwärtig weitgehend das
Deeskalationsinstrumentarium, das seit Mitte der 1970er Jahre die
Blockkonfrontation reguliert beziehungsweise eingedämmt hat. Hierzu
gehörten zum Beispiel die vereinbarten Mechanismen zur Verifikation von
Abrüstung und Rüstungsbegrenzung, zur Manöverbeobachtung sowie eine
Vielzahl von Vertrauens- und Sicherheitsbildenden Maßnahmen (VSBM).

Durch diese Entwicklungen sind vor allem die Industriegesellschaften
Europas und Nordamerikas im Falle einer direkten Einbeziehung in gewaltsame
Auseinandersetzungen verletzbarer geworden. Die Gefahren einer nicht
gewollten beziehungsweise zufälligen Eskalation von Konflikten sind
gewachsen. Das bisher im Denken von Militärs vorherrschende Ringen um
Eskalationsdominanz wird damit zum Risiko für einen politischen Prozess der
Deeskalation. Das umso mehr, als auf allen potenziellen Kriegsschauplätzen
mit Aktivitäten nichtstaatlicher Akteure zu rechnen ist.

Angesichts der Sprunghaftigkeit und Spontaneität des gegenwärtigen 
US-Präsidenten bei der Durchsetzung seiner "America-first"-Politik und der
Kennzeichnung Deutschlands als strategischer Gegner müssen die USA zurzeit
selbst als sicherheitspolitischer Risikofaktor für Europa betrachtet
werden.

Manichäisches Weltbild des Westens und missionarische Außenpolitik

Deutschland und die EU stehen damit vor der Aufgabe, die Friedensfrage
konsequenter und kreativer in den Vordergrund ihrer Außenpolitik zu rücken.
Nun gehörte es seit jeher zum Selbstverständnis aller Bundesregierungen,
dass sie eine Außenpolitik im Sinne von Frieden und Stabilität in Europa
betreiben wollen. Anspruch und Wirklichkeit dieser Außenpolitik stehen
jedoch im Widerspruch zueinander. Diese Widersprüchlichkeit ist aber nicht
ohne weiteres zu erkennen, da sie sich hinter den Floskeln einer
werteorientierten Außenpolitik verbirgt. So heißt es bei Ischinger/Messner:
"Deutschland sollte sich als Ganzes stärker zu seiner gewachsenen
internationalen Verantwortung bekennen und diese auf Basis unserer Werte
[...] annehmen und ausfüllen."[3] Als Leitbegriffe werden dabei vor allem
solche wie "Frieden", "Freiheit", "Demokratie", "Wohlstand" und
"Gerechtigkeit" genannt.[4] Das alles sind sehr wohlklingende Begriffe mit
viel Interpretationsspielraum und Auswahlmöglichkeiten. Bei ihrer
außenpolitischen Umsetzung sollten wir nur nicht vergessen, dass das
keineswegs die zentralen politischen Kategorien all
er Staaten dieser Erde sind, sondern lediglich "die Werte einer offenen
freiheitlichen Gesellschaft"[5].

Hinter diesem Wertebewusstsein steht das manichäische Weltbild des
transatlantischen Westen insgesamt: die Teilung der Welt in Gute und Böse,
in "wir und die Anderen". Dieses Weltbild beruht auf dem Selbstverständnis
des Westens, die höchste Stufe der menschlichen Zivilisation zu verkörpern -
 im Unterschied zu allen anderen real bestehenden Kulturen beziehungsweise
Zivilisationen, die in den meisten anderen der annähernd 200 Staaten dieser
Welt vorherrschen. Man sollte sich an Samuel P. Huntington erinnern, der
bereits Mitte der 1990er Jahre darauf aufmerksam machte, dass "der Glaube
an die Universalität der westlichen Welt an drei Problemen [kranke]: er ist
falsch, er ist unmoralisch, und er ist gefährlich"[6]. Huntington sah in
einer Politik des Westens, die "unterschiedliche kulturelle
Wertvorstellungen" nicht berücksichtige, die Wurzel für Konflikte zwischen
den Staaten unterschiedlicher Zivilisationen und Kulturkreise -
insbesondere an deren Randzonen.[7] Genau diese Vorhersage hat sich mit den
Kriegen auf dem Balkan sowie im Nahen und Mittleren Osten bestätigt.

Man muss die Vision Huntingtons vom "Kampf der Kulturen" nicht teilen;
unbestreitbar bleibt jedoch die tiefe Widersprüchlichkeit zwischen dem
Westen und dem Rest der Welt.

De facto hat die Verabsolutierung der Werteorientierung in der Außenpolitik
Deutschlands und der EU missionarischen Charakter mit neokolonialistischen
Zügen. Das Wertesystem des Westens wird als Verkörperung
allgemeinmenschlicher Werte dargestellt. Aus der Menschenrechtserklärung
der Vereinten Nationen werden selektiv und einseitig die westlichen
Vorstellungen über Grundrechte, Freiheit und politische Demokratie in den
Vordergrund gestellt. Der damit einhergehende Überlegenheitsanspruch der
westlichen Zivilisation ist konfliktfördernd und friedensgefährdend. Zwei
Beispiele, die zum Kern der deutschen und europäischen Außenpolitik
gehören, mögen das verdeutlichen:

So zielt die sogenannte Politik der "Östlichen Partnerschaft" (ÖP) der EU -
als Teil der "Europäischen Nachbarschaftspolitik" (ENP) - auf eine
Transformation und Bindung der sechs postsowjetischen Staaten Armenien,
Aserbaidschan, Georgien, Moldau, Ukraine und Weißrussland an das westliche
Wertesystem. Am deutlichsten und folgenreichsten verkörperte eine solche
Haltung das Barroso-Ultimatum[8] vom Februar 2013 an die Ukraine, als diese
sich der Eurasischen Wirtschaftsgemeinschaft[9] anschließen wollte. Barroso
schloss für diesen Fall eine Annäherung der Ukraine an die EU aus. Es
folgten "Euromaidan", der Sturz von Janukowitsch, der Aufstand in der
Ostukraine und die Abspaltung der Krim durch Russland - also die komplette
Ukrainekrise.

Das zweite Beispiel betrifft das Prinzip der sogenannten Doppelstrategie
von Abschreckung und Dialog gegenüber Russland. Hier gibt es eine
Kontinuitätslinie seit dem Harmel-Bericht von 1967 bis zum NATO-Gipfel 2018
in Warschau. Abschreckung und Dialog seien demzufolge zwei Seiten einer
Medaille. Aber im Endeffekt zielen beide Seiten - mit mehr oder weniger
Gewaltandrohung - auf Transformation nach westlichen Vorstellungen und
keineswegs auf Anerkennung des Status quo und der gegenseitigen
Gleichberechtigung. (Dabei soll nicht bestritten werden, dass Dialogpolitik
durchaus eine kriegsverhindernde Wirkung haben kann.)

De facto zeigt sich in der werteorientierten Außenpolitik der
Bundesrepublik ein grundlegender Widerspruch zur deutschen Innenpolitik:
Der regierungsoffiziell praktizierten Toleranz einer kulturellen Vielfalt
nach innen steht die kulturelle Intoleranz nach außen gegenüber. Die
werteorientierte Außenpolitik Deutschlands und des Westens insgesamt
ignoriert die für friedlichen Ausgleich unerlässliche gleichberechtigte
Anerkennung der Wertesysteme anderer politischer Kulturen.

Friedensfrage umfasst mehr als Antimilitarimus und Pazifismus

Eine linke Kritik an der Außenpolitik Deutschlands und der EU muss also
viel grundsätzlicher als derzeit üblich ansetzen. Sie darf sich keineswegs
nur auf den Militarisierungsaspekt konzentrieren, sondern muss sich auf
alle Schwächen der gegenwärtigen Außenpolitik richten. Bisher allerdings
unterlässt auch die Links-Partei - wie die anderen Bundestagsparteien - die
kritische Kontroverse mit dem Problem der Werteorientierung in der
außenpolitischen Praxi.

Das Dilemma der Linkspartei besteht darin, dass sie kein konstruktives
Konzept und keine Vision für die Bewältigung der außenpolitischen
Herausforderungen des 21. Jahrhunderts hat. Die Linken sind eine
Contra-Partei und keine Pro-Partei. Ihre Konzentration in der Friedensfrage
auf den Antimilitarismus ist ihre Stärke und Schwäche zugleich. Sie sind
konsequent gegen jegliche Auslandseinsätze der Bundeswehr, gegen die NATO,
gegen jeglichen Rüstungsexport, gegen eine europäische Militärunion, gegen
eine Militarisierung der Sicherheitspolitik insgesamt. Entscheidend dabei
ist, dass die Linken in ihrem Selbstverständnis als Friedenspartei keinen
Plan für eine Außenpolitik des Friedens haben.

Die Friedensfrage umfasst aber mehr als Antimilitarismus und Pazifismus.
Man kann engagiert für den Frieden eintreten, ohne Pazifist zu sein und
auch ohne konsequentem Antimilitarismus in jedem Detail zustimmen zu
müssen. Eine Reduzierung der Friedensfrage auf Pazifismus und
Antimilitarismus birgt in sich vielmehr die Gefahr des Sektierertums und
der Ausgrenzung potenzieller Partner. Angesichts der neuen Dimensionen und
der Komplexität der Friedensfrage in der Gegenwart ist eine solche
Einengung für die Friedensbewegung geradezu kontraproduktiv.

Das ist keine Polemik gegen die klare antimilitaristische Haltung der
Linkspartei. Das ist ein Plädoyer für eine komplexe friedenspolitische
Vision. Eine echte Außenpolitik des Friedens muss über Pazifismus und
Antimilitarismus hinausgehen. In diesem Sinne möchte ich thesenartig sechs
Orientierungspunkte in den Mittelpunkt und zur Debatte stellen:

1. Aktive Friedenspolitik heißt Eintreten für Gewaltverzicht und aktive
kooperative internationale Beziehungen auf Basis der Gleichberechtigung und
Selbstbestimmung der Völker. Das sind zugleich die obersten
Verhaltensgrundsätze der Charta der Vereinten Nationen.[10] Außenpolitik
des Friedens ist Außenpolitik auf gleicher Augenhöhe. Das verlangt die
Anerkennung anderer politischer Kulturen, anderer historischer Erfahrungen,
anderer Lebensweisen und Werte als legal und gleichberechtigt. Es bedeutet
zugleich den Verzicht auf Missionierung, Transformation und Regime Change.

2. Zugleich geht es um die Berücksichtigung der Interessen anderer
Staaten. Das setzt voraus, sie in ihrem historischen Kontext zu kennen.
Man muss also selbst den politischen Gegner "verstehen". Verstehen heißt
keineswegs, mit ihm übereinzustimmen. Die andere Seite zu "verstehen" ist
vielmehr die Voraussetzung für jede vernünftige Außenpolitik. Insofern ist
"Putinversteher" kein Schimpfwort sondern Grundbedingung einer
realistischen Außen- und Sicherheitspolitik mit Russland.

3. Friedenspolitik heißt immer auch vorausschauende Außenpolitik,
die Konflikte von vornherein zu vermeiden sucht. Deutsche und europäische
Außenpolitik in den Krisenregionen dieser Welt - im Nahen und Mittleren
Osten, in Afghanistan oder in Afrika - waren und sind aber in der Regel
nichts Anderes als Bemühungen zur Krisenbewältigung und zur Beseitigung,
mindestens Linderung von Krisen- und Kriegsfolgen, zum Teil sogar mit den
falschen Mitteln. Was bisher fehlt, ist eine langfristige Sicht auf die
Probleme. Eine konsequente Außenpolitik des Friedens verlangt eine
Verlagerung des Schwerpunkts von der Krisenbewältigung auf die
Krisenprävention. Das heißt, sie muss mehr von zukunftsorientierten,
grundsätzlichen Zielen aus - also von den angestrebten Folgen her -
konzipiert und gestaltet werden.

4. Friedenspolitik heißt auch Verzicht auf Feindbilder. Feindbilder
sind stets mit Hass, Intoleranz und Ausgrenzung verbunden. Gefragt sind
aber Kooperation, Versöhnungsbereitschaft und Toleranz - nach innen wie
nach außen. Anregungen bieten hier vor allem die christliche Friedensethik
und die praktische Friedensarbeit der christlichen Kirchen.

5. Friedenspolitik heißt insbesondere Durchsetzung und Stärkung des
Völkerrechts - statt der De-facto-Anerkennung des Rechts des Stärkeren.
Gemeint ist hier vor allem die Überwindung von Doppelstandards bei der
Bewertung von internationalen Problemen bis hin Rechtsverstößen. Nur
dadurch ist auch die Glaubwürdigkeitskrise des Westens zu überwinden.
Außenpolitische Praxis ist derzeit eher die einseitige Schuldzuweisung an
den politischen Gegner. So werden offensichtliche Völkerrechtsverstöße der
USA wie der Irak-Krieg oder Drohnenangriffe gegen vermeintliche Terroristen
von Regierung und deutschen Mainstreammedien ignoriert, toleriert oder
gerechtfertigt, während fragwürdige Aktionen von Russland aufgebauscht oder
gar frei erfunden werden. Das Musterbeispiel hierfür aus dem Jahre 2018 ist
die Affäre um den russisch-britischen Doppelagenten Skripal und seine
Tochter. Die friedenspolitische Konsequenz muss hier vor allem in der
Stärkung solcher internationalen Organisationen wie der UNO oder der OSZE
sowie von deren Fachinstitutionen liegen.

6. Schließlich geht es bei einer konstruktiven Friedenspolitik auch um die
Einheit von Friedensfrage und sozialer Frage. Stabilen Frieden
zwischen den Staaten und Völkern wird es nur geben, wenn Armut,
Unterentwicklung, Umweltzerstörung und neokolonialistische Ausbeutung
überwunden werden. Frieden - nach innen wie nach außen - beruht auf
Solidarität und Gerechtigkeit. Hier könnte zum Beispiel auch der Kern für
eine Werteorientierung linker Außenpolitik liegen.

Europäische Sicherheit nur mit, nicht gegen
Russland

Diese sechs Orientierungspunkte sind kein Selbstzweck. Sie stehen mit der
Militärfrage in einem engen Zusammenhang. Sie sind Maßstab und Kriterium
zur Beurteilung der aktuellen Tendenzen der Rüstungs-, Militär- und
Bündnispolitik der Bundesregierung und weisen auch den Weg zu Alternativen.
Kernpunkt der Friedensfrage aus deutscher Sicht ist das Problem der
europäischen Sicherheit. Es geht um Frieden und Stabilität auf dem
europäischen Kontinent und an seinen Randzonen. Der Schlüssel hierfür liegt
in der Gewährleistung partnerschaftlicher Beziehungen zu Russland als der
größten Kontinentalmacht. Zumindest geografisch ist uns Russland 5000
Meilen näher als die USA. Denn Russland ist - wie Egon Bahr immer wieder
betonte - unverrückbar unser Nachbar.[11] Frieden in und für Europa ist nur
mit und nicht gegen Russland zu gewährleisten. Insofern muss
die Schaffung einer gemeinsamen europäischen Sicherheitsstruktur unter
Einbeziehung Russlands im Zentrum deutscher und europäischer
Sicherheitspolitik stehen.

Es sind gerade die Differenzen mit Russland, die uns zwingen, an diesem
Ziel festzuhalten und zumindest in kleinen Schritten in diese Richtung
voranzuschreiten. Über alle bestehenden Meinungsverschiedenheiten mit
Russland hinweg ist diese Sicherheitspartnerschaft tatsächlich
alternativlos. Daran ändern auch die - historisch erklärbaren - Ängste der
Balten und der Polen vor Russland nichts. In diesem Zusammenhang kann es
auch keinen Zweifel geben, dass Deutschland bei der Gewährleistung von
Frieden und Sicherheit in Europa andere Interessen hat als Amerika.

Friedensbewegung nur als breite Bündnispolitik erfolgreich

Angesichts der Vielfalt und Komplexität der Probleme, die Frieden und
Stabilität in Europa entgegenstehen, stellt sich die Frage, wie wir dennoch
auf diesem Wege vorankommen können. Die Antwort liegt in erster Linie bei
der Friedensbewegung selbst. Sie kann nur erfolgreich sein, wenn ihre
Aktivitäten als breite Bündnispolitik praktiziert werden. Das ist auch die
Konsequenz aus dem Verständnis der Friedensfrage als Menschheitsfrage.

Obwohl die Friedensbewegung in Deutschland gegenwärtig eher unauffällig
agiert, verbindet der Friedensgedanke breiteste Bevölkerungskreise. Er ist
in allen Klassen, Schichten und Parteien verankert und reicht weit ins
bürgerliche Lager hinein. Deutschland gehört zu den Ländern Europas, in
denen die negativen Erinnerungen an zwei Weltkriege im Bewusstsein der
Bevölkerung besonders präsent sind. Davon zeugen alle soziologischen
Untersuchungen zur Frage von Krieg und Frieden der letzten Jahre. Zugleich
gibt es kaum ein Thema, das so konträr diskutiert wird, wie die
Friedensfrage. Selbst das linke Lager ist in dieser Frage tief gespalten.
Es gibt innerhalb dieses Lagers geradezu eine Rivalität um das
Selbstverständnis als einzig wahre Friedenskraft in Deutschland. Genau das
ist aber auch die entscheidende Schwäche der Friedensbewegung, die einen
größeren Erfolg verhindert.

Wie eine friedensorientierte Außenpolitik die Akzeptanz anderer politischer
Kulturen, Werte und Traditionen verlangt, gilt das in der Friedensfrage vor
allem auch nach innen. Das heißt, es geht um Toleranz für den Umgang mit
dem potenziellen Bündnispartner, der aus einem anderen sozialen,
politischen oder religiösen Milieu kommen kann. Die Friedensbewegung wird
nur dann Einfluss auf die reale Außenpolitik haben, wenn sich ihre
einzelnen Teile oder Kräfte auf grundlegende gemeinsame Ziele verständigen
können. Das setzt voraus, dass durchaus berechtigte Einzelforderungen im
Interesse eines gemeinsamen Zieles von Fall zu Fall zurückgestellt werden
müssen und oft nur ein Minimalkonsens erreichbar ist.

Angesichts der Vielfalt und Diversifizierung der Friedensbewegung ist die
Bereitschaft der Linken für breite politische Bündnisse - sowohl als Partei
als auch im Sinne des gesamten linken Spektrums - eine wichtige
Voraussetzung, um Erfolg zu haben. Dabei darf es keine Scheuklappen, keine
Berührungsängste und keine Ausgrenzungen geben. Auch keine ideologische
Arroganz im Sinne einer "führenden Rolle". Die Geschichte lehrt, dass es in
der Vergangenheit gerade der Anspruch auf eine Führungsrolle war, der die
linken Kräfte gespalten und in den Untergang geführt hat. Spaltung der
Linken hat immer nur die bellizistischen Kräfte gestärkt.

Was wir brauchen, ist eine Friedensbewegung, die als breite
Sammlungsbewegung über alle Parteigrenzen hinausgeht. Diese Aussage steht
keineswegs im Widerspruch zur linken Sammlungsbewegung, die im Sommer 2018
ins Leben gerufen wurde. Die Friedensbewegung ist Teil dieser
Sammlungsbewegung und geht zugleich darüber hinaus, da sie auch Kräfte
beinhalten kann, die eher im bürgerlichen Lager stehen. Dabei sollten wir
keine Illusionen und überzogenen Ansprüche haben. Es wird auch in Zukunft
keine Homogenität in der Friedensbewegung geben. Mehr gegenseitige Toleranz
schließt Auseinandersetzungen nicht aus. Ein breites Friedensbündnis
bedeutet vor allem aktionsbezogene Kooperation und keineswegs Verbrüderung.

Es gibt genügend Ansätze für solche breiten Friedensbündnisse. Man muss sie
nur wahrnehmen und unterstützen.

Im Herbst 2017 gab es zum Beispiel einen "Abrüstungsaufruf der
Friedensbewegung", zu deren Erstunterzeichnern Sarah Wagenknecht, Sigmar
Gabriel, Antje Vollmer, Sevim Dagdelen und andere gehörten.

Bereits im November 2016 war die parteiübergreifende Initiative "Neue
Entspannungspolitik JETZT" an die Öffentlichkeit getreten, die auch von
Politikern der Linkspartei unterzeichnet wurde. Diese Initiative ist nach
wie vor hochaktuell und hat viel Zuspruch auch aus bürgerlichen Kreisen
erfahren. Im Kern geht es um die Überwindung der neuen 
Ost-West-Konfrontation, was sich gegenwärtig als Schlüsselproblem der Friedensfrage
in Europa darstellt.

In dieser Hinsicht lohnt sogar die Rückbesinnung auf das letzte
außenpolitische Leitliniendokument der alten Bundesregierung zum Thema
"Krisen verhindern, Konflikte bewältigen, Frieden fördern"[12]. Es wurde
kurz vor den Bundestagswahlen im September 2017 von Kanzlerin Angela Merkel
und Außenminister Sigmar Gabriel unterzeichnet und veröffentlicht,
verschwand danach aber sofort in der Versenkung. Grundlage für dieses
Dokument war ein breiter öffentlicher Diskussionsprozess, der unter dem
Motto "PeaceLab2016: Krisenprävention - weiter denken" stand. Dieses
Dokument ist insofern bedeutsam, als es eine völlig andere politische
Handschrift trägt als das Bundeswehrweißbuch 2016. Bemerkenswert ist vor
allem, dass es Russland explizit nicht als Bedrohung und
sicherheitspolitische Herausforderung darstellt, dafür aber der
Krisenprävention einen völlig neuen Stellenwert gibt.[13]

Ich plädiere hier keineswegs für eine kritiklose Übernahme dieses
Dokuments. Dafür enthält es zu viele Elemente neoliberaler Missionierungs-
und Transformationspolitik. Als Ansatz und Aufhänger, um in einem breiten
gesellschaftlichen Konsens für eine neue Entspannungspolitik in der
Friedensfrage voran zu kommen, taugt es aber allemal.


Anmerkungen:

[1] - Siehe Die Bundesregierung. Weißbuch zur Sicherheitspolitik und zur
Zukunft der Bundeswehr, Berlin 2016, S. 48/49.

[2] - Siehe dazu ausführlicher Max Schmidt/Wolfgang Schwarz: Zur
Kriegsuntauglichkeit Europas, in: WeltTrends, Nr. 146/Dezember 2018, S. 20
ff. sowie Wolfgang Schwarz: Nachbemerkung aus heutiger Sicht, in: ebe3nda,
S. 25 ff.

[3] - Wolfgang Ischinger/Dirk Messner: Deutschlands neue Verantwortung. Die
Zukunft der deutschen und europäischen Außen-, Entwicklungs- und
Sicherheitspolitik, Berlin 2017, S. 209.

[4] - Siehe ebenda. S. 4 und 7.

[5] - Ebenda, S. 209.

[6] - Samuel P. Huntington: Kampf der Kulturen. Die Neugestaltung der
Weltpolitik im 21. Jahrhundert, Hamburg 2006/2007, S. 509.

[7] - Siehe ebenda, S. 22.

[8] - Josè Julio Barroso war zu dieser Zeit Kommissionspräsident der
Europäischen Union.

[9] - Die Eurasische Wirtschaftsgemeinschaft wandelte sich zum 1. Januar
2015 in die Eurasische Wirtschaftsunion als Binnenmarkt mit Zollunion. Ihr
gehören die fünf postsowjetischen Staaten Armenien Kasachstan, Kirgistan,
Russland und Weißrussland an.

[10] - Siehe Charta der Vereinten Nationen, Kapitel 1, Artikel 1.

[11] - Vgl. https://www.zeit.de/politik/deutschland/2014-11/russland-putin-dialog/seite-3 - Aufruf am 06.01.2019.

[12] - Auswärtiges Amt (Hrsg.): Die Bundesregierung. Krisen verhindern,
Konflikte bewältigen, Frieden fördern. Leitlinien der Bundesregierung,
Berlin, September 2017.

[13] - Lediglich im Kapitel 3 - Ziele, Ansätze und Instrumente der
Friedensförderung - gibt es auf S. 72 eine Aussage zu Russland, die in der
Sprache des Weißbuchs gehalten ist.
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Die "Nationale Industriestrategie 2030", die Bundeswirtschaftsminister
Peter Altmaier (CDU) am Dienstag der Presse vorgestellt hat, ist das
wirtschaftspolitische Gegenstück zum "Weißbuch zur Sicherheitspolitik"[1]
aus dem Jahr 2016. Im Weißbuch hatte sich die Große Koalition zu einer
massiven Aufrüstung der Bundeswehr bekannt, um ihren weltweiten Interessen
mit militärischen Mitteln Nachdruck zu verschaffen. Nun schaltet sie auch
in der Wirtschaftspolitik auf Kriegskurs um.

Altmaiers strategische Leitlinien brechen mit dem Mantra vom "freien
Wettbewerb", das die deutsche Bourgeoisie bisher vor sich hergetragen hat.
Das Papier bekennt sich zwar weiterhin zur "Marktwirtschaft", macht aber
erhebliche Ausnahmen.

"Industriepolitische Strategien erleben in vielen Teilen der Welt eine
Renaissance, es gibt kaum ein erfolgreiches Land, das zur Bewältigung der
Aufgaben ausschließlich und ausnahmslos auf die Kräfte des Marktes setzt",
heißt es darin. "Es gibt ganz offenbar Strategien rascher Expansion mit der
klaren Zielrichtung, neue Märkte für die eigene Volkswirtschaft zu erobern
und - wo immer möglich - zu monopolisieren."

Das strebt auch die Bundesregierung an. Eine deutsche und europäische
Politik, die diese wirtschaftspolitischen Herausforderungen verdränge und
unbeantwortet lasse, "würde die eigenen Unternehmen in einer schwierigen
Phase alleine lassen und schwächen", heißt es in dem Papier, das das
größenwahnsinnige Ziel verfolgt, "gemeinsam mit den Akteuren der
Wirtschaft" einen Beitrag zur "Industrie-Führerschaft auf nationaler,
europäischer und globaler Ebene in allen relevanten Bereichen" zu leisten.

Erreicht werden soll das vor allem durch zwei Mittel:

Zum einen will die Regierung die Entstehung kapitalkräftiger,
marktbeherrschender Monopole fördern, die den amerikanischen und
chinesischen Konkurrenten "auf Augenhöhe" entgegentreten können. Zu diesem
Zweck sollen unter anderem das deutsche und europäische Wettbewerbsrecht
"überprüft und gegebenenfalls geändert werden".

"Nationale und europäische Champions: Größe zählt - Size matters!", lautet
eine Zwischenüberschrift des Altmaier-Papiers. "Durch die Herausbildung
eines umfassenden Weltmarktes in immer mehr Bereichen stellt sich zunehmend
die Frage nach der kritischen Größe, die für einen industriellen Akteur
erforderlich ist, um am internationalen Wettbewerb erfolgreich
teilzunehmen." Als Beispiele werden der Bau großer Verkehrsflugzeuge, die
Schaffung und Modernisierung von Eisenbahnsystemen, große 
Internet-Plattformen, der Anlagenbau und das internationale Finanz- und Bankwesen
genannt. Sie alle verlangten "große und starke Akteure, die mit
Wettbewerbern aus den USA oder China auf Augenhöhe sind".

Es sei Anlass zur Sorge, dass in Deutschland seit Jahren kaum noch neue
Unternehmen dieser Größenordnung entstünden. In den USA und in China seien
dagegen "in den letzten 20 Jahren zahlreiche neue große Weltmarktkonzerne
entstanden, insbesondere im Bereich der Telekommunikationstechnologien, des
Internets und der Digitalisierung".

Zum anderen setzt die Regierung auf die Förderung und den Schutz bestimmter
Wirtschaftsbereiche, die sie als Schlüsseltechnologien betrachtet. Genannt
werden "Internet-Unternehmen der Plattform-Ökonomie", der "Bereich der
Künstlichen Intelligenz (KI)", die "neuen Biotechnologien" sowie die
"Innovation des autonomen Fahrens" und "die Entstehung völlig neuartiger
Mobilitätskonzepte" in der Autoindustrie.

"In fast allen innovationsstarken Bereichen, insbesondere denen der
Digitalisierung und der KI entstehen neue, große und weltweit erfolgreiche
Unternehmen, die über gewaltige Kapital- und Marktmacht verfügen, die
diejenige jedes einzelnen Dax-Unternehmens übersteigt. Diese Entwicklung
ging an Deutschland bislang vorbei", konstatiert das Papier.

Dass dies auch Handelskriegsmaßnahmen gegen internationale Konkurrenten
bedeutet, wird in dem Papier nur angedeutet - man will die Gegner nicht
alarmieren. Doch die Diskussion über den Ausschluss des chinesischen
Konzerns Huawei aus dem milliardenteuren Bau des G5-Mobilfunknetzes macht
mehr als deutlich, dass dies der Fall ist.

Kritik an Altmaiers Industriestrategie gab es bisher vor allem aus
wirtschaftsnahen Kreisen, die befürchten, der Staat mische sich zu stark in
ihre Geschäfte ein. So kritisierte der Wirtschaftsprofessor Lars Feld, es
handle sich "bestenfalls um französische Wirtschaftstradition,
schlechterdings um Planwirtschaft". Er hoffe, "dass dieses Konzept
schnellstmöglich wieder in der Schublade verschwindet", sagte das Mitglied
des Sachverständigenrats zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen
Entwicklung.

Tatsächlich hat Altmaiers Konzept mit "Planwirtschaft", zumindest im
sozialistischen Sinne, absolut nicht zu tun. Der Staat greift nicht in die
Wirtschaft ein, um die Profite der Kapitalisten zu drosseln, ihre
gigantischen Vermögen abzuschöpfen und die Wirtschaft im Interesse der
ganzen Gesellschaft zu reorganisieren; er stellt sich in den Dienst der
mächtigsten Konzerne und Banken, um sie im Kampf um Märkte, Rohstoffe und
Einflusssphären zu unterstützen - eine Entwicklung, die unweigerlich zum
Handelskrieg und zum Krieg führt.

Viele Passagen des Altmaier-Papiers lesen sich wie eine moderne
Illustration zu dem Buch "Der Imperialismus als höchstes Stadium des
Kapitalismus", das Lenin mitten im Ersten Weltkrieg schrieb. Er wies darin
nach, "dass der Krieg von 1914-1918 auf beiden Seiten ein imperialistischer
Krieg (d.h. ein Eroberungskrieg, ein Raub- und Plünderungskrieg) war, ein
Krieg um die Aufteilung der Welt, um die Verteilung und Neuverteilung der
Kolonien, der 'Einflusssphären' des Finanzkapitals usw."

Lenin zeigte, dass der Imperialismus nicht einfach eine falsche Politik
ist, zu der es auch Alternativen gibt, sondern dass er sich direkt aus den
Entwicklungstendenzen des Kapitalismus entwickelt: der Ablösung der freien
Konkurrenz durch Monopole, der Dominanz des Finanzkapitals und der
Verschmelzung des Staats mit den Spitzen der Wirtschaft. Deshalb konnte der
Krieg nur durch die sozialistische Revolution, durch den Sturz des
Kapitalismus durch die Arbeiterklasse beendet werden.

Eine ähnliche Entwicklung erleben wir heute wieder, allerdings auf einem
weit höheren Niveau. Die gewaltigen Möglichkeiten moderner Technologien und
die globale Integration der Produktion dienen nicht dazu, die Arbeit zu
erleichtern, das kulturelle und materielle Niveau der Menschheit zu heben
und drängende gesellschaftliche Probleme - Ausbeutung, Armut, Gesundheit,
Bildung, Umwelt - zu lösen; sie führen zur Herausbildung von Monopolen, die
sich erbittert bekämpfen, zur maßlosen Bereicherung einer kleinen
Finanzaristokratie, zu wachsender Armut für die Massen und zur dramatisch
wachsenden Gefahr eines Kriegs zwischen den Großmächten.

Nur zwei Jahre, nachdem Donald Trump in den USA mit dem Ruf "America
first!" ins Weiße Haus eingezogen ist, ruft nun auch die deutsche Regierung
"Deutschland (und Europa) first!" - wobei sie nur ein Europa akzeptiert,
das von ihr dominiert wird. Darin liegt die Bedeutung des Altmaier-Papiers.

Sie wird dabei von der SPD und den Gewerkschaften begeistert unterstützt,
die sich von niemandem - auch nicht von der AfD - übertreffen lassen, wenn
es um das Schüren von Nationalismus geht.

Bernd Westphal, wirtschaftspolitischer Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion,
begrüßte Altmaiers Vorstoß in einer Pressemitteilung. "Wir unterstützen
eine Neujustierung des europäischen Wettbewerbsrechts", schrieb er. "Die
Herausbildung europäischer Champions, die auf dem Weltmarkt bestehen
sollen, dürfen nicht durch eine zu enge europäische Marktbetrachtung
verhindert werden."

Auch Wolfgang Lemb, geschäftsführendes Vorstandsmitglied der IG Metall,
stellte sich hinter das Altmaier-Papier. Die Idee einer Industriestrategie
sei "richtig und wichtig". Die Bundesregierung müsse sich "stärker als
bisher in die Debatte um eine gemeinsame europäische Industriestrategie
einbringen", forderte er. Es sei wichtig, "die nationalen
industriepolitischen Spielräume im Wettbewerbs- und Vergaberecht zu
erweitern, europäische Schlüsselindustrien zu identifizieren und mit
industrie- und strukturpolitischen Instrumenten wie Strukturfonds oder
einer Europäischen Investitionsbank zu fördern".

Der Gewerkschaftsfunktionär ist sich bewusst, dass dies mit weiteren
Angriffen auf die Löhne und die Arbeitsbedingungen der Arbeiter verbunden
ist. Auch das geht aus dem Altmaier-Papier hervor. Der "große Vorsprung der
deutschen Industrie im Hinblick auf Technologie und Qualität", heißt es
dort, der den "Vorteil sehr viel niedrigerer Lohn- und Fertigungskosten in
wichtigen Schwellenländern" ausgeglichen habe, schmelze "langsam aber
deutlich" ab. "Dadurch steigt der Wettbewerbsdruck auch dort, wo deutsche
Unternehmen bislang konkurrenzlos waren."

Arbeiter können ihre Löhne, Arbeitsplätze und Lebensbedingungen nur
verteidigen, indem sie die nationalistische Politik der Regierung ablehnen,
mit den Gewerkschaften brechen und sich international zusammenschließen, um
für ein sozialistisches Programm zum Sturz des Kapitalismus zu kämpfen.


Anmerkung:
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Deutschland und Saudi Arabien

Steigende Kooperation trotz Kriegsverbrechen

von Jacqueline Andres



Seit der Ermordung des saudi-arabischen Journalisten Jamal Khashoggi
im saudischen Konsulat in Istanbul Anfang Oktober 2018 bröckelt das
Bild des Kronprinzen Mohamed Bin Salman (MBS) als Modernisierer und
Reformer des Landes. Der dadurch entstandene öffentliche Druck hat
zahlreiche Akteure aus der Politik und Wirtschaft in Zugzwang
gebracht. Sogar der US Senat machte im Dezember 2018 MBS für den Mord
verantwortlich und forderte die Beendigung der US-amerikanischen
Unterstützung für die von Saudi-Arabien angeführte Militärkoalition
und deren Kriegseinsatz in Jemen.[1] Es ist erstaunlich, dass dieser
grausame Mord an einer Einzelperson ausschlaggebend für die weltweite
Empörung war und nicht etwa die Rolle Saudi Arabiens im seit 2015
währenden Krieg in Jemen, der die schlimmste humanitäre Katastrophe
weltweit geschaffen hat.


Die aktuelle Lage in Jemen

Nach Schätzungen der NGO Armed Conflict Location & Event Data Project
(ACLED) wurden in dem Zeitraum von Januar 2016 bis November 2018 mehr
als 60.223 Menschen durch den Krieg in Jemen getötet. Im Jahr 2018
stieg die Zahl der Kriegsopfer mit 28.182 im Vergleich zum Vorjahr um
ganze 68% - in der umkämpften jemenitischen Hafenstadt Hodeidah, die
zugleich das Eingangstor für 70% der Hilfsgüterlieferungen in Jemen
ist, kamen 2018 alleine 37% der zivilen Opfer ums Leben.[2] Ein
Großteil starb durch Luftangriffe der von Saudi Arabien angeführten
Militärkoalition. Abgesehen von den tödlichen Kriegshandlungen hat
auch die von Saudi Arabien durchgesetzte See-, Luft- und Landblockade
sowie die systematische Zerstörung der Versorgungsinfrastruktur
tödliche Folgen: Laut Save the Children starben zwischen April 2015
und Oktober 2018 mehr als 85.000 Kinder unter fünf Jahren an Hunger
bzw. durch Unterernährung geschwächt an Krankheiten.[3] Aufgrund der
vermutlich unerwarteten Länge des Krieges gerät die Militärkoalition
einerseits in Finanzierungsschwierigkeiten des Krieges und
andererseits fehlen ihr zunehmend Soldat_innen. Gelöst wird diese
Schwierigkeit durch das Rekrutieren in anderen Staaten. Zu diesen
zählt neben Pakistan und Eritrea auch der Sudan. In der vom
Bürgerkrieg zerrütteten Region Darfur drängen die Armut und
Perspektivlosigkeit einige Familien dazu, Milizen zu bestechen, um die
eigenen Söhne in ihre Ränge aufzunehmen, um somit ein Einkommen für
die Familie zu sichern. Laut New York Times sollen in den letzten
Jahren im Schnitt 14.000 sudanesische Soldaten in Jemen kämpfen und
von diesen seien laut Angaben zurückgekehrter Kämpfer etwa 20-40%
minderjährig. Hunderte seien mittlerweile bei den Kämpfen
gestorben.[4] Auch der Senegal hat im Laufe des Krieges mindestens
2.000 Kämpfer_innen geschickt und im Gegenzug saudische
Finanzierungshilfe für Entwicklungsprojekte in Aussicht gestellt
bekommen.


Halbherziger Exportstopp

Im Oktober 2018 kündigte Bundeskanzlerin Merkel an, keine
Waffenexporte nach Saudi Arabien mehr zu genehmigen. Eigentlich war
dies bereits in den Sondierungsgesprächen beschlossene Sache, doch
schon der Koalitionsvertrag schwächte die von SPD und CDU formulierte
Absicht ab, keine Waffen mehr an Staaten zu liefern, die am Jemenkrieg
beteiligt sind: "Wir werden ab sofort keine Ausfuhren an Länder
genehmigen, solange diese unmittelbar am Jemen-Krieg beteiligt sind.
Firmen erhalten Vertrauensschutz, sofern sie nachweisen, dass bereits
genehmigte Lieferungen ausschließlich im Empfängerland verbleiben."[5]
Das hielt die Bundesregierung nicht davon ab, im Jahr 2018
Exportgenehmigungen im Wert von 416 Millionen Euro an Saudi Arabien zu
erteilen, wodurch das Königreich auf Platz vier der größten Importeure
deutscher Rüstungsgüter landete.[6]

Im Endeffekt ist der Ausfuhrstopp mehr Schein als Sein: er ist
rechtlich nicht bindend, auf vorerst nur zwei Monate beschränkt und
letztlich werden die bestellten Rüstungsgüter für Saudi Arabien weiter
gebaut oder warten fertig produziert auf die Ausfuhrgenehmigung, die
vermutlich erteilt wird, sobald etwas Gras über den Mord gewachsen
ist.[7] Zudem ist der kurzweilige Exportstopp alles andere als
umfassend: So hindert er zum Beispiel den Rüstungskonzern Rheinmetall
nicht daran, weiter Munition über die Tochterunternehmen RWM Italia
S.p.A. auf Sardinien und Rheinmetall Denel Ltd in Südafrika an MBS zu
liefern, welche laut Rheinmetall-Vorstand Helmut Merch einen
jährlichen Wert von über hundert Millionen Euro umfassen.[8] Auch
Komponentenlieferungen über Großbritannien und Frankreich für
europäische Rüstungsprojekte wie den Eurofighter laufen weiter und die
Bundesregierung versucht in keiner Weise die Partnerländer vom Verkauf
der Kampfjets an Saudi Arabien abzuhalten.[9] Auch hier greifen weder
der halbherzige Lieferstopp noch der Koalitionsvertrag, in dem es
bereits hieß: "Wir wollen diese restriktive Exportpolitik mit Blick
auf den Jemen auch mit unseren Partnern im Bereich der
europäischen Gemeinschaftsprojekte verabreden."[10] Damit reiht sich
der Ausfuhrstopp als weitere Farce in die vorangegangenen
Versprechungen einer Restriktion der Waffenexporte an Kriegsakteure in
Jemen ein. Ende Januar wird entschieden, ob der Ausfuhrstopp
verlängert wird. Es bleibt abzuwarten, welche Entscheidung getroffen
wird. Bereits am 2. Januar 2019 hat die Bundesregierung erneut einen
Waffenexport an Ägypten genehmigt: eine Fregatte des Typs Meko 200 von
ThyssenKrupp im Wert von 500 Mio EUR.[11] Damit verstößt die
Bundesregierung erneut gegen den eigenen Entschluss, keine weiteren
Waffenexporte an Staaten, die sich am Jemenkrieg beteiligen, zu
liefern und lässt vermuten, dass der politische Wille den Krieg nicht
weiter mit Waffen zu befeuern, auch dieses Jahr nicht von selbst
kommen wird.


Vision 2030 und deutsche Manager in Riad

Mit dem Plan Vision 2030 beabsichtigt MBS die Wirtschaft
Saudi-Arabiens zu diversifizieren und zu modernisieren. Verheißende
Aufträge in Milliardenhöhe werden an internationale Unternehmen
vergeben. Eines dieser Projekte ist der Aufbau einer eigenen
Rüstungsindustrie: Saudi Arabia Military Industries (SAMI). Der
ehemalige Rheinmetall-Manager Andreas Schwer ist dort als CEO in
leitender Funktion tätig. Alleine ist er dort nicht: Wie der Stern
und das ARD-Magazin Report München berichten, sind etwa ein Dutzend
Deutsche bei SAMI involviert, darunter drei weitere ehemalige Manager
von Rheinmetall.[12] Der ehemalige Siemens-Manager Klaus Kleinfeld ist
mittlerweile Berater des Kronprinzen und war zuvor als CEO zuständig
für die Leitung des Megaprojekts NEOM, der Schaffung einer Megacity im
Wert von 500 Milliarden Dollar. Nach der Ermordung Khashoggis drängte
die internationale Empörung und der öffentliche Druck auch zahlreiche
Akteure aus der Wirtschaft dazu, sich von Saudi Arabien zumindest
kurzfristig zu distanzieren. Zunächst sprangen viele Unternehmen bei
der im Oktober 2018 stattgefundenen Investorenkonferenz ab: JP Morgan,
Credit Suisse, Blackstone, Deutsche Bank und zuletzt Siemens.
Nichtsdestotrotz reiste der Siemens-Vorstandsvorsitzende Joseph Käser
nur einen Monat später nach Dammam zur Konferenz »In-Kingdom Total
Value Add« (IKTVA) für Zulieferer von Saudi Aramco. Siemens baut unter
anderem ein Gaskraftwerk und zwei fahrerlose U-Bahnlinien in Riad,
welches das Unternehmen selbst als größtes Metroprojekt weltweit
betitelt. Deutlich zeigt sich, dass auch die Wirtschaft ohne
öffentlichen Druck an den profitversprechenden Aufträgen aus Saudi
Arabien weiterhin festhält. Auch die Berliner Kommunikationsagentur
WMP Eurocom AG, kündigte nach dem Mord an Khashoggi an, Dieter
Heller, der noch im Sommer 2018 deutscher Botschafter in Saudi Arabien
war, werde nun als Berater für die Agentur tätig sein. Erst nach der
Veröffentlichung interner Dokumente durch die Bild am Sonntag im
November 2018 beendete die Agentur die PR- und Lobbyarbeit Saudi
Arabiens in Deutschland.[13] Die wirtschaftliche Zusammenarbeit dürfte
sich potentiell weiter ausweiten, denn seit dem Jahr 2017 "gibt es
Kontakte zwischen der Europäischen Kommission und dem
Golfkooperationsrat zur Wiederaufnahme der Verhandlungen zu
technischen Fragen und der Aktualisierung der rechtlichen Grundlagen
von EU-Freihandelsabkommen."[14] Auch hiermit erfolgt eine
Normalisierung der Beziehungen zwischen der EU, einschließlich der
Bundesrepublik, und den Kriegsparteien Saudi Arabien, Bahrein und den
Vereinigten Arabischen Emiraten.


Ende der Kooperation

Um Druck auf den Kronprinzen MBS auszuüben und die eigene indirekte
Beteiligung am desaströsen Jemen-Krieg zu beenden, müsste die
Bundesregierung zeigen, dass sie die verheerende Außen- und
Innenpolitik Saudi-Arabiens ablehnt. Doch im September 2018 kündigte
der amtierende Außenminister Heiko Maas an, den Dialog mit dem
Königreich wieder aufnehmen und die Beziehungen vertiefen zu wollen.
Saudi-Arabien, so Maas, spiele eine wichtige Rolle "für Frieden und
Stabilität in der Region und auch in der Welt".[15]

Neben dem unzureichenden und eher kosmetischen Ausfuhrstopp führt die
Bundesregierung weiterhin die Ausbildung und "Unterstützung bei der
Modernisierung des saudi-arabischen Grenzschutzes" fort, die der
Bundesregierung zufolge "Teil einer bilateralen Zusammenarbeit im
Sicherheitsbereich" ist: Sogenannte Sichere Grenzen seien "eine
wesentliche Voraussetzung für eine wirksame Terrorismusbekämpfung in
der gesamten Region".[16] Auch die militärische Zusammenarbeit besteht
weiter fort: Sieben Offiziersanwärter der saudischen Streitkräfte
nehmen zur Zeit in Deutschland an einem Sprachkurs teil, um in den
kommenden Monaten ihre Offiziersausbildung an der Führungsakademie in
Hamburg anzutreten. Das ist keine Politik, die sich gegen
Kriegsverbrechen stark macht, sondern eine, die versucht, so
weiterzumachen wie bisher. Der Mord an Khashoggi stellt dennoch
definitiv ein Imageproblem für Saudi-Arabien dar: Der Ruf von MBS
wandelt sich vom "Visionär" zum "Blutprinz". Es bleibt zu hoffen, dass
sich im Jahr 2019 öffentlicher Protest formiert, der lautstark eine
sofortige Beendigung der wirtschaftlichen, militärischen und
polizeilichen Zusammenarbeit mit Saudi-Arabien einfordert.
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

EU-Mitgliedschaft

Should I stay or should I go?

von Ingo Schmidt



Eins haben Theresa May und Jeremy Corbyn gemeinsam - beide sitzen
Parteien vor, die zutiefst über die Frage der britischen
EU-Mitgliedschaft gespalten sind. Sollte es über die Brexit-Frage zu
Neuwahlen kommen und Corbyn diese gewinnen, sähe er sich der gleichen
Herausforderung gegenüber, die eigene Anhängerschaft zusammenzuhalten,
die Mays Regentschaft von Beginn an belastet hat.


Zurecht betont Corbyn, dass der zum Teil erbitterte Streit
zwischen Befürwortern und Gegnern eines EU-Ausstiegs auf zunehmende
soziale Spaltungen zurückzuführen sei. Die Überwindung oder wenigstens
Milderung dieser Spaltungen wird freilich nicht einfacher, seit der
damit verbundene Unmut und Zukunftsängste an der EU-Mitgliedschaft
festgemacht werden. Die Haltung zum Brexit vereint weder bestimmte
soziale Lagen noch politische Positionen, sondern verläuft quer zu
diesen.

Unter den Befürwortern des Brexit finden sich Konservative und
Marxisten, Arbeiter in ehemaligen Industriezentren, arme Rentner und
Bewohner von Villenvierteln. Unter den Gegnern gibt es prekär
Beschäftigte, Studenten, Industrielle und Banker, Tory- und
Labour-Anhänger. Nur die Unterstützer der Liberaldemokraten, Grünen
und der Scottish National Party sind fast durchgängig für den Verbleib
Großbritanniens in der EU, während die UKIP-Anhänger geschlossen den
Brexit befürworten.

Liberaldemokraten, Grüne und UKIP stehen in Umfragen gegenwärtig
allerdings schlecht da. Viele der Kritikpunkte, die Brexit-Befürworter
gegen die EU vortragen, richtet die SNP gegen den britischen Staat
- und sieht die EU als Gegengewicht zur Macht Londons.

Die Gemengelage aus unterschiedlichen sozialen Lagen und zum Teil
krass gegensätzlichen politischen Ansichten hat insbesondere unter
Brexit-Anhängern die politische Mythologie ins Kraut schießen lassen.
Angesichts der Eurokrise, der isolationistischen Töne aus Washington
und des Aufstiegs Chinas zur Wirtschaftssupermacht sehen manche
Konservative die Zeit gekommen, sich von der lahmen Ente EU zu
verabschieden und die Rückkehr Großbritanniens zu einer eigenständigen
Welthandelsmacht anzustreben. Zu pass kam ihnen dabei die
Großmannssucht, die die deutsche Regierung beim Euro-Krisenmanagement
an den Tag legte und tiefsitzende britische Ängste vor einer
Kontinentalmacht Deutschland zu neuem Leben weckte. Nicht, dass
Großbritannien sich wie die Regierung Tsipras von den Deutschen
vorführen lassen würde.

Doch viele Briten haben schlechte Erinnerungen an die
Spekulationswelle gegen das britische Pfund, in deren Verlauf die
Regierung Major 1992 aus dem von der Deutschen Mark dominierten
Europäischen Währungssystem austreten und massiv abwerten musste.


Freihandel und Sozialstaat

Die Verteidigung britischer Souveränität gegen die Einmischungen aus
Brüssel galt bis Ende der 60er Jahre zudem als Garantie des britischen
Sozialstaats. Die sozialen Errungenschaften der Nachkriegsjahre seien
mit einer von Adenauer und de Gaulle beherrschten EWG nicht vereinbar,
hieß es damals.

Wie auch in Skandinavien wurde in Großbritannien der Sozialstaat an
die Wahrung nationaler Souveränität im Rahmen einer Freihandelsordnung
gebunden, die, anders als EWG und EU, von supranationalen
Regulierungen absah. Bis zum EWG-Beitritt Großbritanniens, Dänemarks
und Irlands 1973 bot die EFTA den Rahmen dafür.

Bis zu einem gewissen Grad prägt diese Verbindung gegenwärtige
Vorstellungen von der guten alten Zeit. Allerdings sind die Versuche,
daraus einen nationalen Block zu schmieden, in denen die einen ihren
Sozialstaat und die anderen ihr Freihandelsimperium zurückerobern
wollen, wenig stimmig. EFTA hin oder her, der Zerfall des
Kolonialreichs beschnitt schon in der Nachkriegszeit die
Möglichkeiten, den britischen Sozialstaat aus den Erträgen kolonialer
Ausbeutung zu subventionieren. Gleichzeitig fiel die britische
Industrie, die ihre weltweite Monopolstellung bereits Ende des
19. Jahrhunderts verloren hatte, gegenüber der Konkurrenz auf dem
Kontinent und in Übersee hoffnungslos zurück. Deshalb geriet auch die
Finanzierung des Sozialstaats aus der inländischen Wertschöpfung
zunehmend in Konflikt mit den Profitansprüchen des Kapitals.

Kolonialer und industrieller Niedergang veranlassten Teile der
britischen Bourgeoisie denn auch dazu, Großbritannien über einen
Anschluss an die EWG neue ökonomische Spielräume zu eröffnen. Zur
Debatte standen dabei unter anderem der Schutz der europäischen
Wirtschaft vor überseeischer Konkurrenz sowie staatliche Unterstützung
für alte und Förderung neuer Industrien.

Unter dem Eindruck massiver Streiks und einem Aufschwung der
Labour-Linken in den 70er Jahren galten solche industriepolitischen
Überlegungen vielen Kapitalisten jedoch als Einfallstor für den
sozialistischen Umbau. Unter der Führung Thatchers setzten sie auf
eine Strategie, die das Nachkriegsmodell von Freihandel und
Sozialstaat durch eine Politik der Freihandelsförderung gegen
den Sozialstaat ersetzte.

Deindustrialisierung wurde zum Programm, das die Gewerkschaften ihrer
organisatorischen Hochburgen berauben sollte. London wurde zur
zweitgrößten Finanzdrehscheibe nach der New Yorker Wall Street
ausgebaut. Die in der City ausgeheckten Renditeziele wurden zur
Angriffswaffe gegen Gewerkschaften und Sozialstaaten rund um den
Globus - aber auch innerhalb der EWG bzw. ab 1993 in der EU.


Freihandel gegen Sozialstaat

In Umkehrung der Verhältnisse der Nachkriegszeit galt Europa den
Anhängern Thatchers nicht mehr als konservative Herausforderung des
britischen Sozialstaats, sondern als regulierungswütige Bedrohung
freier Kapital- und Warenströme. Anstatt den erst wenige Jahre vor
ihrem Amtsantritt erfolgten EWG-Beitritt rückgängig zu machen,
blockierte Thatcher Vorstöße in Richtung eines sozialen Europa.
Deswegen fällt es konservativen Brexit-Anhängern heute so schwer, den
verbreiteten Wunsch nach einem Ausbau des sozialen Schutzes für die
Unterstützung ihres Herzensanliegens, eine britische Freihandelsmacht,
zu mobilisieren.

Hinter ihren hochfahrenden Vorstellungen verbirgt sich oft nicht viel
mehr als das Versprechen, britische Arbeiter und
Sozialleistungsbezieher vor ausländischer Konkurrenz zu bewahren. Aus
dieser Brexit-gegen-Einwanderung-Perspektive ist die Eurokratie eine
Bande, die osteuropäische Billiglohnarbeiter, Bürgerkriegs- und
Armutsflüchtlinge aus Afrika und dem Mittleren Osten nach
Großbritannien schleust.

Das mit der Befürwortung eines von EU-Regularien befreiten Handels
verbundene Bekenntnis zur Weltoffenheit verkehrt sich in sein
Gegenteil: den Ruf nach Abschottung.


Warnung vor einem Premier Corbyn

Proeuropäer geben sich offen für den grenzüberschreitenden Handel mit
Gütern, Dienstleistungen und Kapital - aber auch für Ein- und
Auswanderer. Sie bekennen sich zu den vier Freiheiten, die als
ökonomische Grundlage der EU gelten.

An der Frage ob bzw. in welchem Maße diese Freiheiten auch über die
EU-Grenzen hinaus gelten sollen, scheiden sich die Geister. Für manche
steht der Zugang britischer Firmen zum EU-Binnenmarkt im Vordergrund,
für andere, insbesondere gut ausgebildete Jugendliche, die Möglichkeit
der Arbeitsuche in anderen EU-Mitgliedsländern.

Wieder anderen gilt die EU als notwendiger Zusammenschluss der kleinen
europäischen Länder im Wettbewerb mit den Handelsgiganten USA und
China. Manche halten unbeirrt an der Hoffnung auf ein soziales Europa
fest, vielen gelten die europäischen Sozialstandards als unzureichend,
aber immer noch besser als ein ungezügeltes Tory-Regime.

Generell scheinen Brexit-Gegner pragmatischer als Brexit-Befürworter.
Statt sich Sehnsüchten nach längst vergangener imperialer Größe oder
vagen Hoffnungen auf ein soziales, von Wettbewerbsanforderungen der EU
befreites Großbritannien hinzugeben, ziehen sie den Status quo vor.
Dieser mag weder in sozialer noch in wirtschaftlicher Hinsicht den
eigenen Vorstellungen entsprechen, gegenüber den von einem EU-Austritt
zu erwartenden Entwicklungen gilt er allemal als kleineres Übel.

Die Angst vor den negativen Folgen des Brexit werden von den
europafreundlichen Teilen des britischen Kapitals nach Kräften
gefördert. Ein EU-Austritt, vor allem ein No Deal Brexit, würden zu
einem beispiellosen Absturz der Wirtschaft führen. Auch auf dem
Kontinent wird vor den Folgen eines ungeordneten Brexit gewarnt. In
gewisser Weise sind diese Horrorszenarien ein Echo ähnlicher
Untergangsszenarien, die im Vorfeld der Währungsunion von Eurogegnern
an die Wand gemalt wurden.

Der wirtschaftliche Zusammenbruch blieb damals aus. Die erste Krise
nach der Einführung des Euro löste das Platzen der New-Economy-Blase
in den USA aus. Erst zehn Jahre später, nach einer weiteren, 2008 von
den USA ausgehenden Krise, führten die an den Euro gebundenen Fesseln
der Fiskalpolitik bei gleichzeitigem Fehlen eines Finanzausgleichs
zwischen den Euro-Ländern 2010 zu einer schweren Krise.

Als EU-Mitglied außerhalb der Eurozone hatte Großbritannien mit der
Eurokrise nichts zu tun. Teile der britischen Bourgeoisie waren aber
froh, den Unmut über die Wirtschaftskrise, die von den USA ausging,
aber durchaus auch hausgemacht war, sowie über die anschließende
Austeritätspolitik bei der EU abladen zu können. Die Flüchtlingskrise
tat ein übriges, um den Brexit-Zug ins Rollen zu bringen.

Die Warnungen vor einer neuerlichen, diesmal noch tieferen
Wirtschaftskrise im Falle eines EU-Austritts haben nicht nur das Ziel,
diesen Austritt zu verhindern. Unausgesprochen oder nicht schwingt in
ihnen die Warnung vor einer Regierung Corbyn mit. Dabei kommt den
Kapital- und Vermögensbesitzern gelegen, dass Konjunkturforscher für
die nächsten 12-18 Monate ohnehin eine Rezession vorhersagen. Die
Ursachen dafür sind strikt zyklisch, haben also weder mit Brexit noch
Corbyn zu tun. Wenn der Konjunkturabschwung dann aber eintritt, lässt
er sich politisch nutzen.

Sollte das politische Chaos, das im Zuge der Brexit-Verhandlungen
entstanden ist, einen Altlinken in die Downing Street bringen, würden
sich die gegenwärtig verworrenen Fronten zwischen Linken und Rechten
sowie zwischen Brexit-Anhängern und -Gegnern schnell klären. Zumindest
seitens der Bourgeoisie käme es zu einer Einheitsfront des britischen
Kapitals gegen Corbyn. Diese Front darf sich der Unterstützung
kontinentaleuropäischer Kapitalisten sicher sein, ganz gleich ob
Großbritannien dann EU-Mitglied ist oder nicht.

Ob es Corbyn gelingt, die an der Brexit-Frage gespaltenen
Arbeiter- und Mittelklassen über den Wahltag hinaus um eine linke
Alternative zur Austeritätspolitik zu einen, ist keineswegs
ausgemacht. Noch unsicherer sind die Aussichten, ob entsprechende
Bemühungen auf dem Kontinent ein Echo finden, das eine Regierung
Corbyn unterstützen und die daran geknüpften Hoffnungen über
Großbritannien hinaustragen würde.
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GEWERKSCHAFT/222: Funke-Medien - Unverantwortlicher Kahlschlag (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
7. Februar 2019

Funke-Medien: Unverantwortlicher Kahlschlag



Berlin - Als "unverantwortlichen Kahlschlag" bezeichnet der
stellvertretende Vorsitzende der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft
(ver.di), Frank Werneke, die heutigen Pläne der Funke-Gruppe, mindestens
150 von rund 6000 Arbeitsplätzen bundesweit abzubauen sowie Redaktionen,
Druckereien und Verlagsabteilungen zu schließen: "Hier geht es um die
Existenzgrundlage von unseren Kolleginnen und Kollegen und deren
Familien. Sie haben bereits in den vergangenen Jahren zum Erhalt
ihrer Arbeitsplätze Sparprogramme und Stellenabbau - mit der Folge
erheblicher Arbeitsverdichtung und steigendem Druck - mittragen
müssen. Und jetzt soll die Dosis ein weiteres Mal erhöht werden und
zwar drastisch. Die Folgen für die Presse- und Meinungsvielfalt
werden spürbar sein", warnte Werneke und kündigte an, mit den in
ver.di organisierten Beschäftigten mit allen zur Verfügung stehenden
Mitteln um jeden einzelnen Arbeitsplatz zu kämpfen.

Bereits jetzt brüste sich die Funke-Zentralredaktion damit,
wesentliche Inhalte für die großen Funke-Medien (wie zum Beispiel das
Hamburger Abendblatt, die Braunschweiger Zeitung, die Thüringer
Allgemeine Zeitung oder auch die Westdeutsche Allgemeine Zeitung)
bundesweit zu liefern und damit täglich mehr als fünf Millionen
Menschen zu erreichen: "Dass mit dieser Strategie weder der Bedarf an
regionaler Berichterstattung gedeckt werden kann, noch große
wirtschaftliche Erfolge zu erzielen sind, liegt auf der Hand. Statt
einer vernünftigen Strategie für ausdifferenzierte Informationen im
Norden, Westen, Osten oder der Mitte Deutschlands, wo vollkommen
unterschiedliche gesellschaftliche, politische und wirtschaftliche
Rahmenbedingungen herrschen, wird Einheitsbrei produziert. Durch eine
Kette an publizistischen und unternehmerischen Fehlentscheidungen
wird ein einstmals stolzer und bedeutender Verlagskonzern
systematisch vor die Wand gefahren. Ordentliche Gewinne sind offenbar
wichtiger als die Kolleginnen und Kollegen und die Qualität der
Funke-Medien", kritisierte Werneke.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 07.02.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MELDUNG/1837: Deutschlandfunk Kultur - Thomas Bernhard, der Theatermacher, 9.2.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Der Theatermacher

Die Lange Nacht über Thomas Bernhard

Von Sabine Fringes

Lange Nacht

Samstag, 9. Februar 2019, 0.05 - 3.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Wohl kaum ein anderer deutschsprachiger Schriftsteller des 20.
Jahrhunderts hat die Gemüter so sehr erhitzt wie der Österreicher
Thomas Bernhard (1931-1989). Seine Theaterstücke verursachten
Skandale, seine Romane zogen Gerichtsverhandlungen nach sich. Heute,
30 Jahre nach seinem Tod, haben sich die Wogen geglättet - und der
Vorhang geht auf zum nächsten (Lektüre-) Akt. Ungebrochen ist die
Faszination über den Unterganghofer, Moralisten und Humoristen
Bernhard. Ein unwiderstehlicher Sog geht von den ewigen Tiraden seiner
Figuren aus. Ihr Redefluss ist ungebremst, aufreibend und anregend,
niederschmetternd und belustigend zugleich. Und hochmusikalisch.
Die "Lange Nacht" wird ab 23.05 Uhr auch im Deutschlandfunk gesendet.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 29. Januar 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2826: Deutschlandfunk - Das Signum Quartett, 9.2.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Klassik-Pop-et cetera

Am Mikrofon: Das Signum Quartett

Samstag, 9. Februar 2019, 10.05 - 11.00 Uhr, Deutschlandfunk



Das PIZZICATO Magazin zählt die mehrfach ausgezeichnete Formation zu
den besten der neuen Quartettgeneration. Internationale Tourneen,
Auftritte bei der Musik Triennale Köln, dem Schleswig-Holstein Musik
Festival und dem Kammermusikfest Spannungen in Heimbach bestimmen die
Vita des Quartetts. Neben den Gründungsmitgliedern - der Geigerin
Annette Walther und dem Cellisten Thomas Schmitz, die sich noch aus
der Schulzeit kennen - gehören auch der Geiger Florian Donderer und
der aus Südafrika stammende Bratschist Xandi van Dijk zum Ensemble.
Das Signum Quartett aus Köln ist vollzählig im Studio erschienen, um
"Klassik-Pop-et cetera" zu moderieren, mit einer Musikauswahl, die von
Jazzinterpreten wie Jan Johansson und Ella Fitzgerald bis zu
klassischen Werken von Johann Sebastian Bach, Johann Jacob Frohberger
und Gideon Klein reicht.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 29. Januar 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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PREIS/327: Deutscher Hörbuchpreis 2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 7. Februar
2019

Deutscher Hörbuchpreis 2019

Eva Meckbach und Gert Heidenreich für herausragende Sprecherleistungen
geehrt / "Rotes Bayern" ist das "Beste Sachhörbuch"



Die ersten Gewinner des Deutschen Hörbuchpreises 2019 stehen fest:
Ausgezeichnet werden Eva Meckbach als "Beste Interpretin" und Gert
Heidenreich als "Bester Interpret" sowie das Ehepaar Sabeeka
Gangjee-Well und Hans Well für "Rotes Bayern - Es lebe der Freistaat!"
in der Kategorie "Bestes Sachhörbuch". Die Preisträger in den
Kategorien "Bestes Hörspiel", "Bestes Kinderhörbuch" und "Beste
Unterhaltung" werden am 14. Februar 2019 bekannt gegeben, der Gewinner
in der neuen Kategorie "Bester Podcast" am 28. Februar.

Schauspielerin und Sprecherin Eva Meckbach wird für Ihre Lesung des
Romans "Deutsches Haus" von Annette Hess, erschienen im Hörbuch
Hamburg Verlag, als "Beste Interpretin" ausgezeichnet. Einhellig
begeistert zeigt sich die Jury von Meckbachs Kunst, den
verschiedensten Charakteren "Leben einzuhauchen, ohne jemals zu dick
aufzutragen". Vor zwei Jahren bereits für den Deutschen Hörbuchpreis
nominiert, fülle die Interpretin jetzt die "Luft" aus, die es damals
noch "nach oben" gab. "Glasklar" habe die Jury daher diese
Preisentscheidung getroffen.

Als "Bester Interpret" wird der Schriftsteller und Sprecher Gert
Heidenreich geehrt. Für Random House Audio hat er Kazuo Ishiguros
legendären Roman "Was vom Tage übrig blieb" eingelesen und ist dabei
"stimmlich mit dem Erzähler verschmolzen, ohne ihm zu verfallen". Für
die grenzenlose Loyalität und diskrete Distanziertheit des Butlers
Stevens finde Heidenreich in seiner ebenso "konsequenten" wie
"virtuosen" Interpretation einen "unaufdringlichen und dennoch
mitreißenden Ton", urteilt die Jury. Dreißig Jahre nach seinem
Erscheinen werde die ungebrochene Aktualität des Textes "hörbar und
verständlich".

Über den Preis in der Kategorie "Bestes Sachhörbuch" dürfen sich
Sabeeka Gangjee-Well und Hans Well freuen. In ihrem Feature "Rotes
Bayern - Es lebe der Freistaat!", erschienen im Hörverlag, erzählen
sie gemeinsam mit ihren lesenden und musizierenden Mitstreitern
"kenntnisreich und witzig, klug und gewürzt mit bitterbösem Humor" von
der Münchner Revolution 1918. Die Mischung aus zeitgenössischen
Zitaten, nachgespielten historischen Momenten und hintergründigen
Liedern hat die Jury restlos überzeugt: "Selten war Wissensvermittlung
so unterhaltsam."

Der Deutsche Hörbuchpreis ist in jeder Kategorie mit 3333 Euro
dotiert.

Die festliche Preisverleihung eröffnet am 19. März 2019 das
internationale Literaturfest lit.COLOGNE. Gastgeber ist der
Westdeutsche Rundfunk im Kölner Funkhaus am Wallrafplatz. Erstmals
moderiert Klaus-Jürgen Deuser die Veranstaltung, Tom Gaebel & His
Orchestra sorgen für den musikalischen Rahmen.

Gemeinsam mit dem Deutschen Hörbuchpreis werden zwei weitere
Auszeichnungen verliehen:

Der "WDR Publikumspreis - Mein Hörbuch 2018" ermöglicht den HörerInnen
und ZuschauerInnen des Westdeutschen Rundfunks, über ihr eigenes
Lieblingshörbuch des Jahres 2018 abzustimmen.

Die Teilnahme ist bis zum 10. Februar 2019 möglich unter
publikumspreis.wdr.de

Der Gewinner des WDR Publikumspreises wird erst während der
Preisverleihung bekannt gegeben.

Hörbuch des Jahres 2018 der hr2-Hörbuchbestenliste ist "Bilder deiner
großen Liebe", eine Soundcollage von Regisseur Tom Schneider nach dem
unvollendeten Roman von Wolfgang Herrndorf mit Sandra Hüller als
Sprecherin und Sängerin sowie den Musikern Sandro Tajouri und Moritz
Bossmann.

Die gesamte Preisverleihung wird ab 20.04 Uhr live auf WDR 5 sowie auf
Bayern 2, Deutschlandradio / Kanal "Dokumente und Debatten",
hr2-kultur, NDR Kultur, SR 2 und SWR2 und als Audio- und Videostream
auf www.wdr5.de übertragen.

Mehr Informationen zum Deutschen Hörbuchpreis, zu den JurorInnen und
PreisträgerInnen finden Sie unter www.deutscher-hoerbuchpreis.de.

Weitere Infos zum Deutschen Hörbuchpreis 2019:

http://www.deutscher-hoerbuchpreis.de/

WDR Publikumspreis - Mein Hörbuch 2018 

https://www1.wdr.de/wdr/unternehmen/der-wdr/profil/chronik/auszeichnungen/publikumspreis

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 7. Februar 2019
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HNO/300: Tinnitus - Behandlung mit Hilfe von Neurofeedback (idw)


Philipps-Universität Marburg - 05.02.2019

Tinnitus: Neurofeedback verspricht Linderung



Hoffnung für Tinnitus-Betroffene: Eine Arbeitsgruppe aus der Marburger
Psychologie testet, ob ein Neurofeedback-Training den Patientinnen und
Patienten helfen kann, die Belastungen durch Phantomgeräusche zu
vermindern. Das Marburger Team um die Psychologin Dr. Cornelia Weise und
ihre Kooperationspartner vom Forschungszentrum "Eriksholm Research Center"
aus Dänemark erhalten für ihre Forschungsarbeit eine Förderung der
Stiftung "Oticon Foundation"; mehr als 45.000 Euro fließen an die
Philipps-Universität.

"Das Summen und Zischen in meinem Kopf ist immer da. Im Kino, beim
Einkaufen, sogar, wenn ich schlafen gehe", sagt Martin Jensen. Seit sieben
Jahren lebt der dänische Psychologe mit Tinnitus - und erforscht nun als
Gastwissenschaftler in Marburg eine neue Methode, mit der die Belastungen
durch Phantomgeräusche abgemildert werden sollen.

Tinnitus ist eine Störung der Hörfunktion, bei der Betroffene Geräusche
wahrnehmen, die nicht auf ein äußeres Schallereignis zurückgehen: das
berüchtigte Klingeln im Ohr. Die Erkrankung tritt bei 10 bis 20 Prozent
der Bevölkerung auf, schätzen Fachleute. "Leider gibt es derzeit keine
Heilung für Tinnitus", sagt die Psychologin Dr. Cornelia Weise von der
Philipps-Universität, die das Forschungsprojekt leitet. "Daher erforschen
wir - wie eine wachsende Anzahl von Forschungsgruppen weltweit - neue
Wege, um das Klingeln in den Ohren zum Schweigen zu bringen."

Eine solche neuartige Behandlungsmöglichkeit bietet das Neurofeedback,
dessen Wirkung das Team nun erforscht. "Tinnitus ist ein Phantomgeräusch",
erläutert Jensen; "das unaufhörliche Klingeln wird durch aktive Neuronen
im Gehirn verursacht, obwohl objektiv kein Geräusch von außen vorhanden
ist."

Beim Neurofeedback schauen die Betroffenen ihrer eigenen Hirnaktivität zu,
die durch Elektroden auf der Kopfoberfläche aufgenommen und auf einem
Bildschirm sichtbar gemacht wird. Die Probanden trainieren dabei,
Kontrolle über Gehirnprozesse zu erlangen, die unter normalen Umständen
unwillkürlich ablaufen. "Mit dem Neurofeedback hoffen wir, diejenige
Aktivität im Gehirn zu reduzieren, die für die Erzeugung der anhaltenden
Geräuschwahrnehmung verantwortlich ist", legt Jensen dar.

Das Klingeln im Ohr an sich zu vermindern, ist jedoch nur einer von
mehreren Effekten, die das Forschungsteam mit dem Training zu erzielen
hofft. Dieses soll zudem auch beeinflussen, wie die Betroffenen ihren
Tinnitus wahrnehmen und bewerten. "Manche Menschen leben gut mit Tinnitus
und können ihn ignorieren, auch wenn er laut ist", führt Weises
Mitarbeiterin Eva Hüttenrauch aus; "andere mit kaum hörbarem Tinnitus
hingegen haben große Schwierigkeiten, sich damit abzufinden."

Die Unfähigkeit, den eigenen Tinnitus zu akzeptieren, kann zu
schwerwiegenden gesundheitlichen Folgen führen: etwa Schlafprobleme,
Konzentrationsschwierigkeiten oder Angstzustände. Warum wird die Störung
mitunter als so belastend erlebt? "Vermutlich spielen diejenigen Teile des
Gehirns dafür eine bedeutsame Rolle, die für die Verarbeitung von
Emotionen verantwortlich sind", erklärt Weise. "Wir hoffen, dass wir mit
dem Neurofeedback-Training dieses sogenannte Tinnitus-Belastungs-Netzwerk
unterbrechen, damit die Betroffenen mit dem ständigen Rauschen im Kopf
besser zurechtzukommen", sagt ihr Mitarbeiter Martin Jensen.

Neben Cornelia Weises Arbeitsgruppe und dem "Eriksholm Research Center"
beteiligt sich auch die Klinik für Hals-, Nasen- und Ohrenheilkunde des
Universitätsklinikums Marburg an der Kooperation.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution376

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Philipps-Universität Marburg - 05.02.2019
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ERNÄHRUNG/1470: Forschung - Wie das Darmbakterium Clostridium ramosum Übergewicht fördert (idw)


Deutsches Institut für Ernährungsforschung Potsdam-Rehbrücke - 05.02.2019

Wie das Darmbakterium Clostridium ramosum Übergewicht fördert



Es ist bekannt, dass bestimmte Darmbakterien das Gewicht beeinflussen. Wie
dieser Effekt zustande kommt, ist bisher kaum verstanden. Ein Potsdamer
Forscherteam vom Deutschen Institut für Ernährungsforschung (DIfE) zeigt
nun in der Fachzeitschrift Scientific Reports, dass das Bakterium
Clostridium ramosum die Darmzellen von Mäusen dazu bringt, vermehrt den
Botenstoff Serotonin auszuschütten. Durch das Serotonin wird die
Fettaufnahme aus dem Darm begünstigt, was die Fettpolster schneller
wachsen lässt.

Clostridium ramosum ist ein zehn Mikrometer großes Bakterium und somit
rund 100 Mal kleiner als ein Sandkorn. Die sporenbildende Mikrobenart
kommt verstärkt im Darm übergewichtiger Menschen vor. Unklar ist, ob die
Betroffenen durch das Bakterium an Gewicht zunehmen. Im Tierversuch ist
die Datenlage eindeutiger. "In früheren Studien mit Mäusen beobachteten
wir, dass Clostridium ramosum Übergewicht fördert, indem es die Zahl der
Fettsäuretransporter im Darm erhöht", sagt Professor Michael Blaut, Leiter
der Abteilung Gastrointestinale Mikrobiologie am DIfE.

Dieser Spur gingen die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler nun weiter
nach. Dafür untersuchten sie Mäuse und Darm-Organoide. Darm-Organoide
werden aus Stammzellen gewonnen und weisen ähnliche Eigenschaften wie
normales Darmgewebe auf. Sie werden deshalb auch als "Mini-Därme"
bezeichnet. Das Forscherteam beobachtete, dass Clostridium ramosum den
Darm der Tiere dazu bringt, vermehrt enterochromaffine Zellen zu bilden.
Diese spezialisierten Zellen produzieren den Botenstoff Serotonin. Somit
kann das Bakterium die Konzentration von Serotonin im Darm erhöhen und die
Anzahl der Fettsäuretransporter steigern. Eine mögliche Folge für Maus und
Mensch: Übergewicht. "Die Studie zeigt einmal mehr, wie stark der Einfluss
einer einzelnen Bakterienspezies im Darm sein kann", betont Blaut.

Fettreiche Ernährung fördert Wachstum von Clostridium ramosum

Insbesondere eine Ernährung mit viel Fett könnte problematisch sein. Denn
das Bakterium vermehrt sich gerade unter einer fettreichen Diät optimal.
"Unsere Ergebnisse liefern einen wichtigen Hinweis auf das Zusammenspiel
zwischen Ernährung, Stoffwechsel des Wirts und Darmbakterien", sagt Dr.
Ana Mandic, wissenschaftliche Mitarbeiterin der Abteilung, die seit fast
drei Jahren an dem Projekt arbeitet. Im nächsten Schritt sei es wichtig zu
prüfen, in welchem Maße Clostridium ramosum beim Menschen zu Übergewicht
beiträgt. Zudem wollen die Forschenden herausfinden, ob das Bakterium
durch eine bestimmte Ernährung und andere Mikroorganismen ausgebremst
werden könnte.


Literatur

Original-Publikation: 

Mandić AD, Woting A, Jaenicke T, Sander A,
Sabrowksi W, Rolle-Kampcyk U, v. Bergen M, Blaut M. Clostridium ramosum
regulates enterochromaffin cell development and serotonin release.
Scientific Reports (2019) 9:1177

[https://doi.org/10.1038/s41598-018-38018-z]

Ähnlicher Artikel: 

Woting A, Pfeiffer N, Loh G, Klaus S, Blaut M.
Clostridium ramosum promotes high-fat diet-induced obesity in gnotobiotic
mouse models. mBio® 2014

[https://mbio.asm.org/content/5/5/e01530-14.long]

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dife.de/presse/pressemitteilungen/?id=1422

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution166
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FORSCHUNG/3990: Geruchssinn trägt wesentlich zur Entwicklung der kognitiv relevanten neuronalen Netzwerke bei (idw)


Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf - 01.02.2019

Geruchssinn trägt wesentlich zur Entwicklung der kognitiv relevanten neuronalen Netzwerke bei

UKE-Forschende publizieren zur Rolle des Geruchssinns auf die Entwicklung
des Gehirns



Der Einfluss sensorischer Stimuli auf die Ausbildung und Reifung kognitiv
relevanter neuronaler Netzwerke wurde bisher weitgehend unterschätzt.
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Instituts für Neuroanatomie
des Universitätsklinikums Hamburg-Eppendorf (UKE) haben herausgefunden,
dass der Geruchssinn eine zentrale Rolle bei der Entwicklung neuronaler
Netzwerke spielt. Ihre Ergebnisse wurden jetzt im internationalen
Fachmagazin PLOS Biology veröffentlicht.

In Zusammenarbeit mit der Arbeitsgruppe Chemosensorik der
Rheinisch-Westfälischen Technischen Hochschule (RWTH) Aachen ist es Prof. Dr. Ileana
Hanganu-Opatz und ihrem Forschungsteam des Instituts für Neuroanatomie des
UKE gelungen, die Bedeutung früher sensorischer Reize für die Entwicklung
weitreichender Kommunikation zu entschlüsseln. Kognitive Prozesse im
Erwachsenenalter setzen voraus, dass zahlreiche Hirnregionen durch
elektrische Aktivität von Nervenzellen miteinander kommunizieren und
Netzwerke bilden. Die Entstehungsmechanismen dieser Netzwerke um die
Geburt herum bleiben jedoch weitgehend unbekannt. Jetzt fanden die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler heraus, dass Geruchsreize eine
Aktivierung des entorhinalen Cortex anstoßen, der als "Torwächter" die
kognitiv relevanten neuronale Netzwerke steuert. Sowohl eine Blockade als
auch eine Überstimulation des Geruchssinns während der frühen Entwicklung
des Gehirns führt zu einer fehlerhaften Kommunikation zwischen den
Hirnregionen. Diese neuen Erkenntnisse helfen nach Ansicht der
Forscherinnen und Forscher zu verstehen, wie groß die Bedeutung
sensorischer Erfahrungen in der frühen Kindheit später für die
Aufmerksamkeits- und Gedächtnisfähigkeiten im Erwachsenenalter ist.


Originalpublikation:

Gretenkord S, Kostka JK, Hartung H, Watznauer K, Fleck D, Minier-Toribio
A, et al. (2019) Coordinated electrical activity in the olfactory bulb
gates the oscillatory entrainment of entorhinal networks in neonatal mice.
PLoS Biol 17 (1): e2006994. 

DOI: https://doi.org/10.1371/journal.pbio.2006994

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution347
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FORSCHUNG/3989: Protein macht Hirnzellen Beine (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 01.02.2019

Protein macht Hirnzellen Beine



Unser Gehirn ähnelt ein wenig einem komplexen Gebäude aus Lego, in dem
jeder Stein seinen eigenen Platz hat. Mit dem Unterschied, dass sich unser
Denkorgan quasi selbstständig zusammenbaut: Bei der Hirnreifung wandern
die Zellen genau an die Orte, an denen sie später gebraucht werden.
Forscher des Instituts für Rekonstruktive Neurobiologie am
Universitätsklinikum Bonn und des Deutschen Zentrums für Neurodegenerative
Erkrankungen (DZNE) haben nun neue Erkenntnisse zu einem Prozess gewonnen,
der bei diesem Vorgang eine wesentliche Rolle spielt. Ihre Ergebnisse sind
nun in der Fachzeitschrift eLife erschienen.

Die Wissenschaftler haben in ihrer Studie einen bestimmten Typ von Zellen
untersucht, die dopaminergen Neurone des Mittelhirns. Ihren etwas
sperrigen Namen verdanken sie ihrer Fähigkeit, den Botenstoff Dopamin zu
produzieren. Dieser spielt bei der Signalübertragung zwischen bestimmten
Nervenzellen eine wesentliche Rolle, etwa im sogenannten Belohnungssystem.
Dieses sorgt dafür, dass wir bestimmte Erfahrungen als angenehm empfinden
und danach streben, sie zu wiederholen. Eine verminderte
Dopaminausschüttung aufgrund eines fortschreitenden Verlusts dopaminerger
Neurone kann zudem zur Parkinson-Erkrankung mit ihren charakteristischen
Defiziten bei Bewegungsabläufen führen.

Je nach Funktion findet man dopaminerge Neurone in verschiedenen Bereichen
unseres Denkorgans. Einer davon ist die Substantia nigra, ein zweiter das
ventrale Tegmentum. "Die dopaminergen Neurone von Substantia nigra und
ventralem Tegmentum werden beide aus Vorläuferzellen im Mittelhirn
gebildet", erklärt Prof. Dr. Sandra Blaess vom Institut für Rekonstruktive
Neurobiologie des Universitätsklinikums Bonn. "Während der
Embryonalentwicklung wandern sie zunächst zusammen in eine Richtung und
reifen dabei weiter heran."

Reelin stabilisiert die Sprint-Form der Zellen

Dann jedoch endet der gemeinsame Marsch: Ein Teil der Zellen biegt
Richtung Substantia nigra ab, der andere bleibt zurück, um das ventrale
Tegmentum zu bilden. "Wir wussten, dass bei diesem Prozess ein Protein
namens Reelin eine wichtige Rolle spielt", erklärt Blaess' Mitarbeiterin
Ankita Vaswani. "Welche genau, wollten wir in unserer Studie
herausfinden."

Dazu haben die Wissenschaftler in dopaminergen Neuronen in der Maus die
Produktion des Proteins DAB1 unterbunden, das für die Übertragung des
Reelin-Signals in die Zelle essenziell ist. Unter dem Mikroskop zeigte
sich, dass es die Substantia Nigra-Neurone dann nicht mehr schaffen, ihre
endgültige Position zu erreichen.

"Wir haben die Neurone nun mit einem fluoreszenten Protein markiert und
dopaminerge Neurone mit und ohne DAB1 bei ihrer Wanderung gefilmt",
erklärt Vaswani. "Dabei stellten wir fest, dass sich die Zellen mit DAB1
in den meisten Phasen nur langsam bewegten, dazwischen aber rasche Sprints
einlegten." Auffällig war, dass die "Sprinter" stets Fortsätze aufwiesen,
die eindeutig in Richtung der Wanderungsbewegung ausgerichtet waren, und
dass diese Zellen besonders zielgerichtet wanderten. Unter den Neuronen
ohne DAB1 waren dagegen weniger "Sprinter" zu finden, ihre Zellform war
weniger stabil und die Zellen verloren teilweise ihre Orientierung.
"Reelin scheint die in Wanderungsrichtung orientierte Zellform zu
stabilisieren und so dafür zu sorgen, dass die Zellen sich schneller und
gezielter bewegen", interpretiert Prof. Blaess die Ergebnisse.

Vor allem zeigen die Resultate aber, dass Reelin sehr direkt in die
Zellwanderung eingreift. "Es handelt sich dabei jedoch nicht um einen
Lockstoff, dem die dopaminergen Neurone folgen", betont Sandra Blaess.
"Stattdessen ist es vermutlich ein Faktor, der es den Neuronen ermöglicht,
richtig auf andere Signale in ihrer Umgebung zu reagieren." Die Ergebnisse
der Grundlagenstudie helfen den Wissenschaftlern, die komplexen Prozesse
bei der Entstehung des Gehirns besser zu verstehen. Inwieweit sie sich auf
das Gehirn des Menschen übertragen lassen, muss sich aber noch zeigen.


Originalpublikation:

Ankita R. Vaswani, Beatrice Weykopf, Cathleen Hagemann, Hans-Ulrich Fried,
Oliver Brüstle und Sandra Blaess: Correct setup of the substantia nigra
requires Reelin-mediated fast, laterally-directed migration of
dopaminergic neurons

https://doi.org/10.7554/eLife.41623.001
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FORSCHUNG/3988: Neuartiges Enzym in Darmbakterien entdeckt (idw)


Universität Konstanz - 05.02.2019

Neuartiges Enzym in Darmbakterien entdeckt

An der Universität Konstanz wurde in Kooperation mit der Harvard
University ein Schlüsselenzym für eine schädliche
Schwefelwasserstoffbildung durch Bilophila-Bakterien im menschlichen Darm
entdeckt



Im menschlichen Darm sorgt eine komplexe Gemeinschaft von Mikroorganismen,
das Darm-Mikrobiom, dafür, dass noch nicht verdaute Nahrungsbestandteile
weiter verstoffwechselt werden. Tatsächlich kommt es aber auch zu
Abbauprozessen, die negative Effekte für den Menschen haben können. In der
Arbeitsgruppe für Mikrobielle Ökologie des Konstanzer Biologen Dr. David
Schleheck wurde in einer Kooperation mit der Harvard University (USA) ein
Schlüsselenzym entdeckt, das im Darmbakterium Bilophila wadsworthia am
Abbau des im Darm häufig vorkommenden Substrats Taurin beteiligt ist.
Dabei entsteht giftiger Schwefelwasserstoff. Eine verstärkte
Schwefelwasserstoffbildung wird mit einer höheren Durchlässigkeit der
Darmwand, höherer Infektionsanfälligkeit und Darmkrebs in Verbindung
gebracht. Zudem kann Bilophila wadsworthia als pathogenes Bakterium
auftreten, beispielsweise bei Blinddarmentzündungen. Die Ergebnisse wurden
in der aktuellen Ausgabe der Proceedings of the National Academy of
Sciences of the United States of America (PNAS) veröffentlicht.

Taurin wird dem menschlichen Verdauungssystem vor allem durch fettreiche
Nahrung, aber auch durch Fleisch zugeführt. Eine fettreiche Ernährung
führt zu einer verstärkten Produktion von Gallensäuren, die bei der
Fettverdauung helfen, unter anderem Taurocholat. Im Dickdarm wird jedoch
durch die Bilophila-Bakterien von Taurocholat das Taurin abgespalten und
für einen anaeroben Energiestoffwechsel in Abwesenheit von Luft-Sauerstoff
verwendet, wobei der toxische Schwefelwasserstoff entsteht. Diese
besondere Art des Energiestoffwechsels durch Bilo-phila, dem
"Gallensäure-liebenden" Organismus, war bereits vor 20 Jahren in der Arbeitsgruppe des
Biologen Prof. Dr. Alasdair Cook an der Universität Konstanz beschrieben
worden. Dabei wird von Taurin eine schwefelhaltige Gruppe abgespalten und
zu Schwefelwasserstoff reduziert. Es war jedoch bisher unbekannt, welches
Enzym in den strikt anaeroben Bilophila-Bakterien für diese Abspaltung
verantwortlich ist. Durch die Entdeckung eines neuartigen sogenannten
Glycylradikal-Enzyms konnte diese Wissenslücke nun durch die Arbeitsgruppe
von David Schleheck geschlossen werden.

Erstmals nachgewiesen wurde dieses Enzym im Proteomics Centre der
Universität Konstanz. Mittels einer Proteomanalyse konnte eine
vollständige Auflistung der Proteine erstellt werden, die unter den
Wachstumsbedingungen mit Taurin in den Bakterienzellen vorliegen. "Wir
haben gefunden, dass bei Wachstum mit Taurin ein noch unbekanntes
Glycylradikal-Enzym in sehr großen Mengen produziert wird, nicht jedoch
bei Wachstum mit Vergleichssubstraten", berichtet David Schleheck, dessen
Arbeitsgruppe vom Heisenberg-Programm der Deutschen Forschungsgemeinschaft
(DFG) gefördert wird. "Diese Enzymfunktion passte genau in die
Erklärungslücke des Bilophila-Abbauwegs für Taurin. Wir haben somit ein
neuartiges Enzym entdeckt, welches eine Abspaltung der schwefelhaltigen
Gruppe katalysieren kann", erklärt David Schleheck.

Entscheidend ist, dass das Enzym sehr sauerstoffsensitiv ist. Das
bedeutet, dass es nur unter strikt anoxischen Bedingungen, also in einer
absolut Sauerstoff-freien Umgebung, reagieren kann und auch nur so im
Labor untersucht werden kann. Die Biologin und Mitautorin Karin Denger,
die bereits in der Arbeitsgruppe Cook mitgearbeitet hat: "Wir hatten
damals ähnliche Taurin-Abbauwege in vielen verschiedenen Bakterien neu
entdeckt. Dass es in den Bilophila-Bakterien ganz anders sein könnte,
haben wir zu dieser Zeit noch nicht erkannt."

David Schleheck, Mitautorin Anna Burrichter und Karin Denger, die jetzt
Mitglied der kooperierenden Arbeitsgruppe des Konstanzer Chemikers Prof.
Dr. Spiteller ist, konnten auch zwei Spezialisten für Glycylradikal-Enzyme
von der Harvard University, Prof. Dr. Emily Balskus und Dr. Spencer Peck,
als Kooperationspartner für ihre Studie gewinnen, deren Arbeit durch die
Bill & Melinda Gates Foundation gefördert wurde. Sie waren in der Lage,
das Bilophila-Enzym in Escherichia coli zu produzieren, zu reinigen und
vor allem anschließend zu reaktivieren und somit die Enzymfunktion zu
bestätigen. "Mit dieser Methodik können wir in Zukunft an ähnlichen
Schwefelgruppen-abspaltenden Enzymen arbeiten, denn wir haben sehr viele
davon in vielen wichtigen Darmbakterien gefunden, wobei deren Funktionen
noch völlig unbekannt sind", so David Schleheck.

Neben der toxischen Wirkung könnte eine Schwefelwasserstoffbildung im Darm
zumindest in niedrigeren Konzentrationen auch gut für die Gesundheit des
Menschen sein, da Schwefelwasserstoff im Menschen auch als Signalstoff
wirken kann. "Doktorandin Anna Burrichter hat kürzlich die bakterielle
Schwefelwasserstoffbildung aus einem Bestandteil der pflanzlichen
Ernährung, aus Sulfoquinovose, beschrieben", so David Schleheck, "während
wir jetzt die bakterielle Schwefelwasserstoffbildung aus den Substraten
Taurocholat und Taurin aufklären konnten. Für ein besseres Verständnis der
komplexen Symbiose aus Darm-Mikrobiom und Mensch und der Rolle von
Schwefelwasserstoff ist es wichtig, alle Wege zu kennen, die zu
Schwefelwasserstoff führen, ganz besonders abhängig von der Ernährung."
Laut David Schleheck werden bereits weitere solche Abbauwege in seiner
Gruppe untersucht.


Faktenübersicht:

- Originalpublikation: 

Spencer C. Peck, Karin Denger, Anna
Burrichter, Stephania M. Irwin, Emily P. Balskus, and David Schleheck: 

A glycyl radical enzyme enables hydrogen sulfide production by the human
intestinal bacterium Bilophila wadsworthia. PNAS published ahead of print
February 4, 2019. 

DOI: https://doi.org/10.1073/pnas.1815661116

- Schlüsselenzym in Bilophila-Bakterien für Schwefelwasserstoffbildung im menschlichen Darm entdeckt

- Schwefelwasserstoffbildung und Bilophila-Bakterien stehen im Zusammenhang mit Darmerkrankungen bis hin zu Krebs

- Kooperation mit der Harvard University (USA)

- Gefördert durch das DFG Heisenberg-Programm, die Graduiertenschule
Chemische Biology (KoRS-CB), den Konstanz Young Scholar Fund (YSF) sowie
der Bill & Melinda Gates Foundation.
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FORSCHUNG/3987: Struktur eines zentralen Stoffwechselenzyms aufgeklärt (idw)


Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 31.01.2019

Struktur eines zentralen Stoffwechselenzyms aufgeklärt

Kieler Forschungsteam liefert Schlüssel zum funktionalen Verständnis des
menschlichen mARC1-Enzyms



Eine der zentralen Herausforderungen für jedes Lebewesen ist es, bei der
Aufnahme von Stoffen zwischen ihrer Nützlichkeit oder Schädlichkeit zu
unterscheiden. Im Falle der Nahrungsaufnahme kommen zum Beispiel
hochspezialisierte Enzyme zum Einsatz, die bei der Energiegewinnung aus
chemisch komplexen Nahrungsstoffen helfen. Am Abbau bestimmter nicht
verwertbarer oder toxischer Fremdstoffe sind hingegen gänzlich andere
Enzyme beteiligt: Ähnlich wie das Immunsystem fungieren diese als
Schutzbarriere des Körpers, die eine Aufnahme von Schadstoffen verhindern
soll.

Im Gegensatz zu den spezialisierten Verdauungsenzymen wirken sie sehr
unspezifisch, da sie auf ein breites Spektrum unterschiedlicher chemischer
Verbindungen reagieren müssen, um sie dann zur Ausscheidung umzuwandeln.
Ein solches Enzym des menschlichen Körpers ist zum Beispiel das an der
Stickstoff-Umwandlung beteiligte sogenannte mARC1. Ein Kieler
Forschungsteam beschrieb es erstmals vor rund zehn Jahren und vermutete,
dass es eine besondere Bedeutung für die Physiologie hat. Nun ist es den
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern vom Institut für Pharmazie und
vom Zentrum für Biochemie und Molekularbiologie (BiMo) an der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) gelungen, mit einer speziellen
Röntgen-Kristall-Strukturanalyse ein hoch aufgelöstes strukturelles Bild
des mARC1-Enzyms zu gewinnen. Diese präzise Abbildung seiner räumlichen
Struktur und der darin enthaltenen Moleküle liefert die Grundlage für ein
besseres funktionales Verständnis der von mARC1 gesteuerten
Stoffwechselprozesse. Ihre Ergebnisse veröffentlichten die Forschenden,
die Teil des CAU-Forschungsschwerpunkts "Kiel Life Science" (KLS) sind,
kürzlich im Fachmagazin Proceedings of the National Academy of Sciences
(PNAS).

Eine bedeutende Rolle im Stoffwechsel vermuteten die Kieler Forschenden
aufgrund des universellen Auftretens des Enzyms: So ist es nicht nur bei
jedem Menschen, sondern auch bei allen höheren Lebewesen im gesamten
Tier- und Pflanzenreich zu finden. Im Rahmen des Stickstoffumsatzes löst es
biochemische Prozesse aus, die grundsätzlich entweder in einer Reaktion
oder der umgekehrten Gegenreaktion bestehen - abhängig davon, ob sie
Sauerstoff binden oder freigeben. Mit diesen grundlegenden Mechanismen
können sie eine wichtige Funktion in der Kontrolle von Schadstoffen
übernehmen: Da Stickstoff-Verbindungen in einigen Fällen entweder
besonders giftige oder das Erbgut schädigende Abbauprodukte hervorbringen,
kann das Enzym zu deren Entgiftung beitragen. Zugleich nimmt mARC1 eine
Sonderstellung ein, da es erst das vierte Molybdän-haltige Enzym ist, das
im menschlichen Stoffwechsel identifiziert wurde - der
Fremdstoffmetabolismus ist ansonsten vor allem von eisenhaltigen Enzymen
geprägt.

"Wir konnten nun erstmals im Detail in das aktive Zentrum von mARC1
hineinschauen und anhand seiner Struktur auf die Funktionsweise
schließen", betont Professor Axel Scheidig, Direktor des Zentrums für
Biochemie und Molekularbiologie an der CAU. "Das Enzym kann sehr effektiv
beim Abbau von Schadstoffen wirken, die als Stoffwechselprodukte des
Stickstoffumsatzes in der Zelle anfallen", so Scheidig weiter. Abhängig
von den Verbindungen, die es umsetzt, kann das mARC1 allerdings auch
umgekehrt wirken. Eine toxische Wirkung entfaltet sich dann möglicherweise
erst durch die vom Enzym verursachte Umwandlung.

Schlüssel zur Aufklärung der Detailstruktur war eine sogenannte
Röntgen-Kristall-Strukturanalyse, die das Kieler Forschungsteam in Kooperation mit
Kolleginnen und Kollegen des Deutschen Elektronen-Synchrotrons (DESY) in
Hamburg durchführte. Sie erlaubt es, das für sich genommen sehr schwache
Signal des atomaren Gerüsts durch die Wechselwirkung mehrerer
gleichgeschalteter Moleküle mit den Röntgenstrahlen zu verstärken. So
konnten die Forschenden die Struktur des Enzyms mit Hilfe des aus
Milliarden von Einzelmolekülen bestehenden Kristalls sichtbar machen. Für
die erfolgreiche Kristallisation mussten sie jedoch zunächst in einem
langwierigen Optimierungsverfahren die Eiweißmoleküle des Enzyms reinigen
und mit einem anderen Eiweiß verknüpfen, ohne dabei die Funktionsweise des
Enzyms zu zerstören. "Wir haben seit rund zehn Jahren daran gearbeitet,
einen Weg zur Sichtbarmachung der Enzymstruktur zu finden", betont
Scheidig. "Die nun vorliegende, hoch präzise Abbildung der Detailstruktur
von mARC1 öffnet das Tor zur potenziellen Nutzbarmachung seiner
Funktionen", so Scheidig weiter.

In der weiteren Forschung soll nun das ganze Spektrum der durch mARC1
gesteuerten Stoffwechselprozesse inklusive der dabei umgesetzten
organischen und anorganischen Verbindungen erkundet werden. Zusätzlich
existiert auch ein zweites, sehr ähnliches Enzym, das mARC2, dessen
bislang unbekannte Struktur ebenfalls detailliert untersucht werden soll.
Ziel der künftigen Arbeiten wird es sein, insbesondere das therapeutische
Potenzial der beiden verwandten Enzyme zu erforschen.

Neben ihrer Bedeutung für den Stickstoffstoffwechsel sind die mARC-Enzyme
auch an der Umwandlung von giftigen Pflanzeninhaltsstoffen wie
beispielsweise Alkaloiden, die etwa im Jakobskreuzkraut vorkommen,
beteiligt. Auch hier ist es möglich, dass die chemische Reaktion sowohl
harmlose als auch schädliche Abbauprodukte hervorbringt. Schließlich
erlaubte der gezielte Einsatz der Enzyme die Entwicklung neuartiger
Medikamente: So sind die Enzyme zum Beispiel an der Aktivierung neu
entwickelter Blutverdünner und Krebsmittel beteiligt. Dieses Prinzip
stammt ebenfalls aus dem Arbeitskreis von Professor Bernd Clement vom
Institut für Pharmazie. Für zukünftige Entwicklungen ist es denkbar,
mithilfe von mARC die Umsetzung und damit Aktivierung eines Wirkstoffs so
zu schalten, dass er bereits im Verdauungstrakt wirkt und nicht erst in
die Blutbahn aufgenommen werden muss. Solche im Körper mit Verzögerung
aktivierten Medikamente bezeichnen Forschende auch als "Prodrugs". "Von
der Anwendung dieses Prinzips erhoffen wir uns aus pharmazeutischer Sicht
eine verbesserte Wirksamkeit und potenziell reduzierte Nebenwirkungen",
hebt Clement hervor.

Eine zentrale Rolle bei dieser weiteren Erforschung spielt das genetische
Profil von mARC1: Hier konnten die Kieler Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler eine Lücke schließen, da bisherige bioinformatische
Methoden nur ein unvollständiges Bild liefern konnten. "Wir haben auch die
Gene identifiziert, die der Bildung des Enzyms im Menschen zugrunde
liegen", betont Clement. "Auf dieser Basis werden wir künftig anhand von
Modellorganismen eine systematische Funktionsanalyse des mARC1-Enzyms
durchführen", so Clement weiter. Mit dem gezielten An- und Ausschalten
dieser Gene mit verschiedenen experimentellen Methoden werden künftig
vergleichende Aussagen über die Wirkungsweise des Enzyms und die
physiologischen Folgen für den Organismus möglich.


Originalpublikation:

Christian Kubitza, Florian Bittner, Carsten Ginsela, Antje Havemeyer,
Bernd Clement und Axel Scheidig (2018): Crystal structure of human mARC1
reveals its exceptional position among eukaryotic molybdenum enzymes. PNAS

https://dx.doi.org/10.1073/pnas.1808576115
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GENTECHNIK/289: Gentherapie macht taube Mäuse hörend (idw)


Universitätsmedizin Göttingen - Georg-August-Universität - 01.02.2019

Gentherapie macht taube Mäuse hörend



Hörverlust kann bislang nur mit Prothesen, wie Hörgeräten oder
Cochlea-Implantaten, behandelt werden. Eine neuartige Gentherapie könnte dies in
bestimmten Fällen in der Zukunft überflüssig machen. Göttinger Forschern
gelang es, bei tauben Mäusen ein fehlendes Gen mittels Viren in das
Innenohr zu schleusen und damit das Hören wiederherzustellen.
Veröffentlicht in der Fachzeitschrift "EMBO Molecular Medicine".

(umg) Taubheit betrifft etwa eines von 1.000 neugeborenen Kindern und ist
damit die häufigste angeborene Sinnesbeeinträchtigung. Über 140
verschiedene Gene sind derzeit bekannt, deren Defekte zu Hörminderung
führen. In 75 Prozent der Fälle wird Taubheit rezessiv vererbt. Das
bedeutet, es ist keine intakte Genkopie mehr vorhanden, die die Zellen als
Bauplan für ein bestimmtes Protein benötigen.

Bei der Otoferlin-bedingten Taubheit fehlt das Protein Otoferlin, die
Sinneszellen des Innenohrs können keine Signale mehr an den Hörnerv
weiterleiten. Weltweit versuchen Forscher bereits seit Längerem, für diese
Form der Taubheit eine Gentherapie zu entwickeln.

Göttinger Forschern ist es jetzt gelungen, bei tauben Mäusen das fehlende
Gen für die Herstellung des Proteins Otoferlin mittels Viren in das
Innenohr zu schleusen. Mit Hilfe von fluoreszierenden Antikörpern gelang
es, neu gebildetes Otoferlin in den Sinneszellen nachzuweisen. Der
Otoferlin-Bauplan zeigte sich korrekt und frei von Virussequenzen. Die
Wissenschaftler konnten unter anderem nachweisen, dass das so hergestellte
Otoferlin funktioniert und die ursprünglich tauben Mäuse tatsächlich
wieder hören.

Die Forschungserkenntnisse sind das Ergebnis der Zusammenarbeit einer
Gruppe von Wissenschaftlern der Klinik für Hals-, Nasen-, Ohrenheilkunde
an der Universitätsmedizin Göttingen (UMG) unter Leitung von
Privatdozentin Dr. Ellen Reisinger mit dem Virusspezialisten Dr. Sebastian
Kügler von der Klinik für Neurologie, UMG, sowie Forschern des Instituts
für Auditorische Neurowissenschaften, UMG. Gefördert wurde die Arbeit
durch eine Forschungsunterstützung der US-Startup Firma Akouos sowie den
Sonderforschungsbereich (SFB) 889 "Zelluläre Mechanismen der Sensorischen
Verarbeitung" und das Center for Nanoscale Microscopy and Physiology of
the Brain (CNMPB) Göttingen. Publiziert wurden die Forschungsergebnisse in
der renommierten Fachzeitschrift "EMBO Molecular Medicine".


Originalveröffentlichung:

Hanan Al-Moyed, Andreia P. Cepeda, Sangyong Jung, Tobias Moser, Sebastian
Kügler, Ellen Reisinger: 

A dual-AAV approach restores fast exocytosis and
partially rescues audi-tory function in deaf otoferlin knock-out mice.

EMBO Molecular Medicine, 2019, 11(1) pii: e9396. 

doi: 10.15252/emmm.201809396


FORSCHUNGSERGEBNISSE IM DETAIL

Die Forscher konnten zudem zeigen, dass die synaptische Übertragung
beinahe so gut funktionierte wie in gesunden Mäusen. Auch einen Hörtest
absolvierten die einst tauben Mäuse erfolgreich: Hierzu wurden den Mäusen
Klick-Geräusche vorgespielt, die bei hörenden Mäusen, nicht aber bei
tauben Mäusen, elektrische Hirnstammpotentiale auslösen. Solche Potentiale
zeigten sich nun auch bei den Virus-behandelten vormals tauben Mäusen. Für
die Göttinger Forscher gilt dies als Beweis dafür, dass mit der
Gentherapie bei den Mäusen das Gehör prinzipiell wiederherstellt werden
kann.

"Die größte Schwierigkeit bestand darin, einen geeigneten molekularen
Transporter für das ungewöhnlich große Gen zu finden, da allein die
kodierende Sequenz nahezu 6.000 Basenpaare umfasst", sagt Hanan Al-Moyed,
Klinik für Hals-, Nasen-, Ohrenheilkunde der UMG, Erstautorin der Studie.
Für derartige DNA-Transporte werden meist Viren eingesetzt, die
gentechnisch so verändert wurden, dass sie statt der Virus-Gene die
therapeutischen Gene erhalten. Solche Viren können sich im Körper nicht
weiter vermehren. Die derzeit für Gentherapien bevorzugt eingesetzten
Viren (sogenannte Adeno-Assoziierte Viren, AAV) transportieren jedoch nur
bis zu 4.700 Basenpaare an fremder DNA. Andere gentherapeutisch verwendete
Viren, die größere DNA-Sequenzen transportieren können, erwiesen sich als
zu ineffizient für den Transport in die Sinneszellen des Innenohrs.

"Das war in etwa so, wie wenn man mit dem Kleinwagen losfährt, um Möbel
einzukaufen, die dann nicht in den Kofferraum passen, aber ein größerer
Transporter könnte nicht in die Wohnstraße einbiegen", beschreibt Hanan
Al-Moyed die Situation.

Der Durchbruch gelang den Göttinger Forschern mit einem Trick: Sie teilten
die kodierende Sequenz von Otoferlin in zwei Teile, diese sollten dann von
zwei separaten AAV transportiert werden. Damit sich die beiden Teile in
den Zellen wieder zusammenfügen, kam den Forschern eine bestimmte
Eigenschaft der DNA dieser Viren zunutze: Sie bilden im Kern einer Zelle
ein langes, ringförmiges Multimer, das aus der DNA von bis zu 80
Einzelviren besteht. Liegen die Teilstücke in diesem Multimer zufällig in
der richtigen Orientierung hintereinander, kann die Zelle die vollständige
Otoferlin-mRNA (also die Arbeits-Kopie des Bauplans) ablesen. An der
Schnittstelle jedoch bleiben noch kleine Teile des Virus-Genoms enthalten.
Hier bauten die Forscher DNA-Signalsequenzen ein, die die Zelle
veranlassen, diese Teile aus der mRNA herauszuschneiden.

Als Nächstes suchen die Wissenschaftler nach einem Weg, die Viren weiter
zu verbessern. "Wir arbeiten intensiv an einer Strategie, um etwas höhere
Proteinmengen in den Sinneszellen zu erreichen und somit das Hörvermögen
vollständig wiederherstellen", sagt Priv.-Doz. Dr. Ellen Reisinger,
Seniorautorin der Studie. Gelingt dies, rückt eine Gentherapie für diese
Form der Taubheit auch bei Menschen in greifbare Nähe. Ein kooperierendes
US-Unternehmen führt bereits weitere Experimente wie Toxizitätstests
durch, um baldmöglichst mit klinischen Studien beginnen zu können.

"Da die Sinneszellen im Innenohr unser ganzes Leben bestehen, ohne
ausgetauscht zu werden, und die Virus-DNA typischerweise stabil in den
Zellkernen bleibt, haben wir die Hoffnung, dass auch die Gentherapie nur
einmal durchgeführt werden muss", sagt Ellen Reisinger. Die
Otoferlin-bedingte Taubheit habe damit gute Chancen, die erste Form von angeborener
Taubheit zu sein, die mit Gentherapie behandelt werden kann, so Reisinger.

Die neu gewonnenen Erkenntnisse möchte Priv.-Doz. Dr. Reisinger nutzen, um
zukünftige Therapien für weitere Taubheitsformen zu entwickeln. Möglich
erscheint eine Gentherapie nach der Geburt jedoch nur für solche Formen
von Taubheit, bei denen alle Zellen des Innenohrs vorhanden sind. Wird das
Taubheitsgen hingegen während der Embryonalentwicklung für die Reifung der
Zellen des Innenohrs benötigt, was bei nicht wenigen Formen der Taubheit
der Fall ist, kann eine spätere Gentherapie das Hören nicht wiederbringen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution493
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DIABETES/2050: Forschung - Erbgut beeinflusst Blutglukosereaktion (idw)


Deutsches Diabetes-Zentrum - 05.02.2019

Erbgut beeinflusst Blutglukosereaktion



Viele Menschen mit Diabetes nehmen das Diabetesmedikament Metformin ein,
um ihre Blutglukosewerte zu verbessern. Ein Team aus Wissenschaftlern am
Deutschen Diabetes-Zentrum (DDZ) hat herausgefunden, dass Metformin bei
Menschen, die neu an Typ-2-Diabetes erkrankt sind und eine bestimmte
Variante des GLUT-2-Gens tragen, den Blutglukosespiegel stärker absenken
kann als bei Menschen ohne diese Variation.

In einer Studie des Metformin Genetics (MetGen) Konsortiums mit mehr als
13.000 Diabetespatienten hat sich gezeigt, dass eine bestimmte Variation
im Glukosetransporter-Gen GLUT-2 bei einer Behandlung mit Metformin
Auswirkungen auf den Langzeit-Blutglukosewert (HbA1c-Wert) hat.
Glukosetransporter sind Proteine, die für den Transport der Glukose
(Zucker) durch die Zellmembran zuständig sind. Der Glukosetransporter
GLUT-2 wird beim Menschen in Niere, Leber und Dünndarm gebildet und unter
anderem vom Gen SLC2A2 kodiert.

Unter der Leitung von Prof. Dr. Wolfgang Rathmann haben Wissenschaftler am
Deutschen Diabetes-Zentrum (DDZ) untersucht, inwiefern sich der
Behandlungseffekt von Metformin bei Patienten mit neu diagnostiziertem
Typ-2-Diabetes mit und ohne diese Genvariation unterscheidet. Hierzu haben
sie innerhalb der prospektiven Deutschen Diabetes-Studie bei 508
Teilnehmern mit neu diagnostiziertem Typ-2-Diabetes (Durchschnittsalter:
53 Jahre, 65 Prozent männlich) eine Genanalyse vorgenommen. "Wir haben uns
speziell die Variationen im SLC2A2-Gen angesehen und daraufhin mögliche
Auswirkungen auf den Nüchtern-Blutglukosespiegel untersucht", erklärt
Prof. Michael Roden, Vorstand des Deutschen Diabetes-Zentrums und des
Deutschen Zentrums für Diabetesforschung (DZD). Die Ergebnisse wurden in
der Fachzeitschrift Diabetologia veröffentlicht.

Blutglukose sinkt mit C-Allel stärker

Studienteilnehmer, bei denen eine bestimmte Variation dieses Gens
(C-Allel) vorlag, berichteten zum Zeitpunkt ihrer Diabetes-Diagnose über
mehr Diabetes-Symptome als Nicht-Träger dieses Gens. Unter den 45 Prozent
der Teilnehmer, die ausschließlich mit Metformin behandelt wurden, ließ
sich der Blutzucker bei Trägern des C-Allels (24 Prozent) innerhalb des
ersten Jahres nach der Diagnose besser absenken als bei Nicht-Trägern.
Träger der Variante verzeichneten von der Diabetes-Diagnose bis zum
Messzeitpunkt im ersten Jahr danach eine Absenkung um 6,3 mmol/l (114
mg/dl), im Vergleich zu 3,9 mmol/l (70 mg/dl) bei Nicht-Trägern. Der
Unterschied blieb auch nach einer statistischen Anpassung der Werte
hinsichtlich Alter, Geschlecht, Body Mass Index (BMI) und Diabetes-Dauer
der Teilnehmer bestehen. Solche Blutglukose-Differenzen zeigten sich
jedoch nur bei Patienten, die ihren Blutzucker ausschließlich durch
Metformin kontrollierten. Bei Patienten, die zusätzlich ein weiteres
Antidiabetikum einnahmen, bestanden keine Unterschiede.

Fazit: Erbgut beeinflusst Blutglukosereaktion

Dass Menschen mit Diabetes mit der betreffenden Variante im
Glukosetransporter-Gen besser auf eine Blutglukosesenkung durch Metformin
ansprechen, könnte unterschiedliche Gründe haben. Die Forscher vermuten,
dass der Blutzuckersenker Metformin die Glukosebildung in der Leber hemmt
und die Aufnahme von Glukose in den Muskel fördert. Genanalysen von
Gewebeproben der Leber haben ergeben, dass das SL2A2-Gen bei Menschen mit
dem C-Allel weniger aktiv ist und das von dem Gen kodierte Protein, der
Glukosetransporter GLUT-2, ebenfalls eine geringere Aktivität zeigt. Die
Wissenschaftler vermuten, dass Metformin diese genetische Abweichung
positiv beeinflusst und dem Glukosetransporter zu mehr Aktivität verhilft.


Originalpublikation:

Rathmann W et al. A variant of the glucose transporter gene SLC2A2
modifies the glycaemic response to metformin therapy in recently diagnosed
type 2 diabetes. 

Diabetologia Februar 2019

https://doi.org/10.1007/s00125-018-4759-z
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DIABETES/2049: Forschung - Wie Typ-1-Diabetes schrittweise die Insulinproduktion zerstört (idw)


Universität Zürich - 31.01.2019

Wie Typ-1-Diabetes schrittweise die Insulinproduktion zerstört



Mit Hilfe der neuen bildgebenden Massenzytometrie untersuchten
UZH-Forschende die Bauchspeicheldrüse von Organspendern mit und ohne
Typ-1-Diabetes. Die Studie zeigt, dass die Insulin-produzierenden
Beta-Zellen am Anfang der Krankheit in veränderter Form teilweise noch
vorhanden sind. Lassen sich diese noch retten, könnte der
Krankheitsverlauf verlangsamt oder gar gestoppt werden.

Die sogenannten Langerhans-Inseln in der Bauchspeicheldrüse spielen eine
Schlüsselrolle für die Regulation des Zucker-Stoffwechsels. Die dort
angesiedelten Beta-Zellen überwachen den Zuckergehalt im Blut und schütten
bei Bedarf Insulin aus. Insulin wiederum fördert die Aufnahme von Zucker
in den Zellen. Bei Typ-1-Diabetes werden diese Beta-Zellen in einer
Autoimmunreaktion von körpereigenen weissen Blutkörperchen zerstört.

Untersuchungen nur an gespendeten Organen möglich

Bisher ist nur wenig darüber bekannt, was sich im Innern der
Bauchspeicheldrüse abspielt, wenn sich eine Typ-1-Diabetes entwickelt -
denn Biopsien und hochaufgelöste Abbildungen dieses Organs sind am
lebenden Menschen nicht möglich. "Vieles von dem, was wir über
Typ-1-Diabetes im Menschen wissen, stammt deshalb von Bauchspeicheldrüsen
von Organspendern und diese sind sehr selten", sagt Bernd Bodenmiller vom
Institut für Quantitative Biomedizin der Universität Zürich. Deswegen
streben die Forschenden an, so viele Erkenntnisse wie möglich aus jedem
einzelnen Spenderorgan zu gewinnen.

Viele Informationen aus ein und derselben Gewebeprobe

Bodenmillers Team hat nun in Zusammenarbeit mit Forschungsgruppen aus Genf
und den USA erstmals die bildgebende Massenzytometrie zur Untersuchung von
gespendeten Bauchspeicheldrüsen eingesetzt: "Damit können wir gleichzeitig
die Beta-Zellen, weitere Zelltypen der Langerhans-Inseln sowie
eingedrungene Immunzellen visualisieren", erklärt Bodenmiller den Vorteil
dieser Methode, an deren Entwicklung die Universität Zürich eine zentrale
Rolle gespielt hat. "Solche Analysen waren mit traditionellen Ansätzen
bisher nicht möglich."

Für die Studie analysierte der Erstautor Nicolas Damond vom Institut für
Quantitative Biomedizin insgesamt zwölf Spenderorgane - vier von gesunden
Menschen, vier von Patienten in Frühstadium von Typ-1-Diabetes und vier
von Patienten in einem fortgeschrittenen Stadium der Krankheit. Aus den
Ergebnissen erstellte das Forscherteam von jeder Bauchspeicheldrüse eine
Karte, die zeigt, wie die verschiedenen Zelltypen in den Langerhans-Inseln
verteilt sind und in welchem Zustand sich die Beta-Zellen befinden.

Ansatzpunkt für eine Therapie im Frühstadium der Diabetes

Die Daten der verschiedenen Spenderorgane führte Damond dann in einer
sogenannten Pseudo-Zeitachse zusammen. Damit konnte er rekonstruieren, wie
sich das Gewebe der Bauchspeicheldrüse im Verlauf von Typ-1-Diabetes vom
Beginn der Krankheit bis hin zum Endstadium verändert.

Ein Befund war hierbei besonders interessant: Im Anfangsstadium sind in
den Langerhans-Inseln noch überraschend viele Beta-Zellen zu finden. Diese
sehen zwar anders aus als normal und produzieren weniger Insulin, sind
aber möglicherweise noch vor einer vollständigen Zerstörung zu retten.
"Wenn es gelingen würde, den Autoimmun-Angriff in diesem frühen Stadium zu
stoppen, könnten diese Zellen vielleicht ihre Funktion wiedergewinnen und
bei der Regulation des Blutzuckerspiegels der Patienten helfen", so
Damond.

Neue Erkenntnisse zur Autoimmunität

Mit der bildgebenden Massenzytometrie lokalisierte die Forschungsgruppe
ebenfalls den speziellen Typ der weissen Blutkörperchen, der nach
derzeitigem Wissensstand für die Zerstörung der Beta-Zellen verantwortlich
ist. Sie fanden diese Immunzellen hauptsächlich in der Bauchspeicheldrüse
von Patienten im Anfangsstadium der Krankheit, vor allem in
Langerhans-Inseln, die viele überlebende Beta-Zellen enthielten. In
Langerhans-Inseln, deren Beta-Zellen schon weitgehend zerstört waren, konnten sie
dagegen viel weniger dieser weissen Blutkörperchen nachweisen.

Diese Resultate können dabei helfen, den Mechanismus der
Autoimmunreaktion, zu dem es im Moment noch viele offene Fragen gibt,
aufzuklären. Das hofft auch Bodenmiller: "Unsere Studie demonstriert, dass
die bildgebende Massenzytometrie einen wertvollen Beitrag dazu leisten
kann, den Krankheitsverlauf von Typ-1-Diabetes besser zu verstehen. Sie
liefert damit eine Grundlage für die Planung weiterführender Experimente
und die Entwicklung neuer Hypothesen."


Literatur:

Nicolas Damond, Stefanie Engler, Vito R.T. Zanotelli, Denis Schapiro,
Clive H.

Wasserfall, Irina Kusmartseva, Harry S. Nick, Fabrizio Thorel, Pedro L.
Herrera, Mark A. Atkinson, and Bernd Bodenmiller. A Map of Human Type 1
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HERZ/1140: Weltweit größte Studie bestätigt Erfolg bei minimal-invasiven Eingriffen an der Mitralklappe (idw)


Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 04.02.2019

Weltweit größte Studie bestätigt Erfolg bei minimal-invasiven Eingriffen an der Mitralklappe

Trotz rasant steigender Eingriffszahlen bleibt Komplikationsrate konstant
niedrig



In der bisher weltweit größten Studie ihrer Art haben Wissenschaftler des
Zentrums für Kardiologie der Universitätsmedizin Mainz den
Behandlungserfolg bei mehr als 13.575 minimal-invasiven Eingriffen an der
Mitralklappe untersucht. Wichtigstes Ergebnis: Trotzdem die Patienten im
Untersuchungszeitraum von 2011 bis 2015 immer älter wurden und die Zahl
der Eingriffe von Jahr zu Jahr stieg, blieben die Sterblichkeits- und
Komplikationsraten konstant niedrig.

Die Mitralklappeninsuffizienz ist die häufigste Herzklappenerkrankung in
Europa und den USA. Etwa zehn Prozent der Menschen über 75 Jahren sind
davon betroffen. Die Patienten leiden an einer Verschlussschwäche und
damit an einer undichten Mitralklappe. Bis vor wenigen Jahren gab es oft
nur die Möglichkeit einer medikamentösen Therapie, denn für eine offene
Operation sind die Patienten meist zu alt, haben zu viele
Begleiterkrankungen oder die Funktion der linken Herzkammer ist zu
schlecht.

Mittlerweile gibt es die Möglichkeit, diese undichte Herzklappe
minimal-invasiv mit einer Mitraclip®-Implantation zu behandeln. Deutschland ist
bei diesem innovativen, neuen Verfahren eine der führenden Nationen. "Für
die Bewertung des Verfahrens in Bezug auf Häufigkeit des Einsetzens des
Clips beziehungsweise der Sicherheit des Verfahrens wurden bereits mehrere
Studien mit kleinen Patientenkollektiven veröffentlicht, allerdings
fehlten bisher große Datenerhebungen", erläutern die Erst- und
Letztautoren der Studie Dr. Ralph Stephan von Bardeleben, Dr. Lukas Hobohm
und Dr. Karsten Keller ihren Ansatz. "Deshalb bot es sich an, die
Implantationszahlen und die Komplikationsraten in Deutschland in einem
größeren Rahmen zu untersuchen."

Ihr erstes Ergebnis: Die jährlichen Implantationszahlen in Deutschland
stiegen von 815 im Jahr 2011 um mehr als das fünffache auf 4.432 im Jahr
2015. Insgesamt schloss die Studie 13.575 Patienten ein, die mittels
Mitraclip® behandelt worden waren. Frühere Studien bezogen sich auf
maximal 1.064 Eingriffe. Die Patienten waren meist zwischen 70 und 89
Jahren alt, wobei sie im Durchschnitt immer älter wurden. Das wichtigste
Ergebnis: Im untersuchten Zeitraum hat sich die Komplikationsrate
beziehungsweise Sterblichkeit nicht signifikant geändert. Wichtige
prognostische Faktoren in Bezug auf das Versterben im Krankenhaus waren
die Herzschwäche, die Transfusion von Blutkonserven aufgrund von
Blutungskomplikationen, ein Schlaganfall, eine Lungenembolie oder auch ein
Herzbeutelerguss.

Die Autoren schlussfolgern aus ihren Ergebnissen, dass trotz der
drastischen fünffachen Steigerung der Implantationsrate des Clips, das
Verfahren niedrige Frühzeit-Komplikationsraten während des
Krankenhausaufenthalts aufweist. "Die kathetergestützte Therapie der
Herzklappen hat sich damit in nur zehn Jahren von einer Nischenbehandlung
inoperabler Patienten zu einer relevanten und sicheren Therapieoption
entwickelt, das unterstreicht unsere neue Studie einmal mehr", betont Dr.
von Bardeleben.

Die Universitätsmedizin Mainz nimmt auf dem Gebiet der schonenden
Herzklappen-Therapie national und international eine Spitzenposition ein.
"Im Jahr 2018 haben wir mehr als 700 Herzklappen implantiert und gehören
damit zu den größten universitären Zentren für minimal-invasive
Herzklappen-Therapie", erläutert Univ.-Prof. Dr. Thomas Münzel, Direktor
der Kardiologie I am Mainzer Zentrum für Kardiologie. "Davon waren mehr
als 200 Mitraclips®. Diese Zahl ist weltweit einmalig." Den in den letzten
Jahren stark angestiegenen Bedarf an solchen Eingriffen haben die Mainzer
Kardiologen darüber hinaus zum Anlass genommen, eine neue Heart Valve Unit
zu etablieren. Der Vorteil der neuen Herzklappen-Einheit: Alle relevanten
Schritte im Zuge einer Herzklappenimplantation - von der
Patientenaufnahme, über die Planung und intensive Nachbetreuung bis hin
zur Entlassung der Patienten - erfolgen auf einer Station.


Originalpublikation

Incidence and in-hospital Safety Outcomes of Patients undergoing
Percutaneous Mitral Valve Edge-to-Edge Repair Using MitraClip® - 5 year
German national patient sample including 13,575 implants; Ralph Stephan
von Bardeleben1; Lukas Hobohm2; Felix Kreidel3; Mir A Ostad4; Eberhard
Schulz5; Stavros Konstantinides6; Mareike Lankeit7; Ted Feldman8; Thomas
Münzel9, MD; Karsten Keller10; EuroIntervention, 

DOI: 10.4244/EIJ-D-18-00961
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von Bardeleben1; Lukas Hobohm2; Felix Kreidel3; Mir A Ostad4; Eberhard
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LABEL/5050: Warner Music Klassik News - 6. Februar 2019 (Warner)


Warner Music Klassik-Newsletter - 6. Februar 2019



Am Klavier durch sieben Jahrhunderte Musikgeschichte

Wenn sich der amerikanische Pianist Jeremy Denk mit Musik befasst,
dann geschieht dies niemals nur an den 88 Tasten seines Flügels: Denk
ist sowohl gefeierter Interpret der größten Klavierwerke, aber ebenso
bedeutend sind seine Schriften zur Musik - über Chopin, Beethoven,
Bach oder Ives. Kein Wunder, dass man von einem solchen Künstler
nicht einfach nur normal gestrickte Programme erwarten kann: In einem
seiner früheren Alben ließ er zum Beispiel Beethovens späte
Klaviersonaten mit Musik des Avantgardisten György Ligeti
kommunizieren. In seinem neuen Album c1300-c2000 steigert er das
Prinzip, zeitlich fern auseinanderliegende Werke zu vereinen, noch.
Das Ergebnis ist ein nie dagewesenes Klavierrecital.

VÖ: 08. Februar 2019 - 2 CDs 0075597934717


Alfred Brendel spielt und erklärt Schubert auf 5 DVDs

Alfred Brendel ist wohl der herausragendste Kenner von Schuberts
Klaviermusik, jemand, der sowohl die Dynamik dieser Musik als auch
ihre poetische Intensität zum Leben erwecken vermag. In dieser
einzigartigen DVD-Kollektion spielt Alfred Brendel nicht nur alle
großen Klavierwerke Schuberts, er stellt jedes Stück auch vor,
beleuchtet seinen kompositorischen Gehalt und gibt Aufschluss über
seine intime Beziehung zu diesen Meisterwerken. Jeder Teil besteht
aus einer 10- bis 15-minütigen Einführung durch den Künstler und
einer vollständigen Darbietung.

VÖ: 15. Februar 2019 - 5 DVDs 880242565594


Dalal spielt die schönsten Einaudi-Hits

"Schon als Kind liebte ich seine Musik. Heute bin ich sehr stolz, sie
selbst zu interpretieren": Keinem geringeren als Ludovico Einaudi,
einem der erfolgreichsten Komponisten unserer Zeit, widmet sich die
junge österreichische Pianistin Dalal mit diesem Album. Ludovico
Einaudi ist mit seinen unzähligen Werken in der Tradition der
Romantik zum Initiator der "Peaceful-Piano-Welle" geworden. Dass
seine Musik nun von jungen Interpreten neue Facetten erfährt, macht
ihn endgültig zum Klassiker. Dalal, die nicht nur als Musikerin,
sondern auch als Schauspielerin erfolgreich ist und in Los Angeles
lebt, hat zu romantischen Klavierstücken eine ganz besondere
Beziehung: Ihr Vorfahr Franz von Bruchmann war Freund und Förderer
von Franz Schubert, der einige Gedichte aus seiner Feder vertonte.

VÖ: 22. Februar 2019 - 2 CDs 0190295502393

 * 
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KLASSIK/10175: Lippstadt - Die 2. Klaviernacht des Städtischen Musikvereins am 09.02.19


Stadt Lippstadt

Die 2. Klaviernacht des Städtischen Musikvereins

Mit Franz Vorraber, Aleksandra Mikulska und Vadim Chaimovich



Lippstadt. Vor vier Jahren entstand erstmals die Idee, in Lippstadt
das Format einer Klaviernacht auszuprobieren. 2016 wurde sie von fünf
internationalen Künstlern mit großem Erfolg realisiert. Nun kommt es
am Samstag, den 9. Februar im Rahmen der Kammermusikreihe zu einer
Neuauflage. Mit Franz Vorraber, Aleksandra Mikulska und Vadim
Chaimovich konnten wieder völlig verschiedene
Pianisten-Persönlichkeiten von Format gewonnen werden.

Den Auftakt markiert der aus Graz stammende Franz Vorraber mit Robert
Schumanns Kreisleriana op. 16 und der Eigenkomposition Silence - Poem -
 Get nine op. 32. Seit seiner maßstabsetzenden Gesamtaufnahme des
gesamten Klavierwerkes im Jahr 2006 gilt Vorraber als ausgewiesener
Schumann-Experte. Neben der pianistischen Tätigkeit widmet er sich
auch der Komposition. So wurden in Zusammenarbeit mit den Musikern der
Staatskapelle Berlin und des Gewandhauses Leipzig bereits zahlreiche
Kammermusikwerke u.a. im Gewandhaus oder beim Schumann-Fest in Bonn
uraufgeführt.

Im zweiten Teil der Klaviernacht steht Frédéric Chopin im Fokus,
präsentiert von der polnischen Pianistin Aleksandra Mikulska. Ihre
Interpretationen wurden mit zahlreichen internationalen Prämierungen
gewürdigt, darunter dem Sonderpreis als beste polnische Pianistin beim
XV. Internationalen Frédéric-Chopin-Wettbewerb in Warschau 2005. Ein
Schwerpunkt ihres künstlerischen Wirkens liegt in der Verbreitung der
Musik großer Komponisten ihrer polnischen Heimat. Aleksandra Mikulska
ist Präsidentin der Darmstädter "Chopin-Gesellschaft in der
Bundesrepublik Deutschland e.V." Auf ihrem Programm stehen Chopins 
b-moll Scherzo op. 31 sowie dessen h-moll Sonate op. 58.

Das Finale wird von Vadim Chaimovich bestritten. Von der Süddeutschen
Zeitung als "brodelnder Vulkan" apostrophiert, gab er nach
verschiedenen Wettbewerbserfolgen Konzerte in mehreren Ländern
Europas, in Japan und in den USA, unter anderem in der Carnegie Hall
New York und im Wiener Musikverein. Die Tonaufnahmen des Litauers
wurden in mehreren Filmen und TV-Serien verwendet, zuletzt in der
Erfolgsserie "Babylon Berlin" (2017). Unter dem Motto "Meisterwerken
im alten Stil" beschließen Joseph Haydns Partita G-Dur (Hob. XVI:6),
Johann Pachelbels Chaconne in f-Moll sowie die Suite "Aus Holbergs
Zeit" op. 40 von Edvard Grieg die Konzertnacht.

Die Veranstaltung beginnt um 19 Uhr in der Jakobikirche. Jedes Konzert
dauert ca. 1 Stunde und zwischen den Konzerten gibt es jeweils eine
15minütige Pause.

Karten sind in der Kulturinformation Lippstadt im Rathaus, Tel. (0 29
41) 5 85 11, bei den bekannten Vorverkaufsstellen und an der
Abendkasse erhältlich.

Quellen: www.releases.kuk-art.com; www.aleksandramikulska.com;
www.vadim-chaimovich.com

Termin: Samstag, 9. Februar 2019, 19 Uhr

Ort: Jakobikirche Lippstadt

Preis: Euro 35,- / 30,- ermäßigt Euro 17,50 / 15,-

Veranstalter: Städtischer Musikverein Lippstadt e.V.

Kartenverkauf: Kulturinformation Lippstadt im Rathaus, Lange Str. 14,
59555 Lippstadt, Tel. (0 29 41) 5 85 11, post@kulturinfo-lippstadt.de,
Mo - Fr 10 - 18 Uhr, Sa 10 - 14 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 09.02.2019

Pressestelle

pressestelle@stadt-lippstadt.de

Tel: 02941/980-313
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8970: Aus aller Welt - 07.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Paris ruft seinen Botschafter in Rom zu Beratungen zurück

Der Streit zwischen Frankreich und Italien gewinnt weiter an Schärfe.
Am Donnerstag zog Paris seinen Botschafter in Rom vorübergehend ab.
Nach den jüngsten Einmischungen des Nachbarlandes seien interne
Beratungen nötig, teilte das französische Außenministerium mit.
Auslöser der neuerlichen Unstimmigkeiten ist ein Treffen des
italienischen Vizeregierungschefs Luigi Di Maio mit Vertretern der
sogenannten Gelbwesten, die den Rücktritt von Frankreichs Präsident
Emmanuel Macron fordern. Der Politiker der populistischen
Fünf-Sterne-Bewegung (M5S) hatte vor zwei Tagen in Paris mit mehreren
Kandidaten der Protestbewegung für die Europawahl Ende Mai
gesprochen. Dabei ging es offenbar auch um eine mögliche
Zusammenarbeit. Eine Sprecherin des Außenministeriums kritisierte die
Einmischung in die französische Innenpolitik als beispiellos seit dem
Ende des Zweiten Weltkriegs.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8970: Kriminalität und Rechtsprechung - 07.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Polizei beschlagnahmt Cannabispflanzen

In Bad Teinach-Zavelstein (Kreis Calw) hat die Polizei zwei
professionell betriebene Cannabisplantagen aufgespürt. Nach
offiziellen Angaben stellten die Beamten in den ehemaligen
Geschäftsräumen einer Metzgerei 93 Pflanzen in verschiedenen
Wachstumsstadien und 65 Setzlinge sicher. Gegen einen tatverdächtigen
50jährigen Mann wurde Haftbefehl erlassen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8967: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 07.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



FDP für Aufnahme von Abzugsstrategie im nächsten Afghanistan-Mandat

Die US-Regierung erwägt einen Rückzug ihrer Truppen aus Afghanistan.
Sollten die Amerikaner ihren Einsatz am Hindukusch beenden, muß nach
Ansicht des außenpolitischen Sprechers der FDP-Bundestagsfraktion,
Bijan Djir-Sarai, auch die Bundeswehr von dort abziehen. Ohne die USA
als wichtigsten Verbündeten werde man diesen Einsatz nicht fortsetzen
können, sagte Djir-Sarai der Zeitung Die Welt. Um das Land nicht
überstürzt zu verlassen, sei eine Abzugsstrategie für die Bundeswehr
nötig. Diese müsse auch im Text des Mandats, das vom Parlament Ende
März verlängern werden soll, festgehalten werden, sagte der 
FDP-Politiker.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8969: Aus Parlament und Gesellschaft - 07.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



FDP warnt SPD vor geplanten Sozialausgaben

Die SPD-Pläne für eine Sozialstaatsreform stoßen bei den Liberalen
auf strikte Ablehnung. Der Vizechef der FDP-Fraktion, Michael
Theurer, warf den Sozialdemokraten vor, auf Kosten der Arbeiter
Wahlgeschenke zu verteilen. Angesichts dunkler Konjunkturwolken
müßten die Beiträge zu den Sozialkassen stärker gesenkt werden, sagte
Theurer der Nachrichtenagentur AFP. Der SPD-Parteivorstand will bei
einer Klausurtagung am 10. und 11. Februar in Berlin ein Konzept von
Parteichefin Andrea Nahles beschließen, das neben der Abschaffung von
Hartz IV und der Einführung eines Bürgergeldes eine Verlängerung des
Arbeitslosengeldes I und die Einführung einer weitreichenden
Grundrente vorsieht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8968: Tragisches und Kurioses - 07.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Behörden in Heidelberg warnen vor blauverfärbtes Trinkwasser

Eine bisher nicht identifizierte Substanz hat heute das Trinkwasser
in Teilen Heidelbergs und der angrenzenden Gemeinde Dossenheim blau
verfärbt. Die Gesundheitsbehörde warnte nach Informationen des SWR am
Donnerstagmorgen davor, das Leitungswassers zu trinken oder damit in
Berührung zu kommen. Solange nicht klar sei, um welche Art von
Verunreinigung es sich handele, dürfe das Wasser nur zur
Toilettenspülung genutzt werden, teilte das Landratsamt des
Rhein-Neckar-Kreises in der baden-württembergischen Stadt mit. Den
Bürgern im gesamten Stadtgebiet wurde empfohlen, sich einen Vorrat an
Trink- und Brauchwasser anzulegen. Die Warnung wurde am Nachmittag
wieder aufgehoben. Laut Behördenangaben war die Verfärbung "der
natürlichen Schwankungsbreite in der Zusammensetzung des Wassers"
geschuldet. Das Wasserwerk, das die Stadt bislang mit Trinkwasser
versorgte, wurde vom Netz genommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8066: Aus aller Welt - 07.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Erneute Verurteilung von Lula da Silva

In Brasilien ist am Mittwoch der frühere Präsident Luiz Inácio da
Silva (Arbeiterpartei PT) zu einer Freiheitsstrafe von fast 13 Jahren
verurteilt worden. Der 73jährige Politiker verbüßt bereits eine
Haftstrafe von zwölf Jahren. In beiden Fällen warf die Justiz ihm
Korruption vor. Er selbst hat die Vorwürfe bestritten und seine
Verurteilung als politisch bezeichnet.

Bei der letzten Präsidentschaftswahl hatte da Silva aus dem Gefängnis
heraus kandidiert. Trotz guter Chancen, die Wahl im Oktober 2018 zu
gewinnen, mußte er von seiner Bewerbung Abstand nehmen. Das verhalf
dem jetzt amtierenden, rechtsextremen Präsidenten Jair Bolsonaro an
die Macht. Das jüngste Urteil gegen da Silva sprach die
Bundesrichterin Gabriela Hardt aus. Im Juli 2017 war da Silva von
Sérgio Moro verurteilt worden. Dieser wurde Ende Oktober vom
designierten Präsidenten Bolsonaro als Minister für Justiz und
öffentliche Sicherheit nominiert. Im Januar 2018 hatte Moro die
Haftstrafe da Silvas letztinstanzlich bestätigt und von neuneinhalb
auf zwölf Jahre und einen Monat erhöht. Moro wurde als Richter am 13.
Bezirksgericht Curitiba vorübergehend durch seine zeitweilige
Stellvertreterin Hardt ersetzt. Moro ist maßgeblich an der
Amtsenthebung von Präsidentin Dilma Rousseff (PT) Ende August 2016
beteiligt gewesen.

Das jüngste Urteil gegen da Silva ist noch nicht rechtskräftig. Seine
Verteidigung will in Revision gehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8025: Medizin und Gesundheitswesen - 07.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Mehr Impfungen im letzten Jahr

Allen Meldungen über die Impffaulheit der Bundesbürger zum Trotz ist
die Zahl der Impfstoffdosen, die im vergangenen Jahr zu Lasten der
Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) verschrieben wurden, um 4,7
Prozent auf 37 Millionen Dosen gestiegen. Wie laut Deutschem
Ärzteblatt der Statistikdienstleister IQVIA weiter mitteilte, hatte
die Zahl der Dosen im Jahr 2017 noch bei 35,3 Millionen gelegen. Die
Zunahme im vergangenen Jahr läßt sich vor allem auf den Zuwachs von
Impfstoffen gegen Grippe, Frühsommer-Meningoenzephalitis (FSME),
Rotaviren, HPV und weitere zurückführen. So stieg etwa die Zahl der
Dosen für Influenzaimpfungen um zehn Prozent auf 13,7 Millionen an.
Bei FSME gab es einen Zuwachs von 21 Prozent auf 4,1 Millionen
Impfstoffdosen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8054: Kriminalität und Rechtsprechung - 07.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Facebook soll Kunden vor Datenzusammenführung fragen

Das Bundeskartellamt wirft dem US-Unternehmen Facebook vor, seine
marktbeherrschende Stellung bei der Sammlung und Verarbeitung von
Nutzerdaten zu mißbrauchen. Deswegen soll Facebook die unter anderem
über den Messenger-Dienst Whatsapp und die Foto-Plattform Instagram
erhobenen Daten nur mit Zustimmung der Nutzer zusammenführen können.
Diese muß auch eingeholt werden, wenn andere Anbieter von
Internetseiten Facebook-Anwendungen publizieren. Die Nutzung von
Facebook darf nicht von der Entscheidung für oder wider die
Datenzusammenführung abhängen. Dem Bundeskartellamt geht es darum,
möglichst bald wieder kartellrechtskonforme Zustände zugunsten des
Wettbewerbs zu erreichen und nicht darum, Bußgelder zu verhängen.
Facebook hat nun ein Jahr, um der Behörde Lösungsvorschläge für das
Problem vorzulegen oder gegen deren Entscheidung den Rechtsweg zu
beschreiten. So ein Verfahren könnte sich über Jahre hinziehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7977: Sprache, Kunst und Medium - 07.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Niemand in Europa liebt das Kino so wie die Briten

Nach drei Regkordjahren in Folge sind in der Europäischen Union 2008
deutlich weniger Menschen ins Kino gegangen.

Wie die in Straßburg ansässige Europäische Audiovisuelle
Informationsstelle schätzt, gab es im vergangenen Jahr einen Rückgang
um 29,4 auf etwa 955 Millionen Besucher.

So blieben in Deutschland 16,9 Mio. und damit 13,9 Prozent Menschen
den Kinos fern. Frankreich verzeichnete ein Minus von 4,3 Prozent auf
8,9 Mio. Besucher. In Italien gab es 7 Mio., gleich 7 Prozent weniger
Besucher.

Nur die Briten machen eine große Ausnahme. Bei 177 Mio. Kinogängern
verzeichneten sie einen Zuwachs von 3,7 Prozent.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8044: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 07.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Verhandlungen über New Start müßten in diesem Jahr anlaufen

Der stellvertretende russische Außenminister Sergej Rjabkow hat
angeregt, bereits im laufenden Jahr mit den USA über das
Abrüstungsabkommen New Start (Strategic Arms Reduction Treaty) von
2011 zu sprechen. Der Vertrag zur Reduzierung von Atomwaffen läuft
2021 aus. Weil 2020 Präsidentschaftswahlen in den USA anstehen,
könnte Washington die Verhandlungen über eine Vertragsverlängerung um
fünf Jahre erneut verzögern, so Rjabkow laut Interfax. Eigentlich
hatte man mit den Verhandlungen im Herbst 2018 beginnen wollen. New
Start sieht eine Reduzierung der Zahl der nuklearen Gefechtsköpfe auf
jeweils 1550 sowie die der Trägersysteme in Rußland und den USA vor.
Beide Länder haben letzte Woche den INF-Vertrag zum Verbot
landgestützter atomarer Mittelstreckenraketen aufgekündigt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8058: Aus Parlament und Gesellschaft - 07.02.2019 (SB)




VOM TAGE



EU-Innenminister beraten über Aufnahme von Bootsflüchtlingen

Die EU-Innenminister haben am Donnerstag in Bukarest unter anderem
über die Blockade von Rettungsschiffen im Mittelmeer gesprochen.
Dabei geht es um die Verteilung von geretteten Bootsflüchtlingen auf
mehrere EU-Länder, wenn z. B. Italien und Malta das Einlaufen von
Rettungsschiffen in ihre Häfen verbieten, solange die Aufnahme der
Flüchtlinge durch andere Staaten nicht gesichert ist. Im jüngsten
Fall fand das Rettungsschiff Sea-Watch 3 mit 47 Bootsflüchtlingen an
Bord fast zwei Wochen keinen sicheren Hafen. Dazu sagte der deutsche
Innenstaatssekretär Mayer in der rumänischen Hauptstadt, es sei ein
Gebot der Humanität, daß man nicht von Fall zu Fall neu diskutiere,
welches Land in welcher Größenordnung bereit sei, unter welchen
Umständen schiffbrüchige Personen aufzunehmen. Die rumänische
Innenministerin Dan plädierte für eine Lösung auf Basis von
Solidarität und Freiwilligkeit. Maltas zuständiger Minister Farrugia
regte an, das Problem des Menschenschmuggels zu bekämpfen anstatt
nach einer Lösung für die Verteilung zu suchen. In Libyen, von wo aus
die meisten Flüchtlinge in See stechen, werden Migranten unter
unwürdigsten Bedingen in Lagern gehalten, mißhandelt und versklavt.
Kanadas Einwanderungsminister Hussen hat berichtet, daß sein Land 150
der wie Sklaven gehaltenen Flüchtlinge aufgenommen hat. In den
kommenden zwei Jahren sollen insgesamt 600 weitere folgen. Hinzu
kommen 100 Flüchtlinge aus dem Niger, welche aus libyschen Lagern
stammen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8027: Tragisches und Kurioses - 07.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Handwerksbetriebe suchen händeringend nach Facharbeitern

Deutschlands Handwerksbetriebe könnten offenbar sehr viel mehr
Aufträge ausführen, wenn sie Fachpersonal finden würden.

Wie der Präsident des Zentralverbands des Deutschen Handwerks, Hans
Peter Wollseifer, kürzlich der Deutschen Presse-Agentur erklärte, sei
die Nachfrage quer durch die Berufe derart groß, daß gegenwärtig mit
einem Vorlauf von mindestens neun Wochen nach Auftragserteilung
gerechnet werden muß, bevor die Handwerker anrückten. Beim Bauhandwerk
soll die Nachfrage sogar noch erheblich größer sein. Teilweise können
die Betriebe Aufträge gar nicht erst annehmen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8055: Arbeit, Soziales und Familie - 07.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Warnstreiks in der nordwest-deutschen Stahl- und Elektroindustrie

Am Donnerstagmorgen haben rund 3000 Beschäftigte in der
nordwest-deutschen Stahl- und Elektroindustrie vorübergehend die
Arbeit ruhen lassen, weil die Arbeitgeber bei den laufenden
Tarifverhandlungen kein Angebot auf den Tisch gelegt haben. Die IG
Metall fordert für die 72.000 Beschäftigten in Niedersachsen,
Nordrhein-Westfalen und Bremen sechs Prozent mehr Geld sowie die von
den Arbeitgebern besonders abgelehnte Einführung eines Urlaubsgeldes
von 1800 Euro, welches wahlweise in freie Tage umgewandelt werden
kann. Auch Auszubildende sollen besser entlohnt werden. Für Freitag
wurden weitere Warnstreiks angekündigt. Die nächste Verhandlungsrunde
ist für den 18. Februar vorgesehen.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





FORSCHUNG/1128: Anthropologie - Kompetente Schimpansen-Nussknacker (idw)


Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie - 06.02.2019

Kompetente Schimpansen-Nussknacker



Menschen werden häufig als überlegene Werkzeugnutzer betrachtet, die
andere Menschen auf einzigartige Weise in ihren Fertigkeiten unterrichten.
Ein klares Verständnis der Unterschiede zwischen Menschen und Tieren zu
erlangen, wurde bisher jedoch eingeschränkt durch die Schwierigkeit,
verschiedene Arten in ihrem natürlichen Umfeld miteinander zu vergleichen.
Ein Forschungsteam des Max-Planck-Instituts für evolutionäre Anthropologie
in Leipzig und des University College London verglich nun Menschen und
Schimpansen, die bei der Nahrungssuche im afrikanischen Regenwald die
gleiche Nussart zu knacken erlernten.




[image: Bild: © Christophe Boesch]

Weiblicher Taï-Schimpanse beim Knacken von Panda-Nüssen mit Hilfe
eines Steinhammers. Als Amboss dient eine Wurzel.

Bild: © Christophe Boesch



Der Mensch betrachtet sich selbst als Werkzeugnutzer per excellence. Alle
bekannten menschlichen Populationen verwenden täglich Werkzeuge, wenn auch
unterschiedlich häufig. Frühere Studien, die den Werkzeuggebrauch des
Menschen mit dem anderer Tierarten verglichen haben, untersuchten die
Tiere meist unter künstlichen Bedingungen und außerhalb ihres natürlichen
Lebensraums. Solche Vergleiche könnten die Tiere jedoch benachteiligen und
dazu führen, dass die technologischen Fähigkeiten von Wildtierpopulationen
unterschätzt werden. In einem ersten Vergleich zwischen Individuen zweier
Gruppen von Menschen und Schimpansen, die Nüsse auf natürliche Weise in
ihrem Lebensraum knacken, konnten wir nun untersuchen, wie schnell und in
welchem Umfang Lernende beider Arten die Technik erwerben. Dazu verglichen
die Forschenden die für ihr Nüsseknacken bekannten Taï-Schimpansen von der
Elfenbeinküste mit den Mbendjele BaYaka, die in den Wäldern der Republik
Kongo gewöhnlich die gleiche Nussart, Panda oleosa, knacken. Sie folgten
Gruppen von Mbendjele-Frauen, die im Wald nach Nahrung suchten, und
wendeten dieselben Effizienzmessungen an wie zuvor bei den
Taï-Schimpansen, um festzustellen, wie beide Arten sich die Technik im Wald
aneignen.
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Mbendjele-Frau, die Panda-Nüsse mit einem hölzernen Hammer und einem
Buschmesser als Amboss knackt.

Bild: © Christophe Boesch



In einer 2017 veröffentlichten Studie haben Boesch und Kollegen die
Nussknackeffizienz der erwachsenen Weibchen beider Arten miteinander
verglichen und entdeckten überraschende Ähnlichkeiten hinsichtlich der
Leistung beider Populationen, obwohl sie unterschiedliche Werkzeuge
verwenden. Die Menschen benutzen Metallhämmer mit scharfen Schneiden,
während die Schimpansen Steinhämmer verwenden. In der aktuellen Studie
lernten die "Auszubildenden" beider Arten die Technik langsam, wobei
ähnliche Fehler aufgetreten sind, wie zum Bespiel: den Amboss direkt mit
der Nuss zu treffen oder die Nuss auf den Boden - anstatt auf den Amboss -
zu legen. Darüber hinaus benötigen beide Arten Jahre der Übung, um
Experten zu werden. "Diese Studie ist die erste, bei der wir Menschen und
Schimpansen miteinander vergleichen, die dieselbe Nussknacktechnik im Wald
anwenden", sagt Christophe Boesch, Direktor am Max-Planck-Institut für
evolutionäre Anthropologie und Hauptautor der Studie. "Dadurch stellen wir
sicher, dass beide Arten über das gleiche Erfahrungsniveau beim Handhaben
der Werkzeuge und der Nüsse verfügen und auch die Möglichkeit haben,
Experten bei der Arbeit zu beobachten. Bei beiden Arten ist der
Wissenstransfer der Schlüssel zum Erwerb technischer Fähigkeiten."

Selbst nachdem die Forschenden die Ergebnisse korrigiert hatten, um
Unterschiede im Reifungsprozess beider Arten zu berücksichtigen, erlernten
Schimpansen die Technik verhältnismäßig schneller als Menschen und
erreichten auch früher als diese die Effizienz eines Erwachsenen.
"Natürlich meistern die Mbendjele in Kongos Regenwald täglich sehr viel
komplexere technische Herausforderungen, aber es ist dennoch interessant
zu sehen, dass im Falle des Nüsseknackens Schimpansen die technischen
Fähigkeiten schneller erwerben als Menschen. Nüsse sind bei Schimpansen
über viele Monate im Jahr hinweg ein wichtiger Bestandteil ihrer
Ernährung, während sie für den Menschen eine geringere Rolle spielen. So
könnten bestimmte Umweltbedingungen durch selektiven Druck den Erwerb
überlebenswichtiger Fähigkeiten fördern", schlussfolgert Boesch.

Darüber hinaus beobachteten die Forschenden bei beiden Arten eine
regelmäßige Weitergabe von Wissen von Experten an "Auszubildende", die die
Technik gerade erlernten - obwohl bisher häufig angenommen wurde, nur
Menschen würden andere unterrichten. Das Nussknacken ist eine relativ
komplexe Technik, bei der drei verschiedene Objekte verwendet werden: die
Nuss, der Amboss und der Hammer. Diese Objekte werden auf eine ganz
bestimmte Weise angeordnet und verwendet, um die Nüsse zu öffnen, ohne
ihren Inhalt zu zerschlagen. Die Häufigkeit der Lehrinteraktionen, die die
Forschenden bei beiden Arten beobachtet haben, verdeutlicht, dass
Unterricht den Erwerb einer Fähigkeit erleichtert und zum Erwerb
komplexerer Fertigkeiten bei beiden Arten häufiger zur Anwendung kommt.

Die relativ ähnliche Häufigkeit von Lehrinteraktionen bei beiden Arten und
der verhältnismäßig schnellere Erwerb von Nussknack-Expertise bei
Schimpansen sind überraschend, wenn man annimmt, dass Menschen Tieren beim
Werkzeuggebrauch im Allgemeinen überlegen sind. Die Autoren betonen, dass
sich sowohl Schimpansen als auch Menschen an die Herausforderungen
anpassen müssen, mit denen sie täglich in ihrer Umwelt konfrontiert
werden. Je mehr sich diese ähneln, umso ähnlicher entwickeln sich
möglicherweise auch die Lösungsansätze und kognitiven Fähigkeiten beider
Arten. Ähnliche Vergleiche unter natürlichen Bedingungen werden zukünftig
dazu beitragen, die technischen Fähigkeiten beider Arten vergleichend zu
bewerten und einzuschätzen, auf welche Art und Weise sich der Mensch beim
Werkzeuggebrauch tatsächlich unterscheidet.


Originalpublikation:
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MELDUNG/563: T. rex - Fleischfressender Dinosaurier besaß einzigartigen Schädel (idw)


Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 06.02.2019

T. rex: Flexibler Kopf - Fleischfressender Dinosaurier besaß
einzigartigen Schädel



Tübingen, 06.02.2019. Senckenberg-Wissenschaftler Ingmar Werneburg hat
mit einem internationalen Team erstmalig die Schädelkonstruktion des
Tyrannosaurus rex untersucht. Mit Hilfe einer "Anatomischen Netzwerk
Analyse" zeigen sie in ihrer heute im Fachjournal "Scientific Reports"
erschienenen Studie, dass die Schädelstruktur des fleischfressenden
Dinosauriers sehr komplex war. Verschiedene Knochenmodule führten zu einer
Flexibilität des Schnauzenteils, welche beim Zerlegen von Beutetieren
hilfreich war.
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Der T. rex besaß einen Schädel mit außerordentlicher Flexibilität.

Bild: © Senckenberg



Tyrannosaurus rex - der "König der Schreckensechsen" trägt seinen Namen
auch aufgrund seines beeindruckenden Gebisses und Schädels. Letzteren hat
ein internationales Team aus Deutschland der Schweiz, Großbritannien,
Spanien und den USA nun genauer unter die Lupe genommen. "Wir haben den
Schädel des T. rex mit Schädelkonstruktionen heutiger Landwirbeltiere
verglichen und mit Hilfe einer 'Anatomischen Netzwerk Analyse' untersucht,
welche Schädelknochen miteinander in Verbindung stehen", erläutert
Erstautor der Studie PD Dr. Ingmar Werneburg vom Senckenberg Center for
Human Evolution and Palaeoenvironment an der Universität Tübingen.

Die Analyse ergab, dass der große Fleischfresser unter allen untersuchten
Tiergruppen die meisten "Schädelmodule" - Schädelknochen, die Einheiten
mit umliegenden Knochen bilden -besaß. Daraus resultierte eine besonders
hohe Beweglichkeit des Schädels. "Besonders überrascht waren wir von der
Entdeckung eines oberen und unteren Schnauzenmoduls, welche sich wohl
unabhängig voneinander bewegen konnten", ergänzt der Tübinger
Wissenschaftler.

Die Forschenden gehen davon aus, dass die Nahrungsgewohnheiten des
Tyrannosaurus rex zur Komplexität seines Schädels führten. Die
Unterteilung in ein unteres und oberes Schnauzenmodul ermöglichte eine
gewisse Flexibilität des zahntragenden Schnauzenteils beim kraftvollen
Herausreißen von Nahrungsteilen aus den Beutetieren. "Diese Eigenschaft
gepaart mit den in Zahntaschen verankerten Zähnen und zwei großen
Schläfenfenstern als Ansatzflächen für eine kräftige Kiefermuskulatur
machten T. rex zum 'idealen Fleischfresser'", fasst Werneburg zusammen.
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Der T. rex-Schädel wurde unter anderem mit den Schädeln von Opossum,
Huhn und Schildkröte verglichen. Die Farben zeigen unterschiedliche
Schädelmodule an.

Bild: © Werneburg





Die Natur mit ihrer unendlichen Vielfalt an Lebensformen zu erforschen und
zu verstehen, um sie als Lebensgrundlage für zukünftige Generationen
erhalten und nachhaltig nutzen zu können - dafür arbeitet die Senckenberg
Gesellschaft für Naturforschung seit nunmehr 200 Jahren. Diese integrative
"Geobiodiversitätsforschung" sowie die Vermittlung von Forschung und
Wissenschaft sind die Aufgaben Senckenbergs. Drei Naturmuseen in
Frankfurt, Görlitz und Dresden zeigen die Vielfalt des Lebens und die
Entwicklung der Erde über Jahrmillionen. Die Senckenberg Gesellschaft für
Naturforschung ist ein Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft. Das Senckenberg
Naturmuseum in Frankfurt am Main wird von der Stadt Frankfurt am Main
sowie vielen weiteren Partnern gefördert.

Mehr Informationen unter:

www.senckenberg.de.

Die Universität Tübingen gehört zu den elf deutschen Universitäten, die
als exzellent ausgezeichnet wurden. In den Lebenswissenschaften bietet sie
Spitzenforschung im Bereich der Neurowissenschaften, Translationalen
Immunologie und Krebsforschung, der Mikrobiologie und Infektionsforschung
sowie der Molekularbiologie. Weitere Forschungsschwerpunkte sind die Geo-
und Umweltforschung, Archäologie und Anthropologie, Sprache und Kognition
sowie Bildung und Medien. Mehr als 28.400 Studierende aus aller Welt sind
aktuell an der Universität Tübingen eingeschrieben. Ihnen steht ein
Angebot von rund 300 Studiengängen zur Verfügung - von der Ägyptologie bis
zu den Zellulären Neurowissenschaften.
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FORSCHUNG/533: Das Kleine Immergrün sorgt für Furore (idw)


Technische Universität Braunschweig - 06.02.2019

Das Kleine Immergrün sorgt für Furore



Sie schützen Pflanzen vor Fraßfeinden, locken Insekten zur Bestäubung an
und helfen bei Trockenstress - sekundäre Pflanzenstoffe. Dazu zählen auch
Coffein, Morphin und Duftöle. Ein Forscherteam um Professor Dirk Selmar an
der Technischen Universität Braunschweig hat bei der Analyse des Kleinen
Immergrüns eine neue Kategorie dieser Naturstoffe entdeckt.

Bei ihren Studien über die Alkaloide des Kleinen Immergrüns hat die
Arbeitsgruppe um Professor Dirk Selmar vom Institut für Pflanzenbiologie
an der TU Braunschweig eine neue Kategorie pflanzlicher Naturstoffe, die
Phytomodificine, entdeckt. Diese Substanzen werden in gestressten Pflanzen
aus anderen, bereits vorhandenen komplexen Naturstoffen durch
Modifikationen gebildet.

Pflanzen schützen sich vor Fraßfeinden und pathogenen Mikroorganismen
durch sogenannte sekundäre Pflanzenstoffe. Darüber hinaus sind derartige
Naturstoffe als Farb- oder Duftstoffe auch für die Anlockung von
bestäubenden Insekten und von samenverbreitenden Tieren notwendig. Des
Weiteren sind diese Substanzen wichtig für die Widerstandsfähigkeit der
Pflanzen gegenüber abiotischem Stress wie Trockenheit, Hitze und
Salzstress. Jeder kennt solche sekundären Pflanzenstoffe: Dazu zählen die
Alkaloide Coffein, Nikotin oder Morphin, aber auch Duftstoffe wie Menthol,
Limonen und die verschiedenen roten und blauen Blütenfarbstoffe.

Bislang haben Pflanzenbiologinnen und Pflanzenbiologen diese Naturstoffe
grundsätzlich in zwei Kategorien eingeteilt: die sogenannten
Phytoanticipine und die Phytoalexine. Phytoanticipine, auch "präformierte
Naturstoffe" genannt, sind von Natur aus in Pflanzen vorhanden. Sie
erfüllen ihre Funktion entweder direkt, zum Beispiel aufgrund ihrer
toxischen und abschreckenden Eigenschaften, oder die aktiven Komponenten
werden erst nach dem Absterben der Zellen aus inaktiven Vorstufen
gebildet.

Aus dem Alltag bekannt ist ein solcher Vorgang beim Biss in ein
Radieschen: Deren typischer Geschmack tritt erst einige Augenblicke nach
dem Anbeißen der Knolle auf, weil die "scharfen" Senföle zunächst aus den
Vorstufen freigesetzt werden müssen.

Die zweite Kategorie der sekundären Pflanzenstoffe, die Phytoalexine,
spielt vor allem bei der pflanzlichen Abwehr gegen pathogene
Mikroorganismen eine große Rolle. Sie werden im befallenen Organ erst als
Reaktion auf den Pathogenbefall aus einfachen Vorstufen wie Aminosäuren,
Zuckern oder Fruchtsäuren de novo synthetisiert, also neu produziert.

In der Arbeitsgruppe von Professor Selmar wurde in den letzten zwei Jahren
intensiv die Zusammensetzung der Alkaloide des Kleinen Immergrüns (Vinca
minor) studiert. Diese Arzneipflanze enthält eine Reihe unterschiedlicher
Indol-Alkaloide, die in der Krebstherapie eine wichtige Rolle spielen.

Die Forschungsarbeiten, die in enger Zusammenarbeit mit der Arbeitsgruppe
von Professor Mark Brönstrup vom Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung
(HZI) in Stöckheim durchgeführt wurden, haben Folgendes gezeigt: Die für
das Kleine Immergrün typischen Indol-Alkaloide wie das Vincamin und das
Vincadifformin werden in bestimmten Stresssituationen zu anderen
Alkaloiden umgebaut - und zwar in den noch lebenden Zellen. Deshalb sind
diese neu gebildeten Alkaloide keine Phytoanticipine, da sie ja erst als
Reaktion auf den Stress gebildet werden. Andererseits sind es auch keine
Phytoalexine, denn ihre Bildung erfolgt nicht aus einfachen Vorstufen des
Grundstoffwechsels. Damit repräsentieren sie eine ganz neue
Naturstoffkategorie, die Professor Selmar als Phytomodificine bezeichnet.
Welche Funktionen bzw. Aufgaben diese Substanzen erfüllen, ist bislang
noch völlig unbekannt und wird im Institut für Pflanzenbiologie
untersucht.

Die Studie wurde als Titelthema in der Elsevier-Zeitschrift
"Phytochemistry" veröffentlicht. Neben der Relevanz für die
Grundlagenforschung sind die Ergebnisse geeignet für die Suche nach neuen
Wirkstoffen für die Krebstherapie.
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MELDUNG/362: Risse kündigen Abbruch eines großen Eisberges am Petermann-Gletscher an (idw)


Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung -
06.02.2019

Risse kündigen Abbruch eines großen Eisberges am Petermann-Gletscher
an

AWI-Forscher messen höheres Fließtempo des Gletschers und sagen eine
weitere Beschleunigung im Falle eines Abbruchs voraus



Risse in der schwimmenden Eiszunge des Petermann-Gletschers im äußersten
Nordwesten Grönlands deuten auf einen weiteren Abbruch eines großen
Eisberges hin. Wie Glaziologen des Alfred-Wegener-Institutes,
Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung (AWI) in einer neuen Studie
berichten, hat sich seit einem Eisberg-Abbruch im Jahr 2012 das Fließtempo
des Gletschers um durchschnittlich 10 Prozent erhöht, sodass in der
Folgezeit neue Risse entstanden sind - ein durchaus natürlicher Vorgang.
Modellsimulationen der Forscher zeigen jedoch: Sollten auch diese
Eismassen abbrechen, wird sich der Petermann-Gletscher vermutlich weiter
beschleunigen und mehr Eis ins Meer transportieren, mit entsprechenden
Folgen für den globalen Meeresspiegel. Die Studie ist im "Journal of
Geophysical Research: Earth Surface" erschienen und frei erhältlich.
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Blick Richtung Nordosten über die ca 18 Kilometer breite, aufschwimmende Kalbungsfront des
Petermann-Gletscher im Nordwesten Grönlands.
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Der Petermann-Gletscher im äußersten Nordwesten Grönlands gehört zu den
bekanntesten Gletschern der Region. Zum einen umfasst sein Einzugsgebiet
vier Prozent des Grönländischen Eisschildes. Zum anderen besitzt er eine
schwimmende Eiszunge wie nur zwei weitere Gletscher Grönlands. Diese
schiebt sich derzeit über eine Strecke von etwa 70 Kilometern in den
Petermann-Fjord. Risse etwa 12 Kilometer oberhalb der bisherigen
Gletscherkante deuten darauf hin, dass in naher Zukunft wieder ein großer
Eisberg vom Petermann-Gletscher abbrechen könnte.

Zu diesem Ergebnis kommen Glaziologen des Alfred-Wegener-Institutes,
Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung (AWI) in Bremerhaven,
nachdem sie Satellitenaufnahmen des Gletschers aus den zurückliegenden
zehn Jahren analysiert haben. "Die Satellitendaten zeigen, dass der
Petermann-Gletscher im Winter 2016 mit einer Geschwindigkeit von
durchschnittlich 1135 Metern pro Jahr floss. Dies entsprach einer
Beschleunigung von etwa 10 Prozent im Vergleich zum Winter 2011 und wir
haben uns gefragt, was diesen Geschwindigkeitsanstieg ausgelöst hat",
erzählt AWI-Glaziologe und Mitautor Niklas Neckel.

Felswände als Gletscherbremse

Die Wissenschaftler simulierten daraufhin den beobachteten Eistransport
des Petermann-Gletschers in einem Computer-Eismodell und konnten
nachweisen, dass der Abbruch eines großen Eisberges im August 2012 die
Beschleunigung des Gletschers in Gang gesetzt hatte. "Die Eismassen des
Gletschers reiben auf ihrem Weg ins Meer rechts und links an Felswänden,
welche den Fjord einrahmen. Bricht nun am Ende der Gletscherzunge ein
großer Eisberg ab, schrumpft die Länge der Eiszunge insgesamt und damit
auch die Strecke, auf der die Eismassen die Felsen berühren. Deren
Bremswirkung sinkt und der Gletscher beginnt, schneller zu fließen",
erklärt AWI-Eismodellierer und Erstautor Martin Rückamp.

Eine ähnliche Beschleunigung sagt das Computermodell auch für den Fall
voraus, dass es zu einem erneuten Eisberg-Abbruch kommen sollte. "Wir
können nicht vorhersagen, wann der Petermann-Gletscher wieder kalben wird
und ob ein Abbruch tatsächlich bis zu den von uns entdeckten Rissen in der
Gletscherzunge reichen wird", sagt Martin Rückamp. "Anzunehmen ist aber,
dass die Gletscherzunge im Falle eines weiteren Abbruchs wieder deutlich
schrumpfen und die Bremswirkung der Felsen noch weiter abnehmen wird".

Eine Folge des Klimawandels?

Inwieweit der beschleunigte Eistransport des Petermann-Gletschers auf
verschiedene Konsequenzen der globalen Erderwärmung zurückzuführen ist,
haben die Wissenschaftler bislang nicht tiefgreifend untersucht. "Wir
wissen jetzt, dass das Fließtempo des Gletschers infolge von
Eisberg-Abbrüchen steigt. Außerdem beobachten wir, dass die Häufigkeit
solcher Abbrüche am Petermann-Gletscher zunimmt. Ob dafür jedoch die wärmer
werdende Atmosphäre über Grönland oder aber wärmeres Meerwasser
verantwortlich ist, haben wir anhand der Satellitendaten nicht untersuchen
können", so Niklas Neckel. Für die Wissenschaftler ist die Beschleunigung
des Petermann-Gletschers dennoch ein Signal. Im Gegensatz zu den
Gletschern im Südosten und Südwesten Grönlands haben die Gletscher im
hohen Norden der Insel bislang kaum Veränderungen gezeigt. Das scheint
sich nun zu ändern.

Der Grönländische Eisschild und die dazugehörigen Gletscher haben seit dem
Jahr 2002 im Durchschnitt jährlich 286 Milliarden Tonnen Eis verloren.
Diese Massenverluste sind vor allem auf die Zunahme der sommerlichen
Oberflächenschmelze zurückzuführen. Das Kalben von Eisbergen hat ebenfalls
zugenommen. Grönlands Gletscher verlieren heutzutage ein Viertel mehr Eis
durch Eisberg-Abbrüche als im Vergleichszeitraum von 1960 bis 1990. Als
mögliche Ursachen werden u.a. wärmere Meeresströmungen diskutiert, welche
die schwimmenden Gletscherzungen von unten schmelzen, sowie Schmelzwasser,
welches durch Spalten und Risse bis ins Gletscherbett sickert und dort wie
ein Schmiermittel das Gleiten der Eisströme beschleunigt. Derzeit tragen
die Eismassenverluste Grönlands jährlich etwa 0,7 Millimeter zum globalen
Meeresspiegelanstieg bei. Dieser beträgt aktuell 3,3 Millimeter pro Jahr.


Die Studie ist als Open Access-Artikel im AGU-Fachmagazin "Journal of
Geophysical Research: Earth Surface" erschienen. Ihr Originaltitel lautet:
Martin Rückamp, Niklas Neckel, Sophie Berger, Angelika Humbert, Veit Helm:
Calving Induced Speedup of Petermann Glacier,
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FORSCHUNG/1568: Was wäre, wenn Schrödingers tote Katze sich mit einer lebendigen überlagerte? (idw)


Universität Regensburg - 06.02.2019

Was wäre, wenn Schrödingers tote Katze sich mit einer lebendigen
überlagerte?



Wie schon Hamlet feststellte, können in einer klassischen Welt Dinge
entweder Sein oder Nichtsein. Eine dritte Möglichkeit gibt es nicht. In
der Quantenwelt können Sein und Nichtsein dagegen koexistieren oder
einander überlagert sein, wie der Physiker sagt.

Die Paradoxie einer solchen Überlagerung wurde von Schrödinger am Beispiel
einer bedauernswerten Katze veranschaulicht, die sich in einem
versiegelten Kasten befindet, und in einem Überlagerungszustand von
"lebendig" und "tot" befindet, solange der Zustand nicht durch einen
Messprozess auf eine der beiden Alternativen festgelegt wurde.
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Destruktive Interferenz einer Elektronenwelle in einer Kohlenstoff-Nanoröhre.

Grafik: © Andrea Donarini, Universität Regensburg



Ein Beispiel solcher Überlagerung in der Quantenwelt ist das Phänomen der
optisch induzierten Transparenz. In einem wichtigen Experiment der
Atomphysik wurde ein Gas von zwei Lasern mit unterschiedlicher Farbe
beleuchtet. Solange nur ein Laser aktiv ist, kann das Licht durch die
Anregung der Atome absorbiert werden. Wird jedoch gleichzeitig mit beiden
Lasern beleuchtet, können sich die Anregungsprozesse destruktiv überlagern
und sich damit gegenseitig unterdrücken - das Gas absorbiert nicht mehr
und wird durchsichtig. Die zusätzliche Beleuchtung unterdrückt die
Absorption des Lichts.

Einem Team von Physikern um Milena Grifoni und Andrea Donarini
(Theoretische Physik) und Christoph Strunk und Nicola Paradiso
(Experimentalphysik) an der Universität Regensburg gelang es jetzt, ein
solches Schema in einer rein elektronischen Versuchsanordnung zu
realisieren. Das Experiment wurde in der Zeitschrift "Nature
Communications" publiziert. Die Anordnung enthält eine
Kohlenstoff-Nanoröhren (KNR) welche mittels zweier metallischer Elektroden
kontaktiert wird (s. Abbildung). Eine Kohlenstoff-Nanoröhre ist ein
Hohlzylinder aus reinem Kohlenstoff mit einem Durchmesser von nur einem
millionstel Millimeter, dessen Wand nur eine Atomlage dick ist und dessen
elektrischer Leitwert wie bei einem Transistor gesteuert werden kann.

Der Stromeingang (oder Ausgang) in die Nanoröhre erfolgt ähnlich wie die
Durchquerung einer Drehtür. Ähnlich einer Drehtür kann nur ein Elektron
nach dem anderen herein kommen. Klassisch können sich die Elektronen
entweder mit (rote Bahn in Abbildung) oder entgegen (grüne Bahn) dem
Uhrzeigersinn durch die Nanoröhre bewegen. In der Quantenwelt müssen sich
die Elektronen nicht für einen Drehsinn entscheiden, sondern sie können
eine Überlagerung von beiden einnehmen. Dieses Phänomen führt, wie in dem
optischen Experiment, zur Interferenz: die beiden Alternativen können sich
gegenseitig verstärken (konstruktiv) oder auslöschen (destruktiv). Im
ersten Fall gelingt die Durchquerung der Drehtür leicht, im zweiten Fall
wird die Drehtür blockiert und wird erst nach einiger Zeit wieder frei.
Wenn sich die beiden Durchquerungsmöglichkeiten konstruktiv überlagern,
fließt der elektrische Strom ungehindert, während er blockiert wird, wenn
die Interferenz destruktiv ist. Weil das Elektron in diesem Fall gefangen
ist, spricht man in Analogie zur Quantenoptik von einen Dunkelzustand
("dark state").

Obwohl diese Möglichkeit für Elektronen schon seit zwei Jahrzehnten
theoretisch vorhergesagt wurde, ist es erst jetzt gelungen dies
experimentell nachzuweisen. Darüber hinaus ist es gelungen, den
Mechanismus der Blockade in der Nanoröhre zu modellieren und damit zu
verstehen. Das Experiment ist ein weiterer Schritt auf dem Weg zur
künftigen Nutzung von Quantenphänomenen in der Elektronik und
Informationsverarbeitung.

Originalpublikation:

Coherent population trapping by dark state formation in a carbon nanotube
quantum dot

A. Donarini, M. Niklas, M. Schafberger, N. Paradiso, C. Strunk, M.
Grifoni,

Nature Communications 10, 381 (2019)

DOI: https://doi.org/10.1038/s41467-018-08112-x

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution87
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WIRTSCHAFT/2858: Facebook - Die Zeiten von Friss oder Stirb sind vorbei


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 7. Februar 2019

Facebook: Die Zeiten von Friss oder Stirb sind vorbei!



Zur heutigen Entscheidung des Bundeskartellamts zu Facebook erklärt
Katharina Dröge, Parlamentarische Geschäftsführerin und Sprecherin für
Wettbewerbspolitik:

Die Entscheidung des Bundeskartellamtes ist richtungsweisend. Die
große Koalition hat es jahrelang versäumt, die Macht der
Internetgiganten zu beschränken. Das richtet jetzt das
Bundeskartellamt. Facebooks Marktmacht wird durch diese Entscheidung
eingeschränkt, die Rechte der Nutzerinnen und Nutzer werden gestärkt.

Dass Facebook nicht mehr automatisch die Daten von seinen Diensten wie
WhatsApp und Instagram mit den Facebook-Daten zusammenführen kann, ist
eine gute Nachricht für die Nutzerinnen und Nutzer. Facebooks "Friss
oder Stirb"-Taktik wurde damit verboten. Doch diese Entscheidung zeigt
auch nochmal, wie falsch die Genehmigung der Fusionen von Facebook mit
diesen Diensten war. Hier gibt es weiterhin Nachschärfungsbedarf bei
der Fusionskontrolle - auch auf EU-Ebene. Und schlussendlich bleibt
die Frage, wie die Nicht-Zusammenführung der Daten kontrolliert werden
soll. Das beste Kontrollinstrument wäre hier eine Entflechtung von
Facebook, WhatsApp und Instagram.

Die Entscheidung könnte trotzdem richtungsweisend für ganz Europa
werden. Denn das Bundeskartellamt handelt auf Grundlage der
Datenschutzgrundverordnung. Und die gilt bekanntlich für die ganze EU.
Jetzt bestätigt sich, dass die DSGVO die Nutzerinnen und Nutzer
schützen kann - wenn die Behörden handeln.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Februar 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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INNEN/3442: Kampf gegen Clankriminalität weiter verstärken


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 7. Februar 2019

Kampf gegen Clankriminalität weiter verstärken

Ermittlungsbehörden auf dem richtigen Weg



Der Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ralph Brinkhaus, und
die rechtspolitische Sprecherin der Fraktion, Elisabeth
Winkelmeier-Becker, haben an diesem Donnerstag die
Sonderstaatsanwaltschaft in Duisburg besucht. Die Beamten widmen sich
der Bekämpfung der Clankriminalität im Norden der Stadt. Dazu
erklären Brinkhaus und Winkelmeier-Becker:

Brinkhaus: "Die Bekämpfung der organisierten Kriminalität und
insbesondere der sogenannten Clankriminalität gehört zu den
gegenwärtig größten Herausforderungen für den Rechtsstaat. Mit
unserem Besuch wollen wir unterstreichen, dass die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion voll hinter den Anstrengungen von Polizei
und Justiz überall in unserem Land steht, diese Form der Kriminalität
zurückzudrängen. Der Kampf muss weiter verstärkt werden und zum
Erfolg geführt werden.

Der Rechtsstaat muss gewährleisten, dass das Recht gegenüber
jedermann durchgesetzt wird. Es kann nicht hingenommen werden, dass
auch nur der Eindruck entsteht, dass dies in einigen Stadtteilen oder
Regionen in unserem Land nicht der Fall sei. Das Recht muss gelten.

Einrichtungen wie die Sonderstaatsanwaltschaft zur Bekämpfung der
Clankriminalität in Duisburg leisten einen unschätzbaren Dienst für
die Sicherheit aller Bürgerinnen und Bürger und für das Vertrauen in
den Rechtsstaat. Mit dem kürzlich vereinbarten Pakt für den
Rechtsstaat wollen wir auch als Bund einen Beitrag dazu leisten, dass
Polizei und Rechtsstaat weiter gestärkt werden können.

Die von CDU und FDP geführte Landesregierung in NRW hat den Kampf
gegen die Clankriminalität in vorbildlicher Weise aufgenommen. Die
Null-Toleranz-Strategie der Landesregierung ist völlig richtig und
hat unsere volle Unterstützung. Es ist auch gut, dass das
Bundeskriminalamt sich stärker in den Kampf gegen die
Clankriminalität einschalten will."

Winkelmeier-Becker: "Die Praxis hat uns bestätigt, dass unsere
Reform der strafrechtlichen Vermögensabschöpfung wirkt. Verbrechen
dürfen sich nicht lohnen. Deshalb ist es wichtig, dass den
Kriminellen schnell weggenommen werden kann, was sie durch ihre Taten
erlangt haben. Durch die vereinfachte Beweisführung können die Täter
sich nicht mehr mit unglaubwürdigen Ausreden herausreden. Die weitere
Evaluierung wird zeigen, ob das reicht, oder ob noch nachgesteuert
werden muss.

Nur durch eine Null-Toleranz-Strategie und maximalen Kontroll- und
Verfolgungsdruck kann eine Ausbreitung der Organisierten Kriminalität
- insbesondere von Banden, Rockern und Familienclans - wirksam
begegnet werden.

Wichtig ist es aber auch, dass den Angehörigen der Clans eine
Alternative aufgezeigt werden kann. Gute Bildung ist dabei ein
entscheidender Faktor. Das Aussteigerprogramm für kriminelle
Clan-Mitglieder ist sicherlich auch ein guter Ansatz."

Hintergrund:

An dem Besuch nahm auch der NRW-Justizminister Peter Biesenbach teil.
Mit den Sonderstaatsanwaltschaften will die Landesregierung die
Bekämpfung der Clankriminalität direkt vor Ort stärken.

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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WIRTSCHAFT/2800: Datenfluss einen Riegel vorschieben


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 7. Februar 2019

Datenfluss einen Riegel vorschieben



Zur Entscheidung des Bundeskartellamts, Facebooks Sammeln von
Nutzerdaten zu beschränken, können Sie den wirtschaftspolitischen
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Joachim Pfeiffer, wie folgt
zitieren:

"Kundendaten sind die zentrale Ressource in der
Informationsgesellschaft. Ohne Kundendaten kein Kundenkontakt, keine
Möglichkeit zur Ansprache und zur Geschäftsanbahnung. Das
Bundeskartellamt hat das erkannt und der Sammelwut von Facebook nun
Einhalt geboten. Das ist richtig und wichtig. Denn auch im Internet
sind Monopole nicht ratsam. Sie schaffen Abhängigkeiten; dem
Missbrauch wird Tür und Tor geöffnet. Es war höchste Zeit, dem
Datenabfluss einen Riegel vorzuschieben und die Reichweite und den
Einfluss des Netzwerks durch Drittanbieter zu begrenzen. Der Nutzer
muss im Fahrersitz sein, d.h. er muss über den Verbleib seiner Daten
entscheiden können; sprich, der Nutzer sollte künftig besser über das
Facebook-Tracking informiert werden und der Sammlung und Verwertung
von Daten aus Drittquellen zustimmen müssen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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Internet: www.cducsu.de
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SOZIALES/2588: Kindergrundsicherung einfach gerecht machen


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 7. Februar 2019

Kindergrundsicherung einfach gerecht machen



Es gibt neue Bewegung in der Diskussion um eine Kindergrundsicherung.

Zur Diskussion um eine Kindergrundsicherung sagt Bernd Riexinger,
Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

Es gibt neue Bewegung in der Diskussion um eine Kindergrundsicherung.
Das Bündnis Kindergrundsicherung hat sehr gute Forderungen formuliert
und auch die SPD bewegt sich endlich. Selbst die FDP hat
Gesprächsbereitschaft signalisiert. Nur mit der CDU ist hier offenbar
überhaupt nicht zu rechnen. Eine Mehrheit für eine
Kindergrundsicherung könnte es aber auch ohne CDU/CSU noch in dieser
Legislaturperiode geben.

Das ist eine hoffnungsvolle Nachricht für all die Kinder und Eltern,
die noch immer Monat für Monat jeden Euro umdrehen müssen und sich
fragen ob der Schulausflug oder das neue Paar Schuhe bezahlt werden
kann.

Wir sollten die Kindergrundsicherung so einfach und unbürokratisch wie
möglich machen. Das ist auch sozial gerecht. Die Kinderfreibeträge
gehen ja in der Kindergrundsicherung auf. Und die bringen bisher
Menschen mit hohem Einkommen mehr. Außerdem wird die
Kindergrundsicherung zu Teilen versteuert. Und Menschen, die mehr
verdienen, zahlen davon eben auch mehr Steuern. Deshalb ist das
Konzept der Kindergrundsicherung bereits implizit einkommensabhängig.
Alle bekommen den gleichen Betrag, aber das Geld bringt Menschen mit
geringem Einkommen mehr.

Das Bündnis Kindergrundsicherung hat für ein kindliches
Existenzminimum, das auch Bildung und Teilhabe von Kindern umfasst,
628 Euro als notwendige Höhe der Kindergrundsicherung errechnet. Das
unterstützen wir.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 7. Februar 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de
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WIRTSCHAFT/2127: Nord Stream 2 - "Lex Russland" nützt nur Trump


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 7. Februar 2019

Nord Stream 2: "Lex Russland" nützt nur Trump



"Es ist gefährlich, dass sich immer mehr EU-Staaten von der
aggressiven Rhetorik der USA einschüchtern lassen. Sollte Frankreich
für die EU-Richtlinie zur Entflechtung von Gasunternehmen stimmen, die
letztlich eine 'Lex Russland' darstellt, wäre das ein fatales Signal.
Denn der Import von russischem Erdgas ist um einiges naheliegender als
der von US-amerikanischem Fracking-Gas. Zudem existieren genug
Versorgungswege, auf denen sich Europa mit Gas aus nicht-russischem
Quellen versorgen kann, so dass das Argument einer übergroßen
Abhängigkeit von Russland nicht zieht", kommentiert Klaus Ernst,
Vorsitzender des Bundestagsausschusses für Wirtschaft und Energie und
wirtschaftspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, Medienberichte
über einen Meinungsumschwung der französischen Regierung in Bezug auf
die Gaspipeline Nord Stream 2. Ernst weiter:

"Der Versuch, über eine Revision der europäischen Gas-Richtlinie Nord
Stream 2 noch zu stoppen, ist überdies rechtlich fragwürdig. Die
Pipeline befindet sich bereits im Bau, die beteiligten Unternehmen
erfüllen alle derzeit gültigen rechtlichen Vorgaben. Um Nord Stream 2
mit Hilfe der geänderten Gas-Richtlinie noch zu stoppen, müsste diese
rückwirkend angewendet werden. Das würde den Vertrauensschutz für die
beteiligten Unternehmen empfindlich verletzen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 7. Februar 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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BUNDESTAG/8011: Heute im Bundestag Nr. 145 - 07.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 145

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 7. Februar 2019, Redaktionsschluss: 13.58 Uhr

1. Transparenz in der Gesetzgebung

2. Bericht der Wahlkreiskommission

3. Preisanstiege bei Gewerbemieten

4. Steinkohle-Importe aus Kolumbien

5. Gründung des Nationalen Bildungsrates



1. Transparenz in der Gesetzgebung

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung ist nach eigenen Angaben
bestrebt, Regierungshandeln transparent und damit für die Bürger
nachvollziehbar zu gestalten. Das Kabinett habe im November 2018 eine
"Vereinbarung zur Erhöhung der Transparenz in Gesetzgebungsverfahren"
beschlossen, schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/7438)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/6614), in der nach
Einflussnahme von Interessensvertretern auf den Gesetzentwurf zur
Einstufung Georgiens, Algeriens, Marokkos und Tunesiens als
asylrechtlich sichere Herkunftsstaaten gefragt wurde.

Hierdurch solle "die bereits in der 18. Legislaturperiode erprobte
Praxis fortgesetzt werden, Gesetz- und Verordnungsentwürfe in der
Form, in der sie in eine etwaige Verbändebeteiligung gegangen sind,
sowie den von der Bundesregierung beschlossenen Gesetzentwurf der
Öffentlichkeit zugänglich zu machen", heißt es in der Antwort weiter.

Daneben sei vereinbart, auch die Stellungnahmen aus der
Verbändeanhörung zu veröffentlichen. Bis zur Errichtung einer
zentralen Plattform würden die Stellungnahmen auf den Internetseiten
der jeweiligen Ressorts veröffentlicht. Der weitere Verlauf des
jeweiligen Rechtssetzungsvorhabens könne zudem auf der Internetseite
des gemeinsamen Dokumentations- und Informationssystems von Bundestag
und Bundesrat recherchiert werden.

Zugleich führt die Bundesregierung aus, dass es "weder rechtlich
geboten noch im Sinne einer effizienten und ressourcenschonenden
öffentlichen Verwaltung leistbar" sei, Informationen und Daten etwa zu
Veranstaltungen, Sitzungen und Termine nebst Teilnehmern vollständig
zu erfassen und zu dokumentieren. Parlamentarische Kontrolle sei
"politische Kontrolle, nicht administrative Überkontrolle".

 * 

2. Bericht der Wahlkreiskommission

Inneres und Heimat/Unterrichtung

Berlin: (hib/STO) Die Verteilung der 299 Bundestagswahlkreise auf die
16 Bundesländer ist ein Thema des Berichts der Wahlkreiskommission für
die 19. Wahlperiode. Wie aus dem als Unterrichtung durch die
Bundesregierung vorliegenden Bericht (19/7500) hervorgeht, hat die
unabhängige Kommission die Aufgabe, "über Änderungen der
Bevölkerungszahlen im Wahlgebiet zu berichten und darzulegen, ob und
welche Änderungen der Einteilung der Bundestagswahlkreise sie im
Hinblick darauf für erforderlich hält".

Zu den Grundsätzen, die sie bei ihren Vorschlägen zur
Wahlkreiseinteilung zu beachten hat, gehört laut Vorlage, dass die
Zahl der Wahlkreise in den einzelnen Ländern deren Bevölkerungsanteil
soweit wie möglich entsprechen muss. Die Bevölkerungszahl eines
Wahlkreises soll von der durchschnittlichen Bevölkerungszahl der
Wahlkreise nicht um mehr als 15 Prozent nach oben oder unten
abweichen; beträgt die Abweichung mehr als 25 Prozent, ist eine
Neuabgrenzung vorzunehmen.

Dem Bericht zufolge würde sich nach dem Stand der deutschen
Bevölkerung vom 31. Dezember 2017 "bei einer Verteilung der 299
Wahlkreise auf die 16 Länder nach dem Divisorverfahren mit
Standardrundung SainteLaguë/Schepers keine Veränderung ergeben". Die
Zahl der Wahlkreise in den Ländern bleibe danach unverändert.

In den einzelnen Ländern beträgt die Abweichung vom
Bevölkerungsdurchschnitt aller 299 Wahlkreise laut Unterrichtung in 73
Wahlkreisen mehr als 15 Prozent. Keiner der Wahlkreise überschreite
derzeit die gesetzlich zwingende Neueinteilungsgrenze von 25 Prozent,
aber einige von ihnen näherten sich dieser Grenze, heißt es in der
Vorlage weiter.

Darin unterbreitet die Kommission für insgesamt 31 der 73 Wahlkreise
Änderungsvorschläge - darunter für vier Wahlkreise mit jeweils zwei
unterschiedlichen Varianten. Durch die Neuabgrenzung der 31
Wahlkreise, die über der 15-Prozent-Grenze liegen, "wären in der Folge
je nach Variante weitere Wahlkreise von Änderungen betroffen". Dabei
geht es der Vorlage zufolge um Wahlkreise in den Ländern
Schleswig-Holstein, Bremen, Brandenburg, Sachsen-Anhalt,
Nordrhein-Westfalen, Sachsen, Rheinland-Pfalz, Bayern und
Baden-Württemberg.

 * 

3. Preisanstiege bei Gewerbemieten

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Einzelhandelsmieten in den Nebenstraßen von
Shoppingdestinationen sind in Berlin in den vergangenen neun Jahren um
bis zu 267 Prozent gestiegen. Diese Entwicklung betrifft Mieten in so
genannten 1-B-Lagen für Läden mit einer Flächen von etwa 150
Quadratmetern, wie aus der Antwort (19/7410) der Bundesregierung auf
eine Kleine Anfrage (19/6957) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
hervorgeht. Bei kleinen Läden in dieser Lage kletterten die Mieten
zwischen 2009 und 2018 um 200 Prozent. Die Bundesregierung beruft sich
auf Zahlen des Immobilienverbands Deutschland (IVD). Berlin
verzeichnete damit die höchsten Zuwachsraten in einer Auflistung der
40 größten Städte. Deutliche Steigerungen gab es den Angaben zufolge
auch etwa in Erfurt (+213 Prozent bei kleinen Läden, +127 Prozent bei
großen Flächen). Grundsätzlich zeichnet die Liste ein durchmischtes
Bild - den teilweise drastischen Steigerungen stehen Preisrückgänge
gegenüber, beispielweise in Hannover, Lübeck und Gelsenkirchen.

In den Top-Lagen selbst (1-A-Lagen) gab es bei großen Ladenflächen in
Erfurt die größten Steigerungen mit einem Plus von 217 Prozent. In
Magdeburg müssen Einzelhändler hier 150 Prozent mehr Miete zahlen als
noch 2009. Hingegen sanken die Mieten für große Läden direkt auf den
Shoppingmeilen in Kiel und Oberhausen um 33,3 Prozent.

Auf Nachfrage erklärt die Bundesregierung, derzeit zu prüfen, ob ein
Bedarf für Maßnahmen besteht, mit denen einer Verdrängung von
Betrieben aus innerstädtischen Lagen entgegengewirkt werden könnte.
"Erst nach Abschluss der Prüfung und der Feststellung von etwaigen
Regelungsdefiziten beziehungsweise Marktungleichgewichten kann eine
Aussage darüber getroffen werden, inwiefern in konkreten Bereichen
gegebenenfalls Maßnahmen zweckmäßig sein könnten."

 * 

4. Steinkohle-Importe aus Kolumbien

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Problematik rund um Steinkohle-Importe aus
Kolumbien stehen im Mittelpunkt der Antwort (19/7405) auf eine Kleine
Anfrage (19/6599) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Darin listet die
Bundesregierung Einfuhrmengen von Steinkohle aus verschiedenen Ländern
in den Jahren 2015 und 2017 auf. Zugleich spricht sie von einem
Spannungsverhältnis zwischen wirtschaftlicher Entwicklung und
Naturschutz beim Bergbau in Kolumbien. Dies sei eine große
Problematik. Die Bundesregierung äußert sich ferner zu
Kohlendioxid-Emissionen beim Transport: Demnach kann bei
Schiffsladungen von Kohle aus Kolumbien nach Deutschland von
Emissionen in Höhe von etwa acht Gramm pro Tonne transportierter Kohle
und Kilometer ausgegangen werden. So würden bei einem Transportvolumen
von 30.000 Tonnen Kohle etwa 2.280 Tonnen Kohlendioxid verursacht.

 * 

5. Gründung des Nationalen Bildungsrates

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Wann die Verhandlungen mit den 16 Bundesländern zur
Bildung eines Nationalen Bildungsrates durch die Bundesregierung
wieder aufgenommen werden, fragt die AfD-Fraktion in ihrer Kleinen
Anfrage (19/7417). Die Große Koalition habe sich im Koalitionsvertrag
zwischen CDU, CSU und SPD zur Errichtung eines Nationalen Bildungsrats
verpflichtet. Im Nationalen Bildungsrat sollten Mitglieder von Bund
und Ländern sowie Experten aus der freien Wirtschaft vertreten sein.
Geplant sei gewesen, dass der Nationale Bildungsrat sich bereits im
Sommer 2018 zusammenfinden sollte. Jedoch gebe es bis heute keinen
Nationalen Bildungsrat. Darüber hinaus sei die Große Koalition von
ihren ursprünglichen Plänen zur Zusammensetzung abgewichen. Nach den
Vorstellungen des stärksten Koalitionspartners, der CDU/CSU, sollen im
Nationalen Bildungsrat nun ausschließlich Bund und Länder vertreten
sein. Vertreter der Wirtschaft, aus Spitzenverbänden sowie
Gewerkschaften sollen nunmehr nicht mehr im Nationalen Bildungsrat
mitarbeiten, schreibt die AfD. Darüber hinaus seien die Ziele, die ein
Nationaler Bildungsrat verfolgen soll, unklar geworden.

 * 
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BUNDESTAG/8010: Heute im Bundestag Nr. 144 - 07.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 144

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 7. Februar 2019, Redaktionsschluss: 12.14 Uhr

1. Bedeutung von Sozialunternehmertum

2. Evaluation von Energieausweisen

3. Normen und Kosten im Baubereich

4. Kein Einfluss von Interessensvertretern

5. Blockchain-Strategie der Bundesregierung

6. Strom aus Erneuerbaren Energien

7. Konsequenzen von Rüstungs-Exportstopp



1. Bedeutung von Sozialunternehmertum

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung hat die Bedeutung von
Sozialunternehmen für Wirtschaft und Gesellschaft unterstrichen. Diese
leisteten einen wichtigen Beitrag im Rahmen der Sozialen
Marktwirtschaft, indem sie gesellschaftliche Fragen mit oftmals
innovativen unternehmerischen Lösungen angehen, schreibt die
Bundesregierung in der Antwort (19/7293) auf eine Kleine Anfrage
(19/6844) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Darin listet sie
Maßnahmen auf, die seit dem Regierungswechsel angestoßen wurden, um
"Social Entrepreneurship" zu stärken. Die Bundesregierung definiert
als Sozialunternehmer Firmen, wirtschaftliche Vereine und Stiftungen,
deren Geschäftsmodell auf die Lösung von sozialen/gesellschaftlichen
Herausforderungen mit unternehmerischen Mitteln gerichtet ist.

 * 

2. Evaluation von Energieausweisen

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) In Deutschland sind zwischen 2014 und 2018 mehr als
2,41 Millionen Registriernummern für Energieausweise ausgegeben
worden. Wie aus der Antwort (19/7291) auf eine Kleine Anfrage
(19/6829) der FDP-Fraktion hervorgeht, ist die Wirkung dieser Maßnahme
bislang nicht evaluiert worden. Ob dies geschehen soll, werde im
Rahmen der Abstimmung über einen Referentenentwurf für ein
Gebäudeenergiegesetz beraten. Auch neue Anforderungen an den Ausweis
seien Teil dieser Gespräche, erklärt die Bundesregierung. So sehe der
Vorschlag des Bundeswirtschafts- und des Bundesinnenministeriums vor,
dass die sich aus dem Primärenergiebedarf oder -verbrauch eine
Gebäudes ergebenden Treibhausgasemissionen künftig zusätzlich im
Energieausweis anzugeben sein sollen.

 * 

3. Normen und Kosten im Baubereich

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung will verstärkt darauf hin
wirken, dass Normierungen im Baubereich nicht zu Kostenexplosionen
führen. Gemeinsam mit Ländern und Kommunen strebe sie eine
Implementation von systematischer Kosten-Nutzen-Analyse und
Kostenfolgenabschätzungen in die Normungsprozesse an, erklärt die
Bundesregierung in der Antwort (19/7292) auf eine Kleine Anfrage
(19/6830) der FDP-Fraktion. Kostenfolgenabschätzungen sollten
institutionalisiert werden. Die Aktivitäten sind Teil der Umsetzung
von Forderungen aus der Baukostensenkungskommission. Die
Bundesregierung weist außerdem darauf hin, dass es Aufgabe der
DIN-Normungsgremien sei, Wirtschaftlichkeitsaspekte in den
Normungsprozessen zu beachten.

 * 

4. Kein Einfluss von Interessensvertretern

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Bei den jährlichen Vorarbeiten für das
ERP-Wirtschaftsplangesetz sind keine Interessensvertreter beteiligt.
In der Antwort (19/7288) auf eine Kleine Anfrage (19/6620) der
Fraktion Die Linke weist die Bundesregierung darauf hin, dass es
keinen entsprechenden Austausch gebe, "auch nicht konkret im
Zusammenhang mit der Erstellung des ERP-Wirtschaftsplangesetzes 2019".
Auch seien keine Verbände angehört noch Gutachten zu Rate gezogen
worden.

 * 

5. Blockchain-Strategie der Bundesregierung

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung will im Sommer ihre
Blockchain-Strategie vorstellen. Dazu würden im Frühjahr in einem
öffentlichen Konsultationsprozess unter anderem rechtliche
Fragestellungen erörtert, erklärt die Bundesregierung in der Antwort
(19/7286) auf eine Kleine Anfrage (19/6375) der AfD-Fraktion. Eine
strategische Begleitung dieser Entwicklung in diesem frühen Stadium
der Technologie sei erforderlich, um die Wettbewerbs- und
Innovationsfähigkeit der deutschen Wirtschaft zu stärken und
technologische Souveränität zu sichern, heißt es zur Begründung. Dabei
sei offen, in welchen Anwendungsfeldern die Blockchain-Technologie
zusätzlichen Nutzen stifte.

 * 

6. Strom aus Erneuerbaren Energien

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Definition von Strom aus Erneuerbaren Energien
steht im Mittelpunkt der Antwort (19/7290) auf eine Kleine Anfrage
(19/6809) der AfD-Fraktion. Die Bundesregierung legt darin
Begriffsklärungen zur Herkunft von Strom dar und gibt weitere
Auskünfte zum Zusammenspiel von Energie und Stromverbrauch.

 * 

7. Konsequenzen von Rüstungs-Exportstopp

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die AfD-Fraktion fragt nach Konsequenzen des
Ausfuhrstopps von Rüstungsgütern nach Saudi-Arabien. Die Abgeordneten
möchten von der Bundesregierung wissen, nach welchen Kriterien ein
Waffensystem mit Blick auf ein mögliches Ausfuhrverbot bewertet werde.
Sie erkundigen sich in der Kleinen Anfrage (19/7392) auch gezielt nach
Küstenwachenbooten der Peene-Werft in Wolgast.

 * 
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BUNDESTAG/8009: Heute im Bundestag Nr. 143 - 07.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 143

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 7. Februar 2019, Redaktionsschluss: 11.26 Uhr

1. Turkmenistan ist kein Partnerland

2. Regierung weist Medienbericht zurück

3. Bis zu eine Milliarde für Investitionsfonds

4. Entwicklungsprojekte im Libanon

5. FDP fragt nach Anti-Drogen-Projekten

6. Treffen von Barley und Soros



1. Turkmenistan ist kein Partnerland

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Turkmenistan ist laut Bundesregierung kein
Partnerland der bilateralen deutschen Entwicklungszusammenarbeit,
weswegen es auch keine Länderstrategie für das Land gebe. Eine
staatliche Entwicklungszusammenarbeit der Bundesregierung erfolge
lediglich im Rahmen von Regionalvorhaben für Zentralasien, schreibt
sie in einer Antwort (19/7456) auf eine Kleine Anfrage (19/6740) der
AfD-Fraktion. Unter anderem hätten Bundesregierung und turkmenische
Regierung am 31. März 1995 eine Vereinbarung über die Einrichtung
eines Studien- und Fachkräftefonds geschlossen.

 * 

2. Regierung weist Medienbericht zurück

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung weist Schlusssfolgerungen eines
Berichts der Onlineausgabe der "tageszeitung" (taz) vom 2. Dezember
2018, der bezugnehmend auf einen "internen Qualitätskontrollbericht"
gravierende Mängel in der deutschen Entwicklungszusammenarbeit beklagt
hatte, zurück. Die darin angeführte Externe Qualitätskontrolle sei
kein Instrument der Korruptionsbekämpfung und der Kontrolle einer
ordnungsgemäßen Mittelverwendung, betont sie in einer Antwort
(19/7447) auf eine Kleine Anfrage (19/6994) der AfD-Fraktion. Hierfür
stünden andere Instrumente zur Verfügung. So werde die ordnungsgemäße
Mittelverwendung regelmäßig unter anderem von der Innenrevision der
Deutschen Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ),
externen Wirtschaftsprüfern, dem Bundesrechnungshof und dem
Europäischen Rechnungshof überprüft. Derzeit sei die Gutachterfirma
Syspons GmbH mit der Qualitätskontrolle und Erstellung der Berichte
beauftragt.

Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (BMZ) bewerte die Ergebnisse und Empfehlungen hausintern
und hole zusätzlich eine Stellungnahme der GIZ ein, heißt es in der
Antwort weiter. Ziel der Auswertung sei es, die notwendigen Schritte
zur besseren Einhaltung von Vorgaben des BMZ zu identifizieren und
diese anschließend umzusetzen.

 * 

3. Bis zu eine Milliarde für Investitionsfonds

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung ist bereit, bis zum Jahr 2021
bis zu eine Milliarde Euro für den Entwicklungsinvestitionsfonds
bereitzustellen. Die tatsächliche Mittelhöhe orientiere sich dabei an
der Nachfrage durch die Unternehmen, schreibt sie in einer Antwort
(19/7345) auf eine Kleine Anfrage (19/6876) der FDP-Fraktion.

Für deutsche Unternehmen sei ein nachhaltiges Wirtschafts- und
Beschäftigungswachstum in afrikanischen Ländern ein wichtiges
Entscheidungskriterium für ein verstärktes Engagement in diesen
Märkten, betont sie darin. Entsprechend seien die beiden Elemente des
Entwicklungsinvestitionsfonds - AfricaConnect und AfricaGrow -
komplementär auf dieses Ziel ausgerichtet.

Ziel von AfricaGrow sei eine Verbesserung des Zugangs zu
bedarfsgerechtem Wachstums- und Risikokapital für wachstumsorientierte
kleine und mittelständische Unternehmen und junge innovative
Unternehmen mit hohem Wachstumspotenzial ("Start Ups") in Afrika. Mit
dem Wirtschaftsnetzwerk Afrika, dem dritten Element des
Entwicklungsinvestitionsfonds, wolle die Bundesregierung deutschen
Unternehmen über Beratung und Begleitung die Ausweitung ihrer
Geschäftstätigkeit in ausgewählte afrikanische Wachstumsmärkte
erleichtern.

 * 

4. Entwicklungsprojekte im Libanon

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die Entwicklungszusammenarbeit mit dem Libanon ist
Thema einer Kleinen Anfrage (19/7416) der AfD-Fraktion. Unter anderem
wollen die Abgeordneten wissen, welche Länderstrategie die
Bundesregierung dort verfolgt, welche Schwerpunkte sie setzt und wie
hoch das Gesamtvolumen aller Leistungen ist.

 * 

5. FDP fragt nach Anti-Drogen-Projekten

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Nach Projekten der deutschen
Entwicklungszusammenarbeit zur Vermeidung des illegalen Anbaus von
Drogen in Schwellen- und Entwicklungsländern erkundigt sich die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/7421). Unter anderem wollen
die Abgeordneten wissen, welche Strategie die Bundesregierung verfolgt
und welche nachweisbaren Wirkungen in den Projekten erzielt wurden.

 * 

6. Treffen von Barley und Soros

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/mwo) Ein Treffen von Bundesjustizministerin Katarina
Barley (SPD) und US-Investor und Philanthrop George Soros im November
vergangenen Jahres ist Thema einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion
(19/7397). Der Abgeordnete Stephan Brandner und die Fraktion der AfD
wollen unter anderem wissen, durch wen und wann die Initiative zu dem
Treffen mit dem nach Ansicht des Fragestellers umstrittenen Soros
ausgelöst wurde, welche Gründe es dafür gab, ob Barley das Gespräch in
ihrer Eigenschaft als Bundesjustizministerin durchgeführt hat und was
dessen konkreten Inhalte waren. In diesem Zusammenhang wird danach
gefragt, wie die Bundesregierung die Gefahr der übermäßigen
Einflussnahme von Lobbyisten, wie Soros nach Ansicht des Fragestellers
bezeichnet werden könne, auf politische Entscheidungen bewertet.

 * 
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BUNDESTAG/8008: Heute im Bundestag Nr. 142 - 07.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 142

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 7. Februar 2019, Redaktionsschluss: 10.39 Uhr

1. Deutschunterricht im Ausland

2. Fachkräfte-Zuwanderung aus der EU

3. Aussetzung der Vorrangprüfung

4. Korrekturhinweise an Medien

5. Qualifikationen von neuer bpb-Vize

6. Linke fragt nach Bilanz des Euros

7. Entwicklung des FinTech-Marktes



1. Deutschunterricht im Ausland

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Das Auswärtige Amt fördert laut Bundesregierung über
das Goethe-Institut und die Zentralstelle für das Auslandsschulwesen
weltweit qualifizierten Deutschunterricht an knapp 100.000 Schulen.
Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/7445) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/6820) ausführt, fördert das
Goethe-Institut an rund 95.000 Schulen im Rahmen der
Bildungskooperation Deutsch den Deutschunterricht durch Lehr- und
Lernmittel und Beratung und Fortbildung von Deutschlehrkräften. An 600
Schulen fördere das Goethe-Institut Deutschunterricht auf
Fortgeschrittenenniveau im Rahmen einer Partnerschulinitiative.

Die Zentralstelle für das Auslandsschulwesen fördert den Angaben
zufolge an rund 1.100 DSD-Schulen (DSD = Deutsches Sprachdiplom) mit
56 Fachberatern hochqualifizierten Deutschunterricht sowie an 140
deutschen Auslandsschulen sowohl den Deutschunterricht als auch
Fachunterricht auf Deutsch mit dem Ziel des Abiturs beziehungsweise
einer dem deutschen Abitur gleichwertigen Schulabschlussprüfung.

Wie die Bundesregierung weiter schreibt, bietet das Goethe-Institut
zudem im außerschulischen Bereich an 159 Instituten in 98 Ländern je
nach Bedarf Anfänger- und Fortgeschrittenensprachkurse an.

 * 

2. Fachkräfte-Zuwanderung aus der EU

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Zuwanderung von Fachkräften aus der Europäischen
Union ist ein Thema der Antwort der Bundesregierung (19/7444) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/6819). Wie die Bundesregierung
darin ausführt, trägt diese Zuwanderung "bereits heute zu einer
Verbesserung der Fachkräftesituation bei und leistet damit einen
wichtigen Beitrag zur Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft".
Sie sorge dafür, dass die Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter in
Deutschland entgegen den natürlichen Veränderungen durch die
Geburtenentwicklung der Vergangenheit weniger stark abnimmt. "Damit
tragen europäische Fachkräfte durch ihre Mobilität und ihre
Qualifikationen nicht zuletzt auch zur Entlastung unserer sozialen
Sicherungssysteme bei", schreibt die Bundesregierung weiter.

Zugleich verweist sie darauf, dass sich "die positive Zuwanderung bei
Veränderungen der Wirtschaftslage in den europäischen Herkunftsländern
schnell verändern" könnte. Zudem nähmen mittelfristig die Potenziale
für die Zuwanderung aus anderen EU-Ländern ab. Dort greife ebenfalls
der demografische Wandel, "so dass die Anzahl junger Erwachsener, die
das europäische Wanderungsgeschehen zu einem großen Teil ausmachen,
merklich zurückgehen könnte".

Daraus ergeben sich laut Bundesregierung vornehmlich zwei Ziele.
Erstens müsse der Arbeitsstandort Deutschland für Fachkräfte aus dem
europäischen Ausland und ihre Familien attraktiv bleiben. Zweitens
müssten "die vorhandenen Potenziale derer, die als qualifizierte
Fachkräfte nach Deutschland kommen, noch besser ausgeschöpft werden".

 * 

3. Aussetzung der Vorrangprüfung

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über Auswirkungen eines Wegfalls der sogenannten
Vorrangprüfung bei der Beschäftigung von Asylbewerbern und geduldeten
Ausländern berichtet die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/7442)
auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/6763). Darin verweist die
Regierung darauf, dass bei der Beschäftigung von Geduldeten und
Asylbewerbern die Vorrangprüfung seit Inkrafttreten der Verordnung zum
Integrationsgesetz am 6. August 2016 in 133 von insgesamt 156
Agenturbezirken der Bundesagentur für Arbeit (BA) für die Dauer von
drei Jahren ausgesetzt ist. In den Agenturbezirken, in denen die
Vorrangprüfung ausgesetzt ist, könnten Personen im Asylverfahren oder
mit einer Duldung nach drei Monaten Aufenthaltszeit eine Beschäftigung
ohne Vorrangprüfung aufnehmen, soweit sie die weiteren Voraussetzungen
erfüllen. Ziel sei es, den Zugang zum Arbeitsmarkt für Asylbewerber
und Geduldete zu erleichtern.

Wie die Bundesregierung weiter ausführt, sind ihr negative
Auswirkungen der Aussetzung der Vorrangprüfung nicht bekannt. In den
23 Agenturbezirken, in denen nicht auf die Vorrangprüfung verzichtet
wurde, sei laut Statistik der BA im Jahr die Zustimmung der
Bundesagentur zur Beschäftigung auf Grund der Vorrangprüfung nur in
weniger als vier Prozent der Fälle verweigert worden.

 * 

4. Korrekturhinweise an Medien

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um Hinweise von Behörden an Medien zur Korrektur
unzutreffender Veröffentlichungen geht es in der Antwort der
Bundesregierung (19/7472) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/6995). Danach gibt die Bundesregierung "in Einzelfällen einem
Medium dann einen Hinweis, wenn von der Bundesregierung
veröffentlichte Informationen oder Angaben über die Bundesregierung
objektiv unzutreffend wiedergegeben sind und die Bundesregierung einen
Hinweis für geeignet und angemessen erachtet".

Zugleich verweist die Bundesregierung in ihrer Antwort darauf, dass
die Pressefreiheit "unentbehrliches Gut und wesentlicher Faktor der
individuellen und öffentlichen Meinungsbildung" sei. Sie sei ein
"Wesenselement des freiheitlichen Staates und für die moderne
Demokratie unentbehrlich". Objektiv unrichtige Informationen könnten
indes zu zutreffender Meinungsbildung nicht dienen. Die Pressefreiheit
schließe nicht ein, erwiesen oder erkenntlich unwahre
Tatsachenbehauptungen zu verbreiten. Die presserechtliche
Sorgfaltspflicht gebiete es umgekehrt, Nachrichten vor ihrer
Veröffentlichung auf Herkunft, Inhalt und Wahrheitsgehalt zu
überprüfen. Den Behörden bleibe es dabei unbenommen, diese unabhängige
Prüfung durch entsprechende Hinweise zu unterstützen.

 * 

5. Qualifikationen von neuer bpb-Vize

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Mit der neuen Vize-Präsidentin der Bundeszentrale
für Politische Bildung (bpb) befasst sich die AfD-Fraktion in einer
KleinenAnfrage (19/7476). Wie die Fraktion darin ausführt, ist Cemile
Giousouf "seit dem 7. Januar 2019 als Vize-Präsidentin der
Bundeszentrale für Politische Bildung tätig und darüber hinaus für die
Koordinierung und Steuerung der inhaltlichen Arbeit und der
Planungsprozesse verschiedener Fachbereiche innerhalb der bpb
zuständig". Wissen will die Fraktion unter anderem, welche
Qualifikationen, Erfahrungen oder Eigenschaften der ehemaligen
CDU-Bundestagsabgeordneten die Bundeszentrale für politische Bildung
davon überzeugt haben. "diese Position(en) mit ihr zu besetzen".

 * 

6. Linke fragt nach Bilanz des Euros

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die Bilanz von 20 Jahren Euro ist Thema einer
Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/7359). Die Abgeordneten
wollen unter anderem von der Bundesregierung wissen, ob der Euro zur
wirtschaftlichen Integration beziehungsweise Konvergenz beigetragen
hat. Gefragt wird nach der Entwicklung des Handels im Euro-Raum und
der Entwicklung der Leistungsbilanzdaten von verschiedenen Ländern.
Gefragt wird zudem nach der Entwicklung der jährlichen
Staatsschuldenquoten und Staatsschuldenrenditen der Euroländer und der
Eurozone als Ganzes. Die Bundesregierung soll angeben, ob sie das von
der Europäischen Kommission anvisierte Vorhaben, die internationale
Rolle des Euros zu stärken, unterstützt.

 * 

7. Entwicklung des FinTech-Marktes

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um die Entwicklung des FinTech-Marktes geht es in
einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/7347). Die Abgeordneten
wollen erfahren, wie viele FinTech-Unternehmen es in Deutschland,
Großbritannien und in der gesamten EU gibt. Außerdem wird nach der
Entwicklung des FinTech-Marktes in den USA und in Japan gefragt.
Wissen wollen die Abgeordneten, wie viel Wagniskapital die FinTechs
eingesammelt haben und wie hoch die Zahl der jährlichen Insolvenzen
ist. In der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage heißt es, als FinTechs
würden Finanzdienstleister bezeichnet, die durch digitale Innovationen
neue Finanzprodukte beziehungsweise neue Geschäftsmodelle im
Finanzmarkt schaffen würden. Zitiert wird eine Studie, nach der der
deutsche FinTech-Markt im Jahr 2018 gewachsen sei und weiter an
Bedeutung für den Finanzmarkt gewinne.

 * 
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BUNDESTAG/8007: Heute im Bundestag Nr. 141 - 07.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 141

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 7. Februar 2019, Redaktionsschluss: 09.51 Uhr

1. Anhörung zu Veränderungen in Arbeitswelt

2. Sozialeinrichtungen für Seeleute

3. FDP will weniger Mindestlohn-Bürokratie

4. Prekäre Beschäftigung in Bayern

5. Überprüfung von Bildungsträgern

6. Arbeitszeitvolumen in Deutschland



1. Anhörung zu Veränderungen in Arbeitswelt

Berufliche Bildung in der digitalen Arbeitswelt/Ausschuss

Berlin: (hib/LBR) Die Enquete-Kommission "Berufliche Bildung in der
digitalen Arbeitswelt" beschäftigt sich am Montag, den 11. Februar ab
13 Uhr in einer öffentlichen Anhörung mit den "bisherigen
Veränderungen und daraus zu ziehenden Lehren für die Arbeitswelt und
berufliche Bildung". Es geht sowohl um Auswirkungen technologischer
Entwicklungen der letzten Dekaden auf Wertschöpfung und berufliche
Bildung als auch um branchenspezifische Trends und Schlussfolgerungen
für kommende Entwicklungen. Die Sitzung unter Leitung von Stefan
Kaufmann (CDU) beginnt um 13 Uhr im Sitzungssaal E200 des
Paul-Löbe-Hauses. Als externe Sachverständige sind geladen: Soziologin
Sabine Pfeiffer (Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg),
Britta Matthes vom Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
(IAB) sowie Dirk Werner vom Institut der deutschen Wirtschaft e.V. in
Köln (IW).

Zuhörer werden gebeten, sich im Sekretariat des Ausschusses mit
vollständigem Namen und Geburtsdatum per E-Mail
(vorzimmer.pa28@bundestag.de) anzumelden. Ab 16 Uhr wird die Sitzung
zudem zeitversetzt im Parlamentsfernsehen, im Internet und auf mobilen
Endgeräten übertragen.

 * 

2. Sozialeinrichtungen für Seeleute

Arbeit und Soziales/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktionen von CDU/CSU und SPD haben einen
Gesetzentwurf für ein Drittes Gesetz zur Änderung des
Seearbeitsgesetzes (19/7425) vorgelegt. Damit soll die Summe, mit der
sich der Bund an den Kosten der Deutschen Seemannsmissionen e. V. und
Stella Maris beteiligt, von 500.000 Euro auf eine Million Euro
verdoppelt werden.

 * 

3. FDP will weniger Mindestlohn-Bürokratie

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die FDP-Fraktion möchte die Dokumentationspflichten
beim Mindestlohn vereinfachen. Sie hat dazu einen Antrag (19/7458)
vorgelegt, in dem sie die Dokumentation der Arbeitszeit, wie sie das
Mindestlohngesetz vorschreibt, als zu aufwändig und bürokratisch
kritisiert. Die Liberalen verlangen deshalb von der Bundesregierung,
einen Gesetzentwurf vorzulegen, in dem festgelegt werden soll, dass
die Dokumentation der Arbeitszeit nur für jene im
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz genannten Wirtschaftsbereiche gelten
soll. Als Nachweis für die geleistete Arbeitszeit soll die monatliche
Lohnbescheinigung mit der Gesamtzahl der geleisteten Arbeitsstunden
und dem daraus resultierenden Bruttolohn ausreichend sein. Der
Schwellenwert für den Bruttolohn, ab dem die Dokumentationspflicht
entfällt, soll nach dem Willen der FDP von 2.958 Euro auf 2.000 Euro
herabgesetzt werden.

 * 

4. Prekäre Beschäftigung in Bayern

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Rund 70 Prozent der Kernerwerbstätigen
(Erwerbstätige von 15 bis 64 Jahren) in Bayern waren 2017 als
Normalarbeitnehmer beschäftigt. Atypisch beschäftigt waren rund 20
Prozent aller Kernerwerbstätigen, befristet beschäftigt waren rund
fünf Prozent und als Leiharbeitnehmer beschäftigt waren knapp zwei
Prozent aller Kernerwerbstätigen in Bayern. Diese Zahlen nennt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/7315) auf eine Kleine Anfrage
(19/6908) der Fraktion Die Linke.

 * 

5. Überprüfung von Bildungsträgern

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/7419)
zu Prüfungen von Bildungsträgern und Bildungsanbietern durch die
Bundesagentur für Arbeit (BA) gestellt. Darin fragt sie die
Bundesregierung unter anderem nach dem Umsatz der Bildungsträger und
nach Kontrollen durch die BA.

 * 

6. Arbeitszeitvolumen in Deutschland

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Für das geleistete Arbeitszeitvolumen in Deutschland
interessiert sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/7396). Sie möchte von der Bundesregierung unter anderem erfahren,
wie sich das gesamtwirtschaftliche Arbeitszeitvolumen seit 1991
entwickelt hat.

 * 
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WIRTSCHAFT/3026: Entscheidung des Bundeskartellamts ist wegweisend


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 7. Februar 2019

THEURER: Entscheidung des Bundeskartellamts ist wegweisend



Zur Entscheidung des Bundeskartellamts zu Facebook erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Michael Theurer:

"Die Entscheidung des Bundeskartellamts ist wegweisend und
ausdrücklich zu begrüßen. Denn Facebook ist wie auch andere große
Digitalkonzerne seit geraumer Zeit marktbeherrschend. Zudem muss die
Wahrung der informationellen Selbstbestimmung auch gegenüber
Internet-Giganten möglich sein. Die Absage an eine ungebremste
Datensammelwut war überfällig. Mit seiner Entscheidung hat das
Bundeskartellamt deshalb ein Zeichen gegen die starke Marktmacht von
Digitalkonzernen und für den Verbraucherschutz gesetzt. In Zeiten des
digitalen Wandels sind konsequente Wettbewerbshüter wichtiger denn
je."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1079: Wirtschaftsausschuss debattiert über Arbeitszeiten von Beschäftigten (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 13/2019

Im öffentlichen Teil der Sitzung am 6. Februar:

Wirtschaftsausschuss debattiert über Arbeitszeiten von
Beschäftigten und den Meisterbonus



Stuttgart. Plant die Landesregierung, dass Beschäftigte in
Baden-Württemberg generell länger arbeiten sollen? Auf diese These
stützte sich ein Antrag der SPD-Fraktion, den der Ausschuss für
Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau in seiner Sitzung am Mittwoch,
6. Februar 2019, diskutiert hat. Dies teilte der Ausschussvorsitzende
Dr. Erik Schweickert (FDP/DVP) mit.

Dem Antrag der SPD-Fraktion zufolge gebe es die Überlegung der
Landesregierung, über eine Bundesratsinitiative auf eine Verlängerung
der Tageshöchstarbeitszeit auf bis zu zwölf Stunden für alle
Beschäftigten zu drängen. Wie der Ausschussvorsitzende erklärte, habe
das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau Vorschläge
erarbeitet, wie das Arbeitszeitgesetz modernisiert und mehr
Flexibilität für Beschäftigte und Betriebe ermöglicht werden könne.
Laut Dr. Schweickert hat das Ministerium dabei betont, dass es eben
nur um diese Flexibilisierung der Arbeitszeit gehe und nicht um eine
Erhöhung der Wochenarbeitszeit. Eine Abstimmung innerhalb der
Landesregierung und der grün-schwarzen Koalitionsfraktionen über diese
Vorschläge sei jedoch noch nicht abgeschlossen. Die Auffassungen und
die zu ihrer Begründung angeführten Argumente der Gewerkschaften habe
das Ministerium in seine Erwägungen miteinbezogen und berücksichtigt.

Der Antrag der SPD-Fraktion, der die Landesregierung aufforderte,
diese Pläne zur Arbeitshöchstzeit nicht weiter zu verfolgen, wurde mit
großer Mehrheit gegen die Stimmen der Antragsteller abgelehnt. Dabei
wurde von den ablehnenden Fraktionen bei der Begründung betont, dass
die Formulierung des Beschlussteils eine generelle Verlängerung der
Regelarbeitszeit impliziert, die jedoch in keiner Diskussion, weder
auf Bundes- noch auf Landesebene, in Rede steht.

Darüber hinaus beriet der Ausschuss über einen Antrag der
FDP/DVP-Fraktion zur möglichen Förderung des Meisterabschlusses in
Baden-Württemberg mit einer Prämie von 1.000 Euro. Wie der
Ausschussvorsitzende mitteilte, bestehe in vielen Bundesländern die
Möglichkeit, bis zu 4.000 Euro als Bonus für die Erlangung des
Meistergrades zu erhalten. "Ein solcher Meisterbonus kann zur
Gleichwertigkeit von beruflicher und akademischer Ausbildung beitragen
und somit dem zunehmenden Fachkräftemangel in vielen Bereichen
entgegenwirken", so Dr. Schweickert. Jedoch hänge nach Einschätzung
der Landesregierung die Frage, ob ein junger Mensch eine
Meister-Fortbildung absolviere, nicht entscheidend davon ab, ob er
nach bestandener Abschlussprüfung eine Prämie erhalte oder nicht. So
sei für gut ausgebildete Handwerker der Weg in eine
Meister-Fortbildung bereits mit der jetzigen Förderung durch das
Aufstiegs-Bafög attraktiv.

Laut Dr. Schweickert hat sich im baden-württembergischen Handwerk die
Zahl der bestandenen Meisterprüfungen geändert; klar rückläufig sei
sie insbesondere im Bereich "Gesundheit und Körperpflege"
beispielsweise im Frisörhandwerk. Andere Bereiche wie Elektro und
Metall verzeichneten leichte Zuwächse. Im Hinblick auf die gute
Ertragslage schätze das Ministerium die Gefahr, dass Fachkräfte wegen
einer fehlenden Prämie für bestandene Meisterprüfungen in andere
Bundesländer abwanderten, als nur gering ein. Um Fachkräfteengpässen
entgegenzuwirken, halte es die Landesregierung jedoch für sinnvoll,
die Zahl der Meister-Fortbildungen zu steigern.

Die Fraktionen Grüne und CDU stellten dazu einen Änderungsantrag,
generell zu prüfen, wie man die Meisterausbildung noch attraktiver
gestalten kann. Dieser Antrag wurde mit den Stimmen der
Regierungsfraktionen angenommen. Der ursprüngliche Antrag der
FDP/DVP-Fraktion sowie ein weiterer Änderungsantrag der SPD-Fraktion,
der den Prüfauftrag der Regierungsfraktionen um ein Datum ergänzt, dem
Ausschuss bis zum 30. April 2019 einen konkreten Vorschlag zu
unterbreiten, wurde jedoch ebenfalls von den Regierungsfraktionen
gegen die Stimmen der Oppositionsfraktionen abgelehnt.

 * 
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HAMBURG/4655: Ausbildungsvorbereitung für Migranten - viel Halbes, nichts Ganzes (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 7. Februar 2019

AvM Dual - viel Halbes, nichts Ganzes



Die angeblichen Erfolge des Programms Ausbildungsvorbereitung für
Migranten (AvM-Dual) hat heute Schulsenator Ties Rabe präsentiert.
"Tatsächlich hat dieses Projekt dramatische Mängel, wie kürzlich
unsere Große Anfrage 21/14057 ans Licht gebracht hat", erklärt dazu
Sabine Boeddinghaus, bildungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Nur rund ein Drittel der
Schüler_innen schafft es, in der gegebenen Zeit auf einem für eine
Ausbildung akzeptablen Niveau Deutsch zu lernen. Nicht einmal 40
Prozent der Gruppe finden einen Ausbildungsplatz. Die Mehrzahl der
Beschulten findet sich in weiterführenden Maßnahmen wieder. Einen
Bildungsaufstieg sieht AvM-Dual gar nicht vor."

Boeddinghaus bemängelt, dass die Dauer von AvM-Dual zu kurz ist, um
die jungen Menschen auf eine Ausbildung vorzubereiten. Zudem treten
die wirklichen Krisen oft erst mit dem Ausbildungsbeginn auf, dann ist
aber keine Begleitung mehr verfügbar: "In vielen Fällen führt dies zu
einem Abbruch der Ausbildung. Aber was nach den zwei Jahren von
AvM-Dual passiert, interessiert den Senat nicht", so die
Fachabgeordnete. "Was der Senator bei diesem Projekt zu jubeln hat,
ist mir völlig unklar. Der Zeitraum des Lernens ist zu kurz, der
Sprachunterricht zu wenig, die Anschlussperspektiven sind zu prekär
und werden von zu wenigen AvM-Dual-Schüler_innen erreicht. Durch die
Struktur des Praktikums werden kaum Großunternehmen eingebunden,
AvM-Dual schultern kleine und mittlere Unternehmen. Die Arbeit der
Berufsintegrationsberater_innen ist ebenfalls prekär und immer wieder
befristet, die Arbeit der schulischen Lehrkräfte ist kaum planerisch
gedeckt. Wegen der selbstverwalteten Schule findet keine Koordination
von AvM-Dual statt, die Kommunikation mit den Jugendberufsagenturen
hakt."

Dies sei nur ein erster Aufschlag von Punkten, die der Senat angehen
müsste, wenn er AvM-Dual zu dem Erfolg bringen möchte, den er schon
heute verspricht, meint Boeddinghaus. "Seine halben Sachen gefährden
die berufliche Integration von geflüchteten jungen Menschen in Gänze."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 7. Februar 2019
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HAMBURG/4654: Klimaschutz in Hamburg? Doch bitte nicht beim Flugverkehr (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 7. Februar 2019

Klimaschutz in Hamburg? Doch bitte nicht beim Flugverkehr!



Der Flughafen Hamburg ist beim Klimaschutz vorbildlich und hat seine
Klimagasemissionen seit 2010 um deutlich mehr als 50 Prozent gesenkt.
Das berichtet der Senat auf eine Anfrage (Drs. 21/15981) der Fraktion
DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. Ganz anders aber der
Flugverkehr zum und vom Airport: Die CO²-Emissionen des Luftverkehrs
sind seit 2010 um mehr als zehn Prozent gestiegen, sein Anteil an den
Emissionen aller Verkehrsträger mittlerweile auf knapp 20 Prozent
angewachsen, Tendenz steigend. "Bei all seinen stolz vorgetragenen
Bemühungen um Klimaschutz verschließt der Senat stur die Augen vor dem
Luftverkehr. Alle anderen Verkehrsträger werden streng beobachtet,
aber der Flugverkehr wird weiter ausgeklammert", kritisiert der
umweltpolitische Sprecher der Fraktion, Stephan Jersch. "Dieses
Wegsehen bei einem Thema, das die Regierungsparteien
öffentlichkeitswirksam ganz oben in ihren Zielen angesiedelt haben,
ist untragbar."

So bestätigt der Senat in seiner Antwort, dass die
Treibhausgasemissionen des Flugverkehrs nicht nach ihrer in der Höhe
größeren Schädlichkeit gemessen werden. Maßnahmen zur Kompensation hat
er noch gar nicht begonnen und für eine Besserung der Situation hofft
er einfach auf technischen Fortschritt und die Erneuerung der
Flugzeugflotte. "Schon die derzeitige Klimasituation ist
problematisch", so Jersch. "Aber dass der Senat noch nicht mal für die
Zukunft einen Plan für den Klimaschutz beim Luftverkehr hat zeigt,
dass seine Klimapolitik aus Worthülsen besteht und scheitern wird. Die
Luftverkehrspolitik des Senats muss dringend auf den Klimaschutz
ausgerichtet werden!"

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 7. Februar 2019
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3264: AfD begreift parlamentarisches Verfahren nicht (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 7. Februar 2019

AfD begreift parlamentarisches Verfahren nicht



Zu den Äußerungen des sozialpolitischen Sprechers der AfD-Fraktion zum
Gesetzgebungsverfahren über ein Wohlfahrtsgesetz erklärt der
sozialpolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Jörg Heydorn:

"Ein Gesetzentwurf für mehr Transparenz und Kontrolle in der Wohlfahrt
soll nach der Sommerpause vorgelegt werden. Das ist auch allen
Sozialausschussmitgliedern seit einigen Wochen bekannt. Die
Landregierung setzt damit einen wichtigen Punkt der
Koalitionsvereinbarung um. Wenn jetzt ein AfD-Abgeordneter kritisiert,
noch nicht beteiligt zu sein, dann muss man sich schon fragen, warum
er die gesetzgeberischen Abläufe immer noch nicht begriffen hat.
Gesetzentwürfe werden erst nach einem regierungsinternen
Beteiligungsverfahren dem Parlament übermittelt. Erst danach beginnt
die eigentliche parlamentarische Arbeit im Landtag und seinen
Ausschüssen. Hier liegt kein 'Gemauschel im politischen Halbdunkel'
vor, sondern routiniertes und gewissenhaftes Arbeiten an einem
Gesetzentwurf durch das Ministerium."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin
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E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





RHEINLAND-PFALZ/5055: Demografischer Wandel - das Land muss sich jetzt für die Zukunft wappnen (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 06.02.2019

Demografischer Wandel: Rheinland-Pfalz muss sich jetzt für die
Zukunft wappnen



Der Demografische Wandel wird sich stark auf unsere Gesellschaft und
die Kommunen in Rheinland-Pfalz auswirken, wie die neuesten Prognosen
des Statistischen Landesamts zeigen. Der Anteil der über 65-Jährigen
wird steigen, außerdem wird die Bevölkerung schon bis zum Jahr 2040 um
insgesamt mehr als 100.000 Einwohner schrumpfen. Die längerfristige
Prognose fällt noch einmal deutlich negativer aus. Dieser schon länger
erwarteten Entwicklung gilt es rechtzeitig mit vorrausschauender
Planung und Reformen zu begegnen.

Wir brauchen deshalb


	eine bessere und effizientere Verwaltung

	eine funktionierende Infrastruktur, um den ländlichen Raum attraktiver zu machen

	einen Fokus darauf, Schlüsseltechnologien der Zukunft im Land anzusiedeln

	ein mutiges und innovatives Einwanderungskonzept, um ausländische Fachkräfte nach Rheinland-Pfalz zu holen

	an die demografischen Entwicklungen angepasste Rentenkonzepte



"Die Kommunal- und Verwaltungsreform kann dazu beitragen, in Zeiten
einer schrumpfenden Bevölkerung die optimale Versorgung der
Bürgerinnen und Bürger überall im Land zu gewährleisten. Dabei ist es
wichtig, bürokratische Hürden abzubauen und bürgernahe Strukturen zu
schaffen. So können kommunale Aufgaben sinnvoll und kostensparend
verteilt werden", sagt die Parlamentarische Geschäftsführerin und
kommunalpolitische Sprecherin der GRÜNEN Landtagsfraktion, Pia
Schellhammer.

"Um Bevölkerungsschwund und Fachkräftemangel zu begegnen, sollte
Rheinland-Pfalz offensiver um die Zuwanderung qualifizierter Menschen
aus dem Ausland werben. Einwanderung kann einen wichtigen Beitrag zur
Sicherung der Renten leisten und unseren Sozialstaat stärken. Die
große Herausforderung der Zukunft wird sein, das komplexe Thema des
demografischen Wandels mit Weitblick anzupacken, um gemeinsam
zukunftsfeste Lösungen zu finden", so Schellhammer weiter.

Andreas Hartenfels, fachpolitischer Sprecher für Demografie und
ländliche Räume, ergänzt: "Wir müssen dafür sorgen, dass der ländliche
Raum eine hohe Lebensqualität für die Menschen bietet und ihn darüber
hinaus als Wirtschaftsstandort weiter stärken. Dafür ist es besonders
wichtig, in eine gute Mobilitätsanbindung zu investieren und für
schnelles Internet zu sorgen. Denn nur in lebenswerten, gut
angebundenen Regionen wollen auch junge Menschen leben und Unternehmen
sich ansiedeln."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Februar 2019

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz
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KULTUR/282: Weimarer Reichsverfassung - 100 Jahre Demokratie in Deutschland


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 6. Februar 2019

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

Weimarer Reichsverfassung: 100 Jahre Demokratie in Deutschland



Carsten Schneider, erster Parlamentarischer Geschäftsführer;

Martin Rabanus, kultur- und medienpolitischer Sprecher:

Vor 100 Jahre begannen in Weimar die Beratungen der
Nationalversammlung zur ersten parlamentarischen Demokratie in
Deutschland. Heute findet die Gedenkveranstaltung in Weimar statt.

"Nur wenige Monate nach dem Ende des Ersten Weltkrieges und der
Abschaffung der Monarchie fanden sich in Weimar am 6. Februar 1919
demokratisch gewählte Mitglieder eines deutschen Parlaments zusammen,
um dem Land eine neue Verfassung zu geben. Die Stadt wurde zum
Geburtsort der Weimarer Reichsverfassung, die noch heute für die Werte
der Freiheit, Gleichheit und Gerechtigkeit steht. Diesem Erbe fühlen
wir uns durch unser Grundgesetz tief verbunden und verpflichtet.

Die Geschichte der Weimarer Republik zeigt uns gleichzeitig die
Kostbarkeit und die Verletzlichkeit einer Demokratie. Umso wichtiger
bleibt es, dass wir im 100. Jahr der Entstehung ihrer Verfassung der
Geschichte des deutschen Parlamentarismus und der deutschen Demokratie
ein würdiges Gedenken und Erinnern bereiten. Kunst und Kultur sind
Ausdruck des menschlichen Daseins. Sie prägen unsere kulturelle
Identität und leisten einen Beitrag zu gesellschaftlichem
Zusammenhalt.

Wir bekennen uns besonders auch in Zeiten von Populismus und
Fremdenfeindlichkeit zur Kunst-, Meinungs- und Pressefreiheit und
werden diese aktiv schützen. Diese errungenen Freiheiten machen unsere
demokratische Gesellschaft und unser Gemeinwesen stark.

Die SPD-Bundestagsfraktion ist stolz auf die demokratische Verfassung
Deutschlands. Wir werden uns weiterhin jeden Tag mit aller Kraft für
unsere lebendige Demokratie in all ihrer Vielfältigkeit einsetzen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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SOZIALES/2747: Mehr Flächen für bezahlbares Wohnen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 7. Februar 2019

Arbeitsgruppe: Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen

Mehr Flächen für bezahlbares Wohnen



Sören Bartol, stellvertretender Fraktionsvorsitzender;

Bernhard Daldrup, wohnungspolitischer Sprecher:

Die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA) und die Kommunen
werden enger kooperieren. Ziel ist es, bundeseigene Flächen für den
Wohnungsbau zu mobilisieren.

"Die BImA und die Kommunen haben heute ein gemeinsames
Informationsschreiben unterzeichnet. In diesem Schreiben erläutern sie
die neue Richtlinie der BImA zur verbilligten Abgabe von Grundstücken
(VerbR), die im Haushaltsgesetz 2018 verabschiedet worden ist und den
Kommunen, insbesondere für den sozialen Wohnungsbau, wesentliche
Verbesserungen liefert. Die BImA und die Kommunen werden künftig enger
kooperieren, damit möglichst zügig entbehrliche, bundeseigene Flächen
für den Wohnungsbau bereitgestellt werden können. Die Entscheidung von
Bundesfinanzminister Olaf Scholz, hin zu einer Neuausrichtung der
Liegenschaftspolitik des Bundes, zeigt damit Wirkung.

Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt diesen wichtigen Schritt in der
Umsetzung der Wohngipfelbeschlüsse. Darin wurden unter anderem eine
aktive Bodenpolitik und Mobilisierung der BImA Liegenschaften für den
sozialen Wohnungsbau verabredet. Mit der Wohnraumoffensive schaffen
wir mehr bezahlbaren Wohnungsbau. Die Kooperation von BImA und
Kommunen stärkt die Trendwende hin zu mehr bezahlbaren Wohnraum. Mit
dem Haushaltsgesetz 2018 haben wir die erforderliche Rechtsgrundlage
geschaffen, um Ländern und Kommunen ein Erstzugriffsrecht auf
entbehrlichen BImA-Flächen zu geben. Weiterhin stärkt der Bund seine
Anstrengungen, um die Länder und Kommunen beim Bau von Sozialwohnungen
zu unterstützen. Die Bundesmittel für 2019 wurden um 500 Millionen
Euro auf 1,5 Milliarden Euro aufgestockt."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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WIRTSCHAFT/2832: Facebook muss sich endlich an geltendes Recht halten


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 7. Februar 2019

Arbeitsgruppe: Digitale Agenda

Facebook muss sich endlich an geltendes Recht halten



Jens Zimmermann, digitalpolitischer Sprecher:

Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt die wegweisende Entscheidung des
Bundeskartellamtes, mit der Facebook die Zusammenführung von Daten aus
unterschiedlichen Quellen ohne Einwilligung der Nutzerinnen und Nutzer
untersagt wird. In Zukunft dürfen die zu Facebook gehörenden Dienste
wie WhatsApp und Instagram die Daten zwar weiterhin sammeln. Eine
Zuordnung der Daten zum Facebook-Konto und die Zusammenführung der
Daten ist aber nur noch mit ausdrücklicher Zustimmung des Mitglieds
möglich.

"Das Bundeskartellamt nimmt damit eine Entflechtung bei den Daten vor.
Facebook darf seine Mitglieder nicht mehr zwingen, einer faktisch
grenzenlosen Sammlung und Zuordnung von Nicht-Facebook-Daten zu ihrem
Nutzerkonto zustimmen zu müssen.

Das Bundeskartellamt setzt mit seiner heutigen Entscheidung einen
Meilenstein bei der Durchsetzung des europäischen Rechts zum Schutz
der informationellen Selbstbestimmung und zum Schutz vor
Marktmissbrauch. Dabei haben die europäischen Datenschutzvorschriften
als Maßstab für den Ausbeutungsmissbrauch gedient.

Durch die Kombination von Daten aus dem eigenen Netzwerk,
konzerneigenen Diensten und der Analyse von Drittwebseiten erhält
Facebook ein sehr genaues Profil seiner Mitglieder und weiß, was sie
im Internet machen. Die Nutzungsbedingungen, Art und Umfang der
Sammlung sowie Verwertung der Daten durch Facebook verstoßen - zu
Lasten der Nutzenden - gegen europäische Datenschutzvorschriften. Das
Bundeskartellamt hat hinsichtlich der datenschutzrechtlichen
Fragestellungen eng mit den Datenschutzbehörden zusammengearbeitet.
Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt diese Zusammenarbeit ausdrücklich:
Facebook muss sich, erst recht als marktbeherrschendes Unternehmen,
endlich an deutsches und europäisches Recht halten."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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ASIEN/988: Chinas Führung - frauenfreie Zone (frauen*solidarität)


frauen*solidarität - Nr. 145, 3/18

Chinas Führung: frauenfreie Zone

Trotz Gleichberechtigung in der Verfassung bleibt der Staat ein
Männerverein

von Astrid Lipinsky



Die Volksrepublik China hat sich seit ihrer Gründung als Ort
erreichter Gleichberechtigung präsentiert. Was die politische
Beteiligung von Frauen betrifft, hat sie dieses Versprechen nicht
erfüllt.


In vielen asiatischen Staaten ist es selbstverständlich, eine
Frau an der Spitze der Politik zu haben. Es gab sie in Indien (Indira
Ghandi, Sonia Gandhi) oder in Korea (Park Geun-hye), und es gibt sie
in Taiwan (Tsai Ying-wen). Tsai wurde 2016 direkt gewählt, wobei laut
Umfragen bei ihrer Kandidatur und der Wahl für 56% der Wähler_innen
ihr Geschlecht keine Rolle spielte.

Die Reaktion aus der Volksrepublik China zeigt, dass der dortigen
Gesellschaft und politischen Führung diese Selbstverständlichkeit
fehlt: Major General Wang Weixing kommentierte in einer offiziellen
chinesischen Zeitung die Wahl von Tsai als Fehler, weil Frauen
biologisch (aufgrund ihrer Menstruation) "instabil" seien,
extremistisch und emotional, und nicht führen könnten. Außerdem, so
Wang, sei Tsai ja noch nicht einmal verheiratet und "ohne Familie und
Kinder" zwangsläufig radikal. Der Artikel führte sogar in China zu
Protesten und wurde nach kurzer Zeit gelöscht. Dabei dürfte er die
Meinung der allermeisten Chines_innen wiedergegeben haben.


Die Hälfte des Himmels?

Mao Zedong versprach den Chinesinnen "die Hälfte des Himmels", aber im
neu gewählten 12. Nationalen Volkskongress (Februar 2018) liegt der
Frauenanteil bei 24,9% - gegenüber dem 11. Volkskongress eine
Steigerung von 1,5% und weltweit gesehen Rang 70 von 188 Ländern.
Taiwan hat im Januar 2018 ebenfalls gewählt und nun einen Frauenanteil
von 38%. Im weltweiten Vergleich würde das Belgien und Rang 20
entsprechen - besser als Deutschland (30,7%, Rang 46) oder Österreich
(35,52%, Rang 30), und es ist der höchste Anteil von
Parlamentarierinnen in Asien. Im asiatischen Vergleich ist China sogar
"gut" oder jedenfalls besser als Japan (10,1%, Rang 158, derselbe wie
Ungarn) und Südkorea (17%, Platz 117) positioniert.

China hat eine Reihe von Frauengesetzen und - schließlich ist China
ein sozialistischer Staat - einen Nationalen Plan Frauen und
Entwicklung (2011-2020). Der aktuelle Plan befindet, dass die Ziele
des vergangenen Zehnjahresplans im Großen und Ganzen erreicht wurden
- auch die Förderung von Frauen in Führungspositionen. Diese ist somit
auch nicht mehr Teil des neuen Plans, obwohl es auch heuer keine
Frauen in Führungsämtern gibt, weder national noch lokal.


Quote?

Was tun? Die erste Verfassung Chinas, jene der Republik China von
1947, die heute noch in Taiwan gilt, hatte eine Frauenquote. Vor der
Staatsgründung hatten die kommunistischen Basisgebiete noch
Frauenquoten mit dem dezidierten Ziel, Frauen zum Mitregieren zu
ermuntern.

In der 1949 gegründeten Volksrepublik China wäre, sagen
Staatsvertreter, eine Quote "undemokratisch", weil es ja keine Auswahl
zwischen verschiedenen Parteien gibt (die Blockparteien vertreten, was
die Kommunistische Partei vorgibt).


Gleichberechtigung als Staatspolitik

Die Vierte Weltfrauenkonferenz der Vereinten Nationen 1995 in Beijing,
China, forderte Frauenquoten von mindestens 30%. China nahm dies zum
Anlass und legte 1995 die Gleichberechtigung als Staatspolitik fest.
2001 wurde vorgeschrieben, dass der Frauenanteil unter neuen
Parteimitgliedern um ein bis zwei Prozent pro Jahr steigen soll, was,
wie die neuesten Zahlen zeigen, nicht gelang. Von 204 Mitgliedern im
Zentralkomitee der Partei sind gerade einmal zehn weiblich. Diese Zahl
hat sich seit 2012 nicht verändert. Der Frauenanteil beim Parteitag
2017 lag noch niedriger als der Anteil weiblicher Abgeordneter im
Nationalen Volkskongress, nämlich bei 24,1%. Der Frauenanteil beim
Parteitag steigt zwar kontinuierlich, aber langsam: 2002 auf 20%, 2012
auf 23%.

2001 wurde vorgegeben, dass mindestens eine Frau in jedes
Führungsgremium von Parteikomitees, Volkskongressen und der
Politischen Konsultativkonferenz entsandt werden und je eine Frau in
der Regierung auf Kreis-, Stadt- und Provinzebene vertreten sein muss.

In der Zentralregierung muss nur die Hälfte der Führungsgremien diese
Vorgabe erfüllen. Chinas Staatsspitze, das ständige 7-Personen-Komitee
des Politbüros, ist frauenfreie Zone, und zwar seit der Staatsgründung
1949. Der Frauenanteil im 25-köpfigen Politbüro hat sich gerade von
zwei Frauen auf eine Frau halbiert. Die beiden weiblichen Mitglieder
des Politbüros waren eine seit der Mitgliedschaft der Ehefrauen von
Mao Zedong und Lin Biao, Jiang Qing und Ye Qun, 1969 einmalige
Ausnahme.

Jiang Qing (1914-91), Ehefrau Maos und wesentliche Akteurin der
Kulturrevolution (1966-76) versuchte Mao kurz nach dessen Tod 1976 zu
beerben, wurde aber mit ihren Anhängern verhaftet und starb im
Gefängnis. Sie gilt als Beispiel für die Katastrophe weiblicher
Führung und wird für die Gräuel der Kulturrevolution verantwortlich
gemacht - sie habe den eigentlichen Befehlsgeber Mao manipuliert.

Ye Qun (1935-1971) plante angeblich über ihren Sohn ein Attentat auf
Mao. Sie dachte, der Plan sei verraten, und floh mit Mann und Sohn mit
dem Flugzeug aus Peking. Bei dem Absturz starben alle Insassen. Der
bis dahin als Nachfolger gehandelte Lin Biao wurde zum Volksfeind
erklärt und seiner Frau Schuld an seinem Gesinnungswandel gegeben. Auf
Frauen zu verzichten erscheint deshalb gerechtfertigt und politisch
klug.


Viele Vizes auf lokaler Ebene

Auf Provinzebene in China (22 Provinzen plus fünf autonome Gebiete im
Provinzrang plus vier Städte im Provinzrang) gibt es keine weibliche
Parteisekretärin und nur drei Provinzgouverneurinnen, und zwar
ausgerechnet von den ärmsten und wenig entwickelten westlichen
Provinzen Innere Mongolei, Guizhou und Autonomes Gebiet der
Ningxia-Hui. Frauenkarrieren spielen sich in den als für Frauen
typisch angesehenen Sparten Kultur, Bildung und Gesundheit ab. Frau
kann auch dort maximal in Vizepositionen aufsteigen - es gibt zwar
kaum Bürgermeisterinnen, aber viele Vizes.

Am bis zu zehn Jahre früheren gesetzlichen Pensionsalter von
weiblichen Staatsangestellten (Frauen 55 Jahre, Männer 60 bis 65
Jahre) ändert der Staat seit Jahrzehnten nichts. Und wieso soll eine
54 Jahre alte Frau noch befördert werden, wenn sie doch sowieso gleich
in Rente geht?


Quote gegen politische Macho-Kultur

Mehr als ein halbes Jahrhundert ausschließlich männliche Politik haben
in China zu einer politischen Kultur der nächtlichen Trinkgelage mit
Freundinnen, den sogenannten ernai, geführt. Frauen, die mittrinken,
gelten gleich als unweiblich. Für das männliche Äquivalent der ernai
gibt es kein Wort - allein die Möglichkeit ist schon undenkbar.

Die konfuzianische Tradition und der Chinesische Frauenverband - die
einzige erlaubte Frauengruppe und gleichzeitig Massenorganisation der
Kommunistischen Partei - schreiben vor, wie eine Frau zu sein hat und
was alles unweiblich und damit unmoralisch ist, vom lauten Lachen bis
zum öffentlichen Schnapstrinken, von außerehelichen Liebschaften bis
zu auffälliger Schminke (dezente Schminke dagegen empfiehlt der
Frauenverband zur Vermeidung von Untreue des Ehemannes). Mit der
zwingenden Quote wären Frauen nicht mehr verdächtige Ausnahme, sondern
selbstverständliche Regel.


WEBTIPP:

www.bpb.de/internationales/asien/china/44315/frauenrechte

Zur Autorin:

Astrid Lipinsky lehrt am Institut für Ostasienwissenschaften der
Universität Wien und leitet seit 2009 das dortige Wiener Zentrum für
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www.sinojus-feminae.eu
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FORSCHUNG/1185: Einfach (und) wirksam - Heißwasserbehandlung bei Fresh-Cut-Äpfeln (idw)


Leibniz-Institut für Agrartechnik und Bioökonomie e.V. (ATB) - 05.02.2019

Einfach (und) wirksam: Heißwasserbehandlung bei Fresh-Cut-Äpfeln



Mit Hilfe einer Heißwasserbehandlung bei 55°C für eine Dauer von 30 bis
60 Sekunden kann die Mikroflora auf der Apfelschale effizient reduziert
werden. Diese Ergebnisse sind im Projekt DEKONWA Grundlage eines
innovativen Waschsystems, das der Projektpartner KRONEN GmbH aktuell zur
FRUIT LOGISTICA 2019 in Berlin vorstellt: Das System hygienisiert Äpfel
für frische Obstsalate und sorgt damit für erhöhte Haltbarkeit und mehr
Verbrauchersicherheit - produktschonend und ohne chemische Zusätze.

Abgepackte, frische Obstsalate sind beliebt - als gesunde Pausenmahlzeit
werden sie zunehmend in Supermärkten, Schulen und Fastfood-Restaurants
angeboten. Einen wichtigen Anteil am Früchte-Potpourri haben Äpfel. Sie
werden für den Obstsalat gewaschen und ungeschält in Stücke geschnitten.
Verarbeitete Früchte sind gegenüber mikrobiellem Befall jedoch deutlich
empfindlicher als ganze Früchte. Ein intensives Waschen mit kaltem Wasser
reduziert zwar pathogene Mikroorganismen auf der Schale - aber nicht
vollständig. Aus Konsumentensicht ist bei Fresh-Cut-Produkten die
mikrobiologische Unbedenklichkeit das entscheidende Qualitätskriterium.

Mit Hilfe einer Heißwasserbehandlung der Äpfel bei 55°C für eine Dauer von
30 bis 60 Sekunden kann die Mikroflora auf der Schale effizient reduziert
werden - produktschonend und ohne den Einsatz von Chemie vor und während
der Verarbeitung. Dies zeigen Ergebnisse des Projekts DEKONWA, das das ATB
mit den Industriepartnern Kronen GmbH, Kehl am Rhein, sowie mirontell fein
& frisch AG, Großbeeren, durchgeführt hat.

Das Verfahren der Heißwasserbehandlung ist nicht neu. Allerdings werden
Früchte üblicherweise über eine Dauer von 10 Minuten mit 45 bis 55°C
warmem Wasser behandelt, u. a. um den Befall mit Schimmelpilzen bei
mehrmonatiger Lagerung zu reduzieren. Im Projekt ging es jedoch darum, die
Gesamtkeimzahl auf der Frucht direkt vor dem Schneiden möglichst schnell,
effizient und dabei produktschonend zu reduzieren.

Am ATB wurde die Wirkung einer kurzen Heißwasserbehandlung auf die
mikrobielle Belastung sowie auf die innere und äußere Qualität der Früchte
untersucht. "Die wertvollen Inhaltsstoffe in der Schale sollen durch die
Behandlung keinen Schaden nehmen", so ATB-Wissenschaftler Dr. Werner
Herppich. "Mit den Methoden der Chlorophyllfluoreszenzanalyse und
Thermografie sowie mit mikrobiologischen und chemischen Analysen konnten
wir nachweisen, dass die Fruchteigenschaften selbst bei relativ
empfindlichen Sorten wie 'Braeburn' durch eine Kurzzeitbehandlung bei 55°C
nicht beeinträchtigt wurden. Dagegen wurden Bakterien und die Gefahr von
Kreuzkontaminationen durch die Behandlung umfassend reduziert." Das
Verfahren kommt ohne chemische Zusätze aus und eignet sich damit auch für
Bio-Fresh-Cut-Produkte.



Zur diesjährigen FRUIT LOGISTICA, die vom 6. bis 8. Februar 2019 in Berlin
stattfindet, stellt der Projektpartner KRONEN GmbH als Ergebnis der
Projektzusammenarbeit ein neuartiges Waschsystem vor: Das Waschsystem
DECONWA hygienisiert Äpfel für frische Obstsalate und sorgt damit für
erhöhte Haltbarkeit und mehr Verbrauchersicherheit mittels gesteuertem
Prozess bei Temperaturen von rund 50°C. Die Verweildauer der Äpfel lässt
sich präzise steuern. Neben dem "Hygienic Design" garantiert das System
auch optimale Reinigung und gewährleistet den Wiedereinsatz des
Warmwassers. Dank seiner Isolierung ist das System optimiert für den
Einsatz in gekühlten Räumen. Es kann flexibel in bestehende Prozesslinien
integriert und auch für ähnliche Produkte angewandt werden.
Zu finden ist das Waschsystem DECONWA auf der FRUIT LOGISTICA in Berlin
auf dem Stand der Firma Kronen GmbH in Halle 3.1 - Stand B-05
(https://www.virtualmarket.fruitlogistica.de/de/Weltpremieren-auf-der-FRUIT-LOGISTICA-2019,dct6-3644).

Das 2018 abgeschlossene Kooperationsprojekt "Methodenentwicklung und
technische Unterstützung einer Dekontaminationseinheit für Äpfel mittels
heißen Wassers" (DEKONWA) wurde vom Bundesministerium für Wirtschaft und
Technologie (BMWi) im Zentralen Innovationsprogramm Mittelstand (ZIM)
gefördert, unterstützt. durch den Projektträger Arbeitsgemeinschaft
industrieller Forschungsvereinigungen "Otto von Guericke" e. V. (AiF).
Partner im Projekt waren Kronen GmbH, Kehl am Rhein, sowie mirontell fein
& frisch AG, Großbeeren.

Originalpublikation:

Literatur: KABELITZ, T.; HASSENBERG, K.:

Control of apple surface microflora for fresh-cut produce by post-harvest
hotwater.

LWT-Food Science and Technology 98 (Sept): 492-499, 2018

(online: https://doi.org/10.1016/j.lwt.2018.08.062)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution448

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Agrartechnik und Bioökonomie e.V. (ATB), 05.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / ERNÄHRUNG





GENTECHNIK/573: Kennen Sie "Ohne GenTechnik"? (UBS)


Unabhängige Bauernstimme, Nr. 427 - Dezember 2018

Die Zeitung von Bäuerinnen und Bauern

Kennen Sie "Ohne GenTechnik"?

Was zu Beginn für unmachbar erklärt wurde, wird für immer mehr
Lebensmittel zum Standard

von Marcus Nürnberger



Bereits seit 2004 müssen Lebensmittel und Futtermittel gekennzeichnet
werden, wenn sie gentechnisch veränderte Organismen enthalten, aus
ihnen bestehen oder hergestellt wurden. Diese Kennzeichnung ermöglicht
es Verbrauchern, sich klar gegen Gentechnik zu entscheiden, und diese
Ablehnung führt dazu, dass es in den Märkten keine gekennzeichneten
Lebensmittel gibt. Ganz anders sieht dies bei den Futtermitteln aus.
In vielen Mischungen sind Bestandteile von gentechnisch verändertem
Mais oder Soja enthalten. Auch ist es nicht unüblich, dass Hersteller
vorsorglich kennzeichnen, auch wenn sie zumindest zum Teil
gentechnikfrei produzieren. Dass gentechnisch veränderte Organismen
(GVO) in Futtermitteln noch nicht der Vergangenheit angehören, liegt
an den Feinheiten der Kennzeichnungsregelung. Denn tierische
Lebensmittel - Milch, Eier und Fleisch - müssen nicht gekennzeichnet
werden, auch wenn die Tiere GVO in ihrer Futterration hatten.

Positivkennzeichnung

Vor dem Hintergrund, dass es politisch nicht möglich erschien, die
Kennzeichnungsregelung um den Bereich der Futtermittel zu erweitern,
kam dem im Mai 2008 in Kraft getretenen
EG-Gentechnik-Durchführungsgesetz eine besondere Rolle zu. Es regelt
die Kennzeichnung von Lebensmitteln, bei deren Herstellung auf die
"Anwendung gentechnischer Verfahren" verzichtet wurde und ermöglicht
damit eine Positivkennzeichnung. Vom Gesetz bis zum Logo und bis zur
Akzeptanz im Handel und bei den Verbrauchern war es ein langer Weg,
der ganz wesentlich vom Verband Lebensmittel ohne Gentechnik e. V.
(VLOG) mit gestaltet wurde. Mittlerweile tragen über 9.000
Lebensmittel das "Ohne GenTechnik"-Siegel. Der Verband Lebensmittel
ohne Gentechnik (VLOG) vertrat 2018 mehr als 700 Mitglieder und
Lizenznehmer, die mit Produkten mit "Ohne GenTechnik"-Siegel im Jahr
2018 voraussichtlich einen Gesamtjahresumsatz von über 7 Mrd. Euro
erzielen werden. "Mit rasanten Schritten schreitet die Erzeugung von
Milch ohne Gentechnik voran. Mittlerweile kommen, nach AMI-eigenen
Erhebungen, bei rund 40 % der Milch keine gentechnisch veränderten
Futtermittel mehr zum Einsatz. Vor sieben Jahren lag der Anteil gerade
einmal bei rund 3 %", so die Marktanalysten. Mittlerweile sind nahezu
alle großen Molkereiunternehmen Lizenznehmer beim VLOG. Arla,
Müller-Milch, Hochwald und auch das DMK bieten vor allem bei den
Handelsmarken Produkte mit dem Siegel an. Das zeigt vielleicht auch
schon, wer der eigentliche Treiber in der Entwicklung ist. Die
Forderung nach einer transparenten Auslobung kommt ganz wesentlich aus
dem Spannungsfeld zwischen interessierten, aufgeklärten Verbrauchern
und dem Handel, der diese Nachfrage bedienen möchte und gleichzeitig
versucht, sich durch seine Unternehmensphilosophie zu profilieren, um
sich von anderen Marktteilnehmern abzusetzen. In Bayern werden nach
Einschätzung des bayerischen Landesamtes für Landwirtschaft (LfL) bis
Ende 2018 knapp 90 % der konventionellen Milch als Milch "ohne
Gentechnik" erfasst werden. Im Milchsektor scheint der Verzicht auf
gentechnisch veränderte Futtermittel in den Betrieben mittlerweile zum
Standard zu werden. Der Aufschlag auf den Milchpreis liegt in der
Regel bei einem Cent/kg Milch. Neben dem Milchbereich ist die
Umstellung auf gentechnikfreies Futter im Geflügelbereich, auch
aufgrund der starken Konzentration und dem sensiblen Produkt
Konsum-Ei, am weitesten vorangeschritten. Inzwischen gibt es aber auch
bei Rinder- und Schweinefleisch deutlich erkennbare Entwicklungen. So
hat Lidl 2017 als erster Discounter damit begonnen, seine regionale
Eigenmarke "Ein gutes Stück Bayern" auf gentechnikfrei zertifiziertes
Schweinefleisch umzustellen. Der Wunsch nach Ausweitung ist nach
Angaben des VLOG-Geschäftsführers Alexander Hissting vorhanden. Eine
Schwierigkeit ist die Produktionsstruktur im Schweinebereich. Die
Erzeuger sind - anders als beispielsweise bei der Eierproduktion oder
im Geflügelfleischbereich - nicht unbedingt in Erzeugergemeinschaften
zusammengeschlossen. Der Bereich ist darüber hinaus in verschiedene
Produktionsstufen, Ferkelerzeuger und Mäster, geteilt. Bei mindestens
viermonatiger gentechnikfreier Fütterung können gleich mehrere
Betriebe betroffen sein. Im Rindfleischbereich stellt sich die
Situation ähnlich dar. Auch hier ist das größte Problem die komplexe
und vielschichtige Produktionskette.

Über Grenzen hinweg

Die Zertifizierung nach VLOG-"Ohne Gentechnik"-Standard und die
Nutzung des "Ohne GenTechnik"-Siegels sind auch international immer
stärker gefragt. Schon jetzt ist der VLOG-Standard in einem Dutzend
Ländern angenommen. Von Dänemark bis Griechenland, von Polen bis
Frankreich. Die meisten VLOG-Zertifizierungen außerhalb Deutschlands
finden in den Niederlanden für die Bereiche Futtermittel-, Milch-,
Geflügelfleisch- und Eierproduktion statt. Hinzu kommt das immer
stärker werdende Interesse deutscher Supermärkte, auch in ihren
Filialen im europäischen Ausland "Ohne Gentechnik"-Artikel anzubieten.
Zudem gibt es auch in anderen Ländern, z .B. in Polen, das Bestreben,
ein "Ohne Gentechnik"-Label einzuführen. Schon länger gibt es diese
Kennzeichnungsmöglichkeit in Frankreich, Österreich, Südtirol,
Luxemburg und Slowenien.

 * 
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MELDUNG/152: Zivilgesellschaft auch in Europa unter Druck (Brot für die Welt)


Brot für die Welt - Evangelischer Entwicklungsdienst

Pressemitteilung vom 6. Februar 2019

Zivilgesellschaft auch in Europa unter Druck

Brot für die Welt und CIVICUS legen zweiten "Atlas der Zivilgesellschaft"
zur weltweiten Lage vor.



Weltweit leben zwei Milliarden Menschen in Staaten, wo bürgerschaftliches
Engagement durch staatliche Gewalt vollständig unterbunden wird. Zu diesem
Ergebnis kommt der am Mittwoch von Brot für die Welt vorgestellte "Atlas
der Zivilgesellschaft 2019". Nur vier Prozent der Menschen genießen demnach
uneingeschränkte Meinungs- ,Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit und
können ihre Anliegen frei äußern, an Demonstrationen teilnehmen oder eine
Bürgerinitiative gründen. Auch in europäischen Ländern wie Österreich und
Italien hat sich die Lage verschlechtert. "Der Druck auf die
Zivilgesellschaft nimmt zu, und dieser weltweite Trend macht auch vor
Europa nicht mehr halt", sagt Cornelia Füllkrug-Weitzel, Präsidentin von
Brot für die Welt. "Die Lage ist ernst. Die Einschränkungen sind auch
Zeichen einer Krise der Demokratie", mahnt Füllkrug-Weitzel.

"Eine aktive Bürgerschaft, die sich für Bürgerbeteiligung, für soziale
Belange, für Rechtsstaatlichkeit, eine freie Presse und Transparenz, gegen
Korruption und Menschenrechtsverletzungen einsetzt, trägt erheblich zum
gesellschaftlichen Frieden bei. Wenn Staaten die Grundrechte ihrer Bürger
einschränken, bremsen sie soziale und wirtschaftliche Entwicklung aus",
sagt Füllkrug-Weitzel. Das zeigt sich etwa in Mexiko, wo es nur dem
unermüdlichen Einsatz lokaler Gruppen zu verdanken ist, dass der Fall der
43 verschwundenen Studenten im Jahr 2014 durch eine unabhängige
Expertengruppe untersucht wird. Neben Mexiko wird die Situation in
Bolivien, Kirgisistan, Simbabwe, Togo und Ungarn im Atlas der
Zivilgesellschaft näher analysiert. "Für einige unserer internationalen
Partnerorganisationen sind Einschüchterungen und Drohungen gegenüber ihren
Mitarbeitenden existenzbedrohend", kritisiert Füllkrug-Weitzel. Das zeigen
auch aktuelle Entwicklungen etwa in Nicaragua, Guatemala und Brasilien.
"Als eine der führenden demokratischen Wirtschaftsnationen sollte
Deutschland seine Vorbildfunktion nutzen und sich für eine freie und
handlungsfähige Zivilgesellschaft weltweit stark machen." Das sollte im
Rahmen der diplomatischen Beziehungen ebenso passieren wie in den Handels-
und Wirtschaftsbeziehungen.

Die Daten basieren auf Erhebungen von CIVICUS, einem weltweiten Netzwerk
für bürgerschaftliches Engagement, und der Auswertung verschiedener Quellen
und Indizes, beispielweise zur Rede- oder Versammlungsfreiheit. Der Atlas
enthält außerdem Fallstudien von Partnerorganisationen von Brot für die
Welt. Im Vergleich zum ersten Atlas der Zivilgesellschaft, der im Januar
2018 vorgestellt wurde, ist die Berechnungsmethode präzisiert worden.

CIVICUS kategorisiert die Freiheitsgrade einer Gesellschaft in fünf
Kategorien: offen, beeinträchtigt, beschränkt, unterdrückt und geschlossen.
Die Daten im Atlas der Zivilgesellschaft belegen, dass aktuell in nur knapp
jedem vierten Staat (45 Staaten) der Handlungsraum der Zivilgesellschaft
"offen" ist. In 4o Staaten ist der Handlungsraum "beeinträchtigt". Hierzu
zählen auch 12 Staaten der Europäischen Union, unter ihnen Österreich und
Italien. 53 Staaten beschränken den Handlungsraum der Zivilgesellschaft,
unter ihnen Ungarn. "Deshalb erwarten wir von der Bundesregierung, dass sie
lautstark protestiert, wenn im Herzen Europas die 'liberale Demokratie zu
Grabe getragen werden soll', wie der ungarische Präsident Orban sein Ziel
für die kommenden Europawahlen selbst formuliert hat."

Unterdrückt wird die Zivilgesellschaft in 35 Ländern, darunter Äthiopien,
Russland und Simbabwe. In 23 Staaten, zwei mehr als 2018, ist der Raum für
zivilgesellschaftliche Akteure "geschlossen", etwa in Aserbaidschan, China
oder Ägypten.

Brot für die Welt arbeitet aktuell mit mehr als 1.300 Partnerorganisationen
weltweit zusammen und fördert mehr als 1.500 Projekte in 97 Ländern.

 * 

Quelle:
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RAUB/1183: Ökonomie - Zukunftsschlachtfeld Wirtschaft ... (SB)




Industriepolitische Strategien erleben in vielen Teilen der Welt
eine Renaissance, es gibt kaum ein erfolgreiches Land, das zur
Bewältigung der Aufgaben ausschließlich und ausnahmslos auf die Kräfte
des Marktes setzt. Es gibt ganz offenbar Strategien rascher Expansion
mit der klaren Zielrichtung, neue Märkte für die eigene
Volkswirtschaft zu erobern und - wo immer möglich - zu
monopolisieren."

Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier [1]

Die gern zitierte Aussage des Carl von Clausewitz, wonach Krieg eine
bloße Fortsetzung der Politik mit anderen Mitteln sei, ließe sich
natürlich auch auf weitere Kernelemente menschlicher
Vergesellschaftung wie insbesondere die Wirtschaft anwenden. Fressen
und gefressen werden - diese Urratio stoffwechselnder Existenzweise
hat auch die Menschheitsentwicklung nie überwunden, wohl aber auf
extreme Weise bis hin zur potentiellen Ausrottung der eigenen Art -
von anderen Lebensformen ganz zu schweigen - auf die Spitze der
Zerstörung getrieben. Wenn Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier
mit der "Nationalen Industriestrategie 2030" zum Handelskrieg bläst,
geht es um nichts weniger, als deutsches Vormachtstreben auch in
ökonomischer Hinsicht global durchzusetzen.

"Lesen Sie dieses Papier", hielt der Wirtschaftsminister bei der
Vorstellung seines Entwurfs vor den anwesenden Journalisten den Ball
betont flach. "Es ist mit viel Liebe und viel Nachdenken geschrieben,
ich habe mir bei jedem Satz etwas gedacht." Auf 21 Seiten analysiert
er die Ausgangslage und die Herausforderungen, denen Deutschland
ausgesetzt sei, worauf er "Orientierungspunkte einer nationalen
Industriepolitik" formuliert. Altmaier habe das Papier persönlich
erstellt und an ihm gefeilt, heißt es in Regierungskreisen. In den
kommenden Monaten soll es innerhalb der Regierung, aber auch mit
Vertretern der Wirtschaft diskutiert werden, um die einzelnen
Maßnahmen zu präzisieren, mit denen die Bundesrepublik im Wettbewerb
bestehen könne. [2]

Was tiefstapelnd als ganz persönlicher Besinnungsaufsatz präsentiert
wird, hat es in sich. Die deutsche Politik, so heißt es darin, müsse
"gemeinsam mit den Akteuren der Wirtschaft" einen Beitrag zur
"Industrie-Führerschaft auf nationaler, europäischer und globaler
Ebene in allen relevanten Bereichen" leisten. Wie diese Wortwahl
deutlich macht, handelt es sich um eine Kampfansage an die
internationale Konkurrenz. Wir rüsten nicht nur militärisch, sondern
auch ökonomisch massiv auf, um weltweite Führerschaft durchzusetzen,
so die Botschaft des Pamphlets, das sich wie alle Kriegserklärungen
des fadenscheinigen Vorwands bedient, der Gegner lasse einem keine
andere Wahl, als sich endlich zu wehren und den Spieß umzudrehen.

"Industriepolitische Strategien erleben in vielen Teilen der Welt eine
Renaissance, es gibt kaum ein erfolgreiches Land, das zur Bewältigung
der Aufgaben ausschließlich und ausnahmslos auf die Kräfte des Marktes
setzt", schreibt Altmaier. "Es gibt ganz offenbar Strategien rascher
Expansion mit der klaren Zielrichtung, neue Märkte für die eigene
Volkswirtschaft zu erobern und - wo immer möglich - zu
monopolisieren." Der deutsche Wirtschaftsminister räumt mit dem
Konstrukt der sogenannten freien Marktwirtschaft natürlich nicht auf,
die als zentrale ideologische Doktrin den erzwungenen Verkehr zu
Lasten schwächerer Partner kodifiziert. Er bekennt sich jedoch offen
zu angeblichen Ausnahmefällen, in denen man es mit dem freien
Wettbewerb nicht so genau nehmen dürfe, wolle man nicht ins
Hintertreffen geraten. Wenn sich andere nicht an die Ordnung und
Regeln halten, um sich Vorteile zu verschaffen, wären wir doch dumm,
uns weiterhin Zurückhaltung aufzuerlegen, schlägt Altmaier vor.

Die wirtschaftspolitischen Herausforderungen unbeantwortet zu lassen,
"würde die eigenen Unternehmen in einer schwierigen Phase alleine
lassen und schwächen", so der Minister. Um US-amerikanischen und
chinesischen Konkurrenten "auf Augenhöhe" entgegentreten zu können,
sollen Monopole gefördert werden, indem das deutsche und europäische
Wettbewerbsrecht "überprüft und gegebenenfalls geändert werden". Es
stelle sich zunehmend die Frage nach der kritischen Größe, die für
einen industriellen Akteur erforderlich ist, um am internationalen
Wettbewerb erfolgreich teilzunehmen. Ob beim Bau großer
Verkehrsflugzeuge, bei der Schaffung und Modernisierung von
Eisenbahnsystemen, bei großen Internetplattformen, im Anlagenbau oder
dem internationalen Finanz- und Bankwesen, vielerorts seien "große und
starke Akteure" gefragt.

In Deutschland entstünden seit langem kaum noch neue Unternehmen
dieser Größenordnung, während in den USA und in China in den letzten
20 Jahren zahlreiche große Weltmarktkonzerne insbesondere im Bereich
der Telekommunikationstechnologien, des Internets und der
Digitalisierung herangewachsen seien. Auch könnten ausländische
Unternehmen in wichtigen Industrien zu dominierend werden und die
Wertschöpfung, die derzeit in Deutschland stattfinde, an sich ziehen.
Beispielsweise würden 90 Prozent der Wertschöpfung eines in
Deutschland hergestellten Autos in Europa erzielt. Elektromobilität
und die Entwicklung autonomer Fahrzeuge drohten diesen
Wertschöpfungsanteil auf 50 Prozent zu verringern. Deshalb plädiere er
für eine Batteriezellenfertigung in Europa. [3]

Neben einer Lockerung der Fusionskontrolle regt der umtriebige
deutsche Wirtschaftsminister die Förderung und den Schutz bestimmter
Schlüsseltechnologien wie IT-Unternehmen der Plattformökonomie,
Künstliche Intelligenz, neue Biotechnologien sowie autonomes Fahren
und neuartige Mobilitätskonzepte in der Autoindustrie an. Weltweit
erfolgreiche Unternehmen verfügten über eine gewaltige Kapital- und
Marktmacht, doch diese Entwicklung gehe bislang an Deutschland vorbei.

Unter Verweis auf den Aufkauf deutscher Firmen in Schlüsselindustrien
durch chinesische Unternehmen erklärt Altmaier, daß es vorrangig Sache
der privaten Unternehmen sei, mit eigenen Angeboten "etwa durch Weiße
Ritter" derartige Übernahmen zu verhindern. Gelinge das nicht, könne
der Staat als "letzte Möglichkeit in sehr wichtigen Fällen für einen
befristeten Zeitraum selbst als Erwerber von Unternehmensanteilen
auftreten". Insgesamt dürfe sich der Anteil staatlicher Beteiligungen
aber langfristig nicht erhöhen. Er regte abermals die Schaffung einer
nationalen Beteiligungsfazilität an, über deren Umfang regelmäßig dem
Parlament zu berichten sei. Eine Teilverstaatlichung, so betonte
Altmaier mehrfach, könne er sich wirklich nur als letzte Möglichkeit
vorstellen, da der Staat "ein lausiger Unternehmer" sei. Deutschland
müsse aber darauf achten, daß es nicht in Teilen "vom Akteur zum
passiven Dulder, vom Entwicklungslabor der Welt zur verlängerten
Werkbank" werde.

Woraus sich der geplante Schub speisen soll, dürfte kein Geheimnis
sein. Handlungsbedarf sieht er bei den Strom- und Energiepreisen, bei
der Höhe der Steuern für Unternehmen und bei der Höhe der
Sozialabgaben, die dauerhaft unter 40 Prozent liegen sollen. Altmaier
schreibt: Der "große Vorsprung der deutschen Industrie im Hinblick auf
Technologie und Qualität", der den "Vorteil sehr viel niedrigerer
Lohn- und Fertigungskosten in wichtigen Schwellenländern" ausgeglichen
habe, schmelze "langsam aber deutlich" ab. "Dadurch steigt der
Wettbewerbsdruck auch dort, wo deutsche Unternehmen bislang
konkurrenzlos waren." Im Klartext läuft das auf niedrigere Löhne und
noch schlechtere Arbeitsbedingungen in Deutschland hinaus, da der
angestrebte große Sprung der deutschen Industrie in eine weltweite
Führerschaft nur durch verschärfte Ausbeutung der Lohnabhängigen
herbeigeführt werden könnte. Zugleich setzt Altmaier eine ungebrochene
Ausplünderung natürlicher Ressourcen und Zerstörung der
Lebensbedingungen voraus, denn Klima- und Umweltschutz kommen in
seinem Papier ausschließlich als Kostenfaktor und Wettbewerbsnachteil
der deutschen Industrie vor. [4]

Altmaier rennt mit seiner Offensive insofern offene Türen ein, als
Diskussionen um schwächelnde Industrien Deutschlands und Europas
allenthalben die Runde machen. Aktuell ist die von der
EU-Wettbewerbskommissarin untersagte Fusion der Eisenbahnsparten von
Siemens und der französischen Alstom oder der inzwischen auch von
Bundesfinanzminister Olaf Scholz befürwortete Zusammenschluß der
Commerzbank mit der Deutschen Bank Gesprächsthema. So erstaunt es
nicht, daß das Positionspapier überwiegend positiv aufgenommen wurde.
"Wir unterstützen eine Neujustierung des europäischen
Wettbewerbsrechts", so Bernd Westphal, wirtschaftspolitischer Sprecher
der SPD-Bundestagsfraktion. "Die Herausbildung europäischer Champions,
die auf dem Weltmarkt bestehen sollen, dürfen nicht durch eine zu enge
europäische Marktbetrachtung verhindert werden."

Kritik an Altmaiers Industriestrategie setzte es aus einigen
wirtschaftsnahen Kreisen, die befürchten, der Staat mische sich zu
stark in ihre Geschäfte ein. Lars Feld, Wirtschaftsprofessor und
Mitglied des Sachverständigenrats zur Begutachtung der
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, monierte, es handle sich
"bestenfalls um französische Wirtschaftstradition, schlechterdings um
Planwirtschaft". Er hoffe, "dass dieses Konzept schnellstmöglich
wieder in der Schublade verschwindet". Auch die FDP stolpert über ihre
eigenen Füße, wenn sie kritisiert: "In schierer Panik vor dem Aufstieg
Chinas verabschiedet sich die Union von der Marktwirtschaft", wie
Michael Theurer, Vize-Fraktionschef der FPD im Bundestag, behauptete.
Er warf Altmaier einen "gefährlichen Irrweg in Richtung
Planwirtschaft" vor.

Offenbar bedarf es schon einer extrem marktliberal geschliffenen
Brille, um zu übersehen, daß Peter Altmaiers Konzept nicht das
geringste mit einer planwirtschaftlichen Bändigung und Überwindung der
kapitalistischen Verwertung zu tun hat. Ganz im Gegenteil stellt er
staatliches Handeln um so mehr in den Dienst nationaler
Kapitalfraktionen, um in enger Verzahnung deutsche Vormachtsphantasien
zu beflügeln, die abermals das Arbeitsregime an der Heimatfront fester
zurren, um die Welt mit ihrer Aggression zu überziehen.


Fußnoten:

[1] www.wsws.org/de/articles/2019/02/07/indu-f06.html

[2] www.handelsblatt.com/politik/deutschland/wirtschaftspolitik-das-ist-die-neue-industriepolitische-strategie-von-wirtschaftsminister-altmaier/23950112.html

[3] www.faz.net/aktuell/wirtschaft/altmeier-legt-eine-industriestrategie-fuer-die-bundesrepublik-vor-16025363.html

[4] www.taz.de/Deutsche-Strategie-und-Welthandel/!5567570/
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FRAUEN/766: Kosovo - Kriegsrente für vergewaltigte Frauen (medica mondiale)


medica mondiale - 7. Februar 2019

Kriegsrente für vergewaltigte Frauen

Bilanz: ein Jahr Entschädigungsrente im Kosovo / Im Ausland lebende
Betroffene können Ansprüche geltend machen



900 im Kosovo-Krieg vergewaltigte Frauen und Männer haben im Jahr 2018 eine
Entschädigungsrente beantragt. 190 Gesuche wurden bewilligt, 100 abgelehnt.
Das teilte die Prüfungskommission der kosovarischen Regierung auf Anfrage
der Hilfsorganisation Medica Gjakova mit. Schätzungsweise 20.000 Frauen und
Mädchen waren während des Krieges 1998/1999 sexualisierter Gewalt
ausgesetzt. Seit Februar 2018 können sie eine monatliche Rente von 230 Euro
einfordern. Mittlerweile im Ausland lebende Betroffene haben ebenfalls
Anspruch auf die Entschädigung.

Medica Gjakova, Partnerin der Kölner Frauenrechtsorganisation medica
mondiale im Kosovo, berät Überlebende sexualisierter Gewalt bei der
Antragstellung. "Zwei Drittel der eingereichten Formulare sind noch
unbearbeitet", bemängelt Mirlinda Sada, Direktorin von Medica Gjakova. "Die
Frauen finden das Warten und die Ungewissheit unerträglich." Kritisch
bewertet die kosovarische Aktivistin, dass die Prüfungskommission nicht
kontrolliert wird. So gebe es zum Beispiel keine öffentlich zugängliche
Statistik zur Antragstellung und die Kommission nenne bei einer Absage
keine Gründe. Die Betroffenen hätten außerdem nur fünf Jahre Zeit, bis
Anfang 2023, um ihren Antrag zu stellen.

Trotz dieser Kritik begrüßen Frauenrechtlerinnen wie Sada, dass Überlebende
sexualisierter Kriegsgewalt 2014 endlich offiziell als zivile Kriegsopfer
anerkannt wurden. Sechs kommunale Büros und vier zivilgesellschaftliche
Organisationen beraten Betroffene, die einen Rentenantrag stellen möchten.
Medica Gjakova ist eine davon. Die Entschädigung löse Konflikte in den
Familien aus, erklärt Sada. Frauen würden unter Druck gesetzt, weil ihre
Angehörigen befürchten, die 20 Jahre lang verschwiegene Vergewaltigung
könne mit dem Rentenbescheid bekannt werden. "Dabei ist es wichtig, das
Unrecht von damals endlich anzuerkennen", so Sada. "Wir merken das in den
Beratungsgesprächen. Die Frauen wollen sprechen und den Stein auf der Brust
loswerden."

Beratung bei der Antragstellung:

Medica Gjakova

Mail: medicagjakova@gmail.com

Telefon: +383 390 326 812

www.medicagjakova.org

https://www.facebook.com/medica.gjakova/

Kurz nach Kriegsende 1999 eröffnete die Kölner Frauenrechtsorganisation
medica mondiale ein Frauentherapiezentrum in Gjakova im Südwesten des
Kosovo. 2011 entstand eine zweite Organisation, Medica Gjakova. Ihre
Mitarbeiterinnen unterstützen Überlebende von (Kriegs-)Gewalt medizinisch,
psychosozial und rechtlich. medica mondiale engagiert sich seit über 25
Jahren für Frauen und Mädchen in Kriegs- und Krisengebieten. Dabei versteht
sich die Organisation als Anwältin für die Rechte und Interessen von
Frauen, die sexualisierte Kriegsgewalt überlebt haben.


Mehr zur Rente im Kosovo: 

https://www.medicamondiale.org/nc/nachrichten/rente-fuer-ueberlebende-sexualisierter-kriegsgewalt.html

Antragsformular: 

https://mpms.rks-gov.net/wpdm-package/formulari-per-aplikim-per-njohjen-e-statusit-te-viktimave-pdf/

 * 

Quelle:

medica mondiale e.V.

Pressemitteilung vom 7. Februar 2019

Hülchrather Str. 4, 50670 Köln

Telefon: +49-(0)221 / 93 18 98-0, Fax: +49-(0)221 / 93 18 98-1

E-Mail: info@medicamondiale.org

Internet: www.medicamondiale.org
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INFOPOOL / POLITIK / SOZIALES





KIND/189: Was Kinder in Armut für mehr Teilhabe brauchen (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 7. Februar
2019

Was Kinder in Armut für mehr Teilhabe brauchen:

Bündnis KINDERGRUNDSICHERUNG legt neue Zahlen vor



Das Bündnis KINDERGRUNDSICHERUNG, ein Zusammenschluss von Sozial-,
Wohlfahrts-, Fachverbänden und Wissenschaftler*innen, hat sein Konzept für
eine Grundsicherung für alle Kinder überarbeitet. Auf Basis des neuen
Existenzminimumberichtes der Bundesregierung schlägt das Bündnis eine
Kindergrundsicherung in Höhe von 628 Euro im Monat vor und benennt
Kriterien, die für eine durchschlagende Reform unverzichtbar sind.

"Das bürokratische Nebeneinander von Kindergeld, Kinderzuschlag, Bildungs-
und Teilhabepaket, Kinderfreibetrag und vielem mehr wird von den
Bürgerinnen und Bürgern nicht mehr verstanden. Was wir brauchen, ist eine
Leistung, eine echte Kindergrundsicherung und die muss unbürokratisch,
effizient, gerecht und auskömmlich sein. Dies gilt für alle, die mit diesem
Titel arbeiten wollen", erklärt Ulrich Schneider, Hauptgeschäftsführer des
Paritätischen Gesamtverbandes und Sprecher des Bündnisses, mit Blick auf
die bevorstehende Klausur der SPD am kommenden Wochenende.

Die Höhe der Kindergrundsicherung müsse an ein realistisch berechnetes
kindliches Existenzminimum gekoppelt sein, das auch Bildung und Teilhabe
von Kindern umfasst, so die Bündnisforderung. Nach aktuellen Berechnungen
läge dies bei 628 Euro. Kinderfreibeträge, Kindergeld, Sozialgeld und
weitere pauschal bemessene Transfers könnten dann gebündelt in einer
solchen umfassenden Kindergrundsicherung aufgehen, die mit steigendem
Haushaltseinkommen langsam abgeschmolzen wird.

Heinz Hilgers, Präsident des Deutschen Kinderschutzbundes und 
Bündnis-Koordinator betont: "Wir wollen, dass das Geld einfach, unbürokratisch und
direkt ausgezahlt wird und wirklich da ankommt, wo es gebraucht wird. Daran
müssen sich alle Konzepte messen lassen. Nicht-Inanspruchnahmen wie aktuell
beim Kinderzuschlag von 60-70 Prozent sind einfach nicht hinnehmbar. Damit
verbaut man Kindern die Chance auf einen guten Start ins Leben."

Das Bündnis KINDERGRUNDSICHERUNG begrüßt, dass das Konzept einer
Grundsicherung für Kinder zunehmend gesellschaftliche sowie politische
Unterstützung findet. Nach Bündnis 90/ Grüne und Linkspartei fordert
inzwischen auch die SPD eine eigenständige Grundsicherung für Kinder. Über
die konkrete Ausgestaltung will die Partei am 10./11. Februar 2019 auf
einer Vorstandssitzung diskutieren. Eine grundsätzliche Bereitschaft für
eine größere Reform hat auch die FDP signalisiert.

Das Bündnis KINDERGRUNDSICHERUNG existiert seit 2009. Ihm gehören vierzehn
Verbände und dreizehn Wissenschaftler*innen an. Mehr dazu finden Sie auf
www.kinderarmut-hat-folgen.de.


FAQ_Kindergrundsicherung_2019.pdf

http://infothek.paritaet.org/pid/fachinfos.nsf/0/455b90fb06800fb3c125839a002926de/$FILE/FAQ_Kindergrundsicherung_2019.pdf

Broschuere_Kindergrundsicherung_2019.pdf

http://infothek.paritaet.org/pid/fachinfos.nsf/0/455b90fb06800fb3c125839a002926de/$FILE/Broschuere_Kindergrundsicherung_2019.pdf

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin

Telefon +49(0)30|24636-0, Telefax +49(0)30|24636-110

Internet: www.paritaet.org, www.der-paritaetische.de
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





VERBRAUCHERSCHUTZ/2753: Zahl der Schlichtungsanträge Post 2018 leicht gestiegen (BNA)


Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und
Eisenbahnen - Pressemitteilung vom 07.02.2019

Zahl der Schlichtungsanträge Post 2018 leicht gestiegen

Präsident Homann "Antragszahlen zeigen Notwendigkeit kundenfreundlicher Übereinkünfte"



Die Schlichtungsstelle Post der Bundesnetzagentur hat heute ihren
Tätigkeitsbericht 2018 veröffentlicht. Neben statistischen Angaben
enthält der Bericht Informationen zu häufigen Problemstellungen (z. B.
Haftungsfragen) sowie Empfehlungen zur Konfliktvermeidung.


"Viele Paketdienstleister schließen die Teilnahme am
Schlichtungsverfahren leider aus. Trotz dieser ablehnenden Haltung
handeln die Schlichter der Bundesnetzagentur im Sinne der Kunden und
versuchen, Übereinkünfte zu erreichen. Die Antragszahlen zeigen, dass
die Postkundinnen und Postkunden diese Hilfe von der
Schlichtungsstelle Post benötigen", so Jochen Homann, Präsident der
Bundesnetzagentur.

Antragszahlen

Im Jahr 2018 gingen 1.092 Schlichtungsanträge
bei der Schlichtungsstelle Post ein (2017: 1.001 Anträge). Das
Antragsaufkommen zu Jahresbeginn 2019 ist vergleichbar.

Die Zahlen zeigen deutlich ein unvermindertes Bedürfnis der Menschen
nach außergerichtlichen Streitbeilegungen. Die Mehrheit der Anträge
(76,4 Prozent) stellten Absenderinnen bzw. Absender, 23,3 Prozent der
Anträge stammten von Empfängerinnen/Empfängern. Der Verlust und die
Entwendung von Postsendungen waren mit 41,6 Prozent der Hauptgrund für
einen Schlichtungsantrag gefolgt von Beschädigungen der Sendungen mit
39,8 Prozent. Im Fokus der Schlichtungsbegehren standen mit 81,7
Prozent Paketsendungen. Der Anteil von Einschreibesendungen lag bei
7,6 Prozent, der Briefanteil machte 5,5 Prozent aus und auf Päckchen
entfielen 1,7 Prozent.

Häufige Problemstellungen

Im letzten Jahr waren vor allem Unklarheiten zu Haftungsfragen - wie
Haftungsgrundlage und Haftungsumfang - Auslöser für einen Antrag bei
der Schlichtungsstelle Post. Ebenso war die Schlichtung im vergangenen
Jahr von Ungewissheiten über den zulässigen Sendungsinhalt sowie die
Teilnahmeverweigerung der Postdienstleister geprägt.

Ausblick

Die Antragszahlen machen deutlich, dass die Verbraucherinnen und
Verbraucher Hilfe benötigen - gerade auch mit Blick auf die
Schlichtungsverweigerung der meisten Postdienstleister. Die
Schlichtungsstelle Post wird sich im Jahr 2019, wie in den vergangenen
Jahren, von dem Grundsatz leiten lassen, einen Ausgleich zwischen den
häufig widerstreitenden Interessen zu finden und so eine
einvernehmliche Streitbeilegung zu fördern.

Der Tätigkeitsbericht Schlichtungsstelle Post 2018 kann hier abgerufen
werden:

www.bundesnetzagentur.de/post-schlichtungsstelle

Dort findet sich auch ein Online-Antragsformular, das bevorzugt
ausgefüllt werden sollte.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 07.02.2019

Pressestelle der Bundesnetzagentur (BNA)

Tulpenfeld 4, 53113 Bonn

Telefon: 0228/14-99 21, Telefax: 0228/14-89 75

E-Mail: pressestelle@bnetza.de

Internet: www.bundesnetzagentur.de
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





FRAGEN/020: Wem gehört die Kunst auf meiner Haut? (idw)


Universität zu Köln - 06.02.2019

Wem gehört die Kunst auf meiner Haut?

Gibt es ein Urheberrecht an Tattoos und falls ja, darf man dann Selfies
oder sonstige Fotos, die das Tattoo zeigen, posten?



Tattoos, einst eher unter Matrosen und Sträflingen zu finden, sind heute
meist gesellschaftlich akzeptierte Formen des Körperschmucks. Als Tattoo,
also eine Tätowierung, gilt ein Motiv, das mit Tinte, Pigment oder anderen
Farbmitteln per Nadel in die Haut gestochen wird.

Wem gehören Sie? Darüber sprechen wir mit Professor Dr. Karl-Nikolaus
Peifer. Sein Lehrstuhl für Bürgerliches Recht mit Urheberrecht,
Gewerblichen Rechtsschutz, Neue Medien und Wirtschaftsrecht ist die
zivilrechtliche Abteilung des Instituts für Medienrecht und
Kommunikationsrecht der Universität zu Köln.

Herr Professor Peifer früher hatten Sträflinge und Seeleute Taatoos.
Heute sind sie gesellschaftlich akzeptiert und gelten als Kunstform. Woran
liegt das?

Tattoos oder Tätowierungen sind mittlerweile in der Tat vielfach
gesellschaftlich akzeptierte Formen des Körperschmucks. Ihre Herkunft aus
der dunklen Seite einer Matrosen- oder Sträflingskultur haben sie längst
abgelegt, seit Schauspieler, Politiker und sogar ehemalige
Bundespräsidentengattinnen diese Accessoires mit Stolz präsentieren und
sich damit auch gerne ablichten lassen.

Die immer zahlreicher werdenden Studios, die Tattoos stechen, und
"Conventions", auf denen die neuesten Motive präsentiert werden, zeigen,
dass es nicht nur um eine Mode, sondern auch eine Kunstform geht. 
Tattoo-Stecher können künstlerischen Ruhm für ihre Motive ernten. Dies ist 
etwa dem 1945 geborenen US-Amerikaner Don Ed Hardy gelungen, der nicht nur 
in Galerien ausstellte, sondern 2004 auch die Modemarke Ed Hardy 2004 
durch Christian Audigier lizenzieren ließ, die Kleidung mit den Tattoos
versieht.

Wenn Tattoos Kunst sind und Lizenzierungen ermöglichen, tauchen
urheberrechtliche Fragen auf. Darf ein Tattoo-Künstler Motive seines
Konkurrenten übernehmen und sie ebenfalls stechen? Darf ein Modelabel auch
ohne Lizenz originelle Tattoos auf T-Shirts oder Hemden drucken? Darf der
Tätowierte das ihm gestochene Bild öffentlich zeigen oder als Selfie in
Sozialen Medien posten?

Urheberrechtlich sind die Fragen etwas heikel, aber lösbar. Die
Anforderungen an den Schutz von Zeichnungen, Grafiken oder auch Tattoos
sind nicht allzu hoch. Allgemeinbekannte Motive, wie Schnörkel, Herzmotive
oder ähnliches sind gemeinfrei, dürfen also von jedem gestochen werden,
individuelle Motive sind dagegen regelmäßig geschützt. In einem solchen
Fall "gehört" das Motiv zunächst demjenigen, der es stechen soll. Auch der
Kunde benötigt grundsätzlich eine Erlaubnis, wenn er es öffentlich
wiedergeben (also auf Facebook posten) möchte. Die Anforderungen an diese
Lizenz erfordern glücklicherweise keine notarielle Beglaubigung, eine
mündliche, auch eine Willenserklärung beinhaltende Vereinbarung reicht. Ob
sie vorliegt, muss typischerweise der Kunde, nicht der Künstler beweisen.
Der Beweis wird aber ohne weiteres gelingen, denn ohne Vereinbarung mit
dem Studiobetreiber wäre das Tattoo ja nicht auf dem Körper des Kunden.
Dass ein gestochenes Tattoo üblicherweise diejenigen Nutzungen erlaubt,
mit denen der Künstler (heute) rechnen muss, also auch Fotos in Sozialen
Medien, ist nicht allzu schwer zu begründen.

Wer sein Tattoo vermarktet, indem er T-Shirts davon drucken lässt, der
verlässt allerdings den Inhalt der üblichen Lizenz und benötigt hierfür
eine besondere Gestattung. Wer als Tattoo-Künstler die Motive seines
Konkurrenten übernimmt, kann ohnehin nicht auf eine Erlaubnis bauen. Er
begeht also eine Urheberrechtsverletzung, die auch verfolgbar ist.

Die Trennung des Promipaares Florian Silbereisen und Helene Fischer
offenbart noch ein weiteres Problem: Darf man das Konterfei seiner
geliebten Partnerin auf den Oberarm oder andere sichtbare Stellen des
Körpers tätowieren lassen?

Hier greift mittlerweile sogar das europaweit geltende Datenschutzrecht.
Es erlaubt die Nutzung personenbezogener Daten, also auch Bildnisse, nur
mit Einwilligung des oder der Betroffenen. Die unerwünschte Verwendung
kann also durchaus untersagt werden. Liberaler ist die Rechtslage, wenn
das Motiv eines Prominenten als eine Art Huldigung benutzt wird. Hier
setzt sich die Äußerungsfreiheit des über das Konterfei Kommunizierenden
oft durch, über diese Frage streiten die Urheberwissenschaftler aber noch.

Was geschieht nun, wenn Helene dem Florian verbietet, das Tattoo weiter
zu zeigen? Darf Florian es überhaupt weglasern lassen oder wäre das wieder
eine Urheberrechtsverletzung gegenüber dem Künstler?

Hier kann man beruhigen. Die Vernichtung von Kunstwerken ist deren
"Eigentümer" (also Silbereisen) stets gestattet, selbst wenn der Künstler
dadurch ein Stück seiner entäußerten Seele unwiederbringlich verliert.
Fair wäre es, dem Künstler ein letztes Foto des Kunstwerkes zu gestatten.

Und wie sieht es rechtlich aus, wenn Tattoos misslingen?

Heikel sind natürlich Fälle, in denen Tattoos misslingen oder auch
(Druck-)Fehler enthalten. In solchen Fällen ist der Vertrag zwischen
Künstler und Kunden verletzt. Der Kunde kann Nacherfüllung (falls möglich)
oder Schadensersatz verlangen, hat der Künstler allzu nachlässig gehalten,
schuldet er sogar die Operationskosten sowie ein Schmerzensgeld. Denn wie
bei guter Kunst, tut das Tattoo auch einmal weh.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution19

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität zu Köln, 06.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





KIRCHE/2177: Internationaler Tag des Gebets und der Reflexion gegen den Menschenhandel (DBK)


Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferenz vom 07.02.2019

"Der Skandal der Sklaverei ereignet sich mitten unter uns"

Internationaler Tag des Gebets und der Reflexion gegen den
Menschenhandel



Der 8. Februar ist der Gedenktag der hl. Josephine Bakhita
(1869-1947), Schutzpatronin der Opfer von Sklaverei. Aus diesem
Anlass begehen katholische Christen in aller Welt einen Tag des
Gebets und der Reflexion gegen den Menschenhandel. Weihbischof Ansgar
Puff (Köln), stellvertretender Vorsitzender der Migrationskommission
der Deutschen Bischofskonferenz, der in deren Auftrag das kirchliche
Engagement in diesem Bereich begleitet, unterstreicht die Bedeutung
des Gedenktages: "Das Fest der hl. Josephine Bakhita führt uns die
Grausamkeit des Menschenhandels schonungslos vor Augen: Ein Mädchen
wird verschleppt und misshandelt, für ihre Besitzer ist es nichts als
ein Gebrauchsgegenstand; das Leid, das Menschen ihm zufügen, schreit
zum Himmel. Und zugleich zeigt sich an seinem Beispiel: Gott steht
auf der Seite derer, die sich gegen die Sklaverei erheben und die
Würde des Menschen verteidigen."

Josephine Bakhita war bereits als Kind im sudanesischen Darfur
versklavt worden; schließlich gelangte sie nach Italien, wo sie mit
Hilfe einer Ordensgemeinschaft die Freiheit errang. Sie ließ sich
taufen, wurde selbst Ordensschwester und erfuhr im norditalienischen
Schio schon zu Lebzeiten Verehrung. Papst Johannes Paul II. hat sie
im Jahr 2000 heiliggesprochen. In seiner Enzyklika Spe salvi
veranschaulicht Papst Benedikt XVI. an ihrem Beispiel die Reichweite
der christlichen Hoffnung: "Nun hatte sie 'Hoffnung' - nicht mehr
bloß die kleine Hoffnung, weniger grausame Herren zu finden, sondern
die große Hoffnung: Ich bin definitiv geliebt, und was immer mir
geschieht - ich werde von dieser Liebe erwartet. ... Durch diese
Hoffnungserkenntnis war sie 'erlöst', nun keine Sklavin mehr, sondern
freies Kind Gottes."

Weihbischof Puff betont die Aktualität des Schicksals von Josephine
Bakhita: "Der Skandal der Sklaverei ereignet sich mitten unter uns.
In Deutschland leiden Tausende von Menschen unter Zwangsprostitution
und Arbeitsausbeutung. Der heutige Gebetstag ist ein Tag der
Solidarität mit den Opfern." Kirchengemeinden und kirchlichen
Initiativen, die sich an dem Gebetstag beteiligen, wird der
Gebetstext empfohlen, den der Heilige Vater anlässlich des
diesjährigen Bakhita-Tages sprechen wird.

Papst Franziskus räumt dem Kampf gegen den Menschenhandel einen
besonderen Stellenwert ein. 2014 wurde in seiner Anwesenheit die
"Santa Marta Group" gegründet, in der Bischöfe, Ordensschwestern und
leitende Polizeibeamte zur Bekämpfung des Menschenhandels und
Unterstützung der Opfer zusammenarbeiten. Im gleichen Jahr
unterzeichnete er mit hochrangigen Würdenträgern anderer
Religionsgemeinschaften im Vatikan eine Erklärung, die dazu aufruft,
die "moderne Sklaverei weltweit bis 2020 und für alle Zeiten
abzuschaffen". Eine aktuelle Initiative des Papstes ist die pastorale
Orientierungshilfe, die die vatikanische Abteilung für Migranten und
Flüchtlinge im Januar 2019 veröffentlicht hat (Pastoral Orientations
on Human Trafficking). Darin werden Ursachen und Formen des
Menschenhandels analysiert und konkrete Empfehlungen zur Bekämpfung
der "modernen Sklaverei" gegeben.


Hintergrund

Unter "moderner Sklaverei" bzw. "Menschenhandel" versteht man
verschiedene Formen der Unterwerfung und Ausbeutung. Laut den "Global
Estimates of Modern Slavery" waren 2017 mehr als 40 Millionen
Menschen Opfer moderner Sklaverei (v. a. sexuelle Ausbeutung und
Arbeitsausbeutung); mehr als zwei Drittel waren Frauen. Für
Deutschland wird geschätzt, dass bis zu 167.000 Personen von moderner
Sklaverei betroffen sind.

Für das internationale kirchliche Engagement gegen den Menschenhandel
ist die Santa Marta Group von Relevanz. Sie geht auf eine Initiative
der Bischofskonferenz von England und Wales zurück und wurde 2014 im
vatikanischen Gästehaus Domus Sanctae Marthae gegründet. Aus
Deutschland sind Vertreter der Deutschen Bischofskonferenz, der
katholischen Frauenrechtsorganisation Solwodi und des
Bundeskriminalamts beteiligt.

Die katholischen Organisationen, die sich in Deutschland gegen den
Menschenhandel engagieren, haben sich 2014 auf Anregung der
Migrationskommission der Deutschen Bischofskonferenz in der
"Arbeitsgruppe Menschenhandel" zusammengeschlossen. Neben dem
Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz und dem Katholischen Büro
in Berlin sind darin der Deutsche Caritasverband, die Deutsche
Kommission Justitia et Pax, Renovabis, Solwodi, IN VIA und das
Fraueninformationszentrum Stuttgart vertreten. Seit 2018 ist der
stellvertretende Vorsitzende der Migrationskommission der Deutschen
Bischofskonferenz, Weihbischof Ansgar Puff (Köln), für die Thematik
zuständig.

Hinweise:

Das Gebet zur Heiligen Josephine Bakhita und ihre Vita (Auszug aus
der Enzyklika Spe salvi von Papst Benedikt XVI.) ist unter www.dbk.de
verfügbar. Die Pastoralen Orientierungen des Vatikans zum Thema
Menschenhandel (Pastoral Orientations on Human Trafficking) finden
Sie auf der Internetseite der vatikanischen Abteilung für Migranten
und Flüchtlinge.

Weitere Informationen zum Thema Menschenhandel sind unter
weltkirche.katholisch.de, santamartagroup.com und
migrants-refugees.va verfügbar.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 017 vom 7. Februar 2019

Deutsche Bischofskonferenz

Kaiserstraße 161, 53113 Bonn

Postanschrift: Postfach 29 62, 53019 Bonn

Telefon: 0228/103-0, Fax: 0228/103-254

E-Mail: pressestelle@dbk.de

Internet: www.dbk.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





BUNDESLIGA/554: Männer - 7. und 8. Runde (SB)




Die Chance auf einen erneuten Titel ist für Baden-Baden nach dem
vergangenen Spielwochenende deutlich gestiegen. Grund dafür ist, daß
der hartnäckige Verfolger aus Hockenheim in Runde 7 eine
überraschende Niederlage gegen Hamburg einstecken mußte und der
Seriensieger selbst eine perfekte Doppelrunde hinlegte - zum einen,
weil Aachen nicht mehr in der Liga spielt und zum anderen dank des
Kantersieges gegen Hofheim. Auf den Fersen sind Baden-Baden
unterdessen weiterhin Deizisau und Solingen. Letztere weisen zwar auf
Platz 2 die gleichen Mannschaftspunkte auf, aber Baden-Baden hat
dafür ein Spiel weniger absolviert, während Deizisau auf den
Titelverteidiger mit zwei Mannschaftspunkten weniger auf Platz 4
verbleibt.

Solingen gewann zwar beide Wochenendbegegnungen, aber am Samstag tat
sich das Team gegen Berlin doch ziemlich schwer. Die Schachfreunde
gingen gar über Jacek Tomczak in Führung, der Loek van Wely in einem
scharfen Najdorf-Sizilianer mit einem Figurenopfer in Bedrängnis
brachte, aus der sich der Holländer nicht mehr retten konnte. Borki
Predojevic holte den Ausgleich für Solingen. Erst als Erwin L´Ami in
einem Damenendspiel mit entferntem Freibauern seinen Kontrahenten
Jan-Michael Sprenger in 97 Zügen zur Aufgabe zwang, stieg die
Siegeszuversicht der Klingenstädter. Und doch war der letztendliche
4,5:3,5-Sieg Schwerstarbeit gewesen, zumal Berlin an allen übrigen
Brettern zu Remisen kam. Im Sonntagsspiel gegen Dresden zeigten sich
die Solinger dann von ihrer besseren Seite und bezwangen den Gegner
mit 5,5:2,5 dank der Siege von Erwin L'Ami, Jan Smeets und Predrag
Nikolic. Der zweite Platz hinter Baden-Baden ist verdient, aber weil
die Rheinländer einen Kampf mehr auf dem Konto haben, ist der
nominelle Abstand wohl größer als auf dem Papier.

In Runde 7 konnte Deizisau zwischenzeitlich sogar die Tabellenführung
übernehmen, weil Baden-Baden spielfrei hatte, doch das will nicht
viel besagen. Gegen Gastgeber Hofheim setzte sich der Gast mit 5:3
durch, wenngleich Hofheim über Boris Margolin punkten konnte, der
Zdenko Kozul überraschend das Nachsehen gab. Klar favorisiert war der
Sieg von Deizisau zwar eine Pflichtübung, fiel dennoch niedriger aus
als erwartet. Am Sonntag hatte Deizisau spielfrei, so daß Baden-Baden
bequem die Spitze der Tabelle zurückerobern konnte.

Schwer vorhersehbar war indes die 3,5:4,5-Niederlage von Hockenheim
gegen Hamburg. Trotzdem die Gäste aus dem Süden an jedem Brett
favorisiert waren, konnte der Gastgeber von der Elbe über Jonathan
Carlstedt in Führung gehen. Dann war es an der Nachwuchshoffnung Luis
Engel, einen weiteren Hamburger Sieg herauszuspielen, weil David
Baramidze in einem kritischen Moment einen Bauern verlor und im
Endspiel den Remispfad nicht fand. Hockenheim schlug jedoch über
Ruslan Ponomariov zurück. Mehr war aber nicht zu holen, weil Rasmus
Svane sein Endspiel mit ungleichfarbigen Läufern trotz Minusbauern in
den Remishafen führte und so Hockenheim im Kampf um den Titel eine
herbe Schlappe bescherte. Hockenheim konnte zwar am Sonntag mit einem
klaren 6,5:1,5-Sieg gegen Kiel aufwarten, die Chancen im
Meisterschaftsrennen dürften nach der Niederlage vom Vortag dennoch
ziemlich mager sein.

Hamburg verbesserte sich im Klassement auf Platz 5, war aber mit dem
Wochenende dennoch nicht ganz glücklich, denn am Sonntag gelang den
Hanseaten gegen Viernheim nur ein 4:4-Remis. Der Aufsteiger aus der
2. Bundesliga Süd wehrte sich nach Kräften, was sich auch daran
zeigte, daß Jonathan Carlstedt trotz Gewinnstellung gegen Josefine
Heinemann nach 101 Zügen nicht über ein Remis hinauskam, weil er
seine Mehrqualität im Endspiel nicht verwerten konnte. Daß Luis Engel
zu seinem zweiten Punktgewinn kam, hatte er unterdessen Maximilian
Meinhardt zu verdanken, der nach der Eröffnungsphase auf Gewinn
stand, aber später in Zeitnot vom rechten Pfad abkam und die Partie
schließlich im Turmendspiel noch verlor. Als Niclas Huschenbeth gegen
David Anton Guijarro den zweiten Sieg für Hamburg einfuhr, schien die
Jubelfeier gesichert zu sein, aber Viernheim meldete sich über Igor
Kovalenko, der Jonas Lampert bezwang, und Thal Abergel zurück, der
den Bundestrainer Dorian Rogozenco in den Regen schickte, so daß
Viernheim in Hamburg mit dem Mannschaftsremis einen
Achtbarkeitserfolg feiern konnte. Das stellte im gewissen Sinne einen
Ausgleich für Viernheim dar, denn am Samstag kam der Liga-Neuling
gegen Mitaufsteiger Kiel ebenfalls nicht über ein 4:4 hinaus und
mußte daher in der Tabelle zwei Plätze auf Rang 7 runter.

Auf Platz 6 verbesserte sich Bremen. Am Samstag setzte sich das
gastgebende Team im Weserstadion gegen MSA Zugzwang München klar mit
7:1 durch und konnte auch am Sonntag gegen Augsburg einen
5,5:2,5-Sieg sicherstellen. Nachdem Bremen mit drei Niederlagen in
Folge katastrophal in die Saison gestartet war, hat sich die
Mannschaft inzwischen wieder gut gefangen und oben in der Tabelle
etabliert. Dresden verlor am Sonntag nicht verwunderlich gegen
Solingen, hatte dafür jedoch im Gegenzug am Samstag gegen Gastgeber
Düsseldorf einen 5:3-Sieg eingefahren und konnte so letzten Endes
Rang 8 in der Tabelle behaupten.

Auch Aufsteiger Kiel konnte mit dem Wochenende und dem Behaupten des
9. Tabellenplatzes zufrieden sein. Das Unentschieden gegen Viernheim
machte die sonntagliche Niederlage gegen Hockenheim wieder wett.
Gleiches gilt für Mühlheim Nord. Am Samstag reichte es gegen Augsburg
für ein 4:4, während am Sonntag ein 5:3-Sieg gegen Zugzwang München
zu Buche schlug. Das Team aus dem Süden der Republik machte es den
Mühlheimern dennoch nicht leicht, die allerdings die besseren
Stellungen auf die Brettern bekamen und über Konstantin Landa, Liam
Vrolijk und Patrick Zelbel den nötigen Vorsprung herausspielten. Am
Ende konnte nur Markus Lammers für die Münchner punkten. Zugzwang
München bleibt zwar weiterhin das Schlußlicht der Liga nach acht
Niederlagen in acht Begegnungen, aber dem Team stehen die Spiele
gegen die direkten Konkurrenten im Abstiegskampf noch bevor. Der
Klassenerhalt ist noch nicht abgeschrieben, aber Punkte sind in den
nächsten Monaten unbedingt nötig.

Berlin sprang vom 13. auf den 11. Platz in der Tabelle und ist so
erst einmal aus der Abstiegszone heraus. Der knappen Niederlage gegen
Solingen am Samstag folgte ein 5:3-Erfolg gegen Düsseldorf, der nach
der Zeitkontrolle Konturen annahm, als Martin Krämer in seinem ersten
Saisoneinsatz gegen Anatoly Vaisser seine Endspielvorteile
verwertete. Ferner sorgten Marco Baldauf und Felix Blohberger für
Berliner Siege. Für den Aufsteiger Düsseldorf gelang Alexander
Berelowitsch der Ehrenpunkt. Augsburg behauptete Rang 12 dank des
Remis gegen Mühlheim Nord, während die glücklosen Düsseldorfer zwei
Plätze tiefer auf Rang 13 fielen. Auch Hofheim konnte an dem
Wochenende nichts gutmachen, hat aber im Gegensatz zu Zugzwang
München immerhin einen Punkt auf dem Konto.



Runde 7, am 2.2.2019

Hamburger SK - SV Hockenheim 4,5:3,5

SG Turm Kiel - SC Viernheim 4:4

DJK Aachen - OSG Baden-Baden -

SV Hofheim - SF Deizisau 3:5

SV Werder Bremen - MSA Zugzwang 7:1

SV Mülheim Nord - BCA Augsburg 4:4

Düsseldorfer SK - USV TU Dresden 3:5

SG Solingen - SF Berlin 4,5:3,5



Runde 8, am 3.2.2019

SV Hockenheim - SG Turm Kiel 6,5:1,5

SC Viernheim - Hamburger SK 4:4

OSG Baden-Baden - SV Hofheim 7:1

SF Deizisau - DJK Aachen -

MSA Zugzwang - SV Mülheim Nord 3:5

BCA Augsburg - SV Werder Bremen 2,5:5,5

USV TU Dresden - SG Solingen 2,5:5,5

SF Berlin - Düsseldorfer SK 5:3




	
 Stand nach der 8. Runde: 



	
1.

2.

3.

4.

5.

6.

7.

8.

9.

10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.


	
OSG Baden-Baden

SG Solingen

SV Hockenheim

SF Deizisau

Hamburger SK

SV Werder Bremen

SC Viernheim

USV TU Dresden

SG Turm Kiel

SV Mülheim Nord

SF Berlin

BCA Augsburg

Düsseldorfer SK

SV Hofheim

MSA Zugzwang

DJK Aachen


	
7

8

7

7

7

8

7

7

7

8

7

8

8

8

8

 


	
14

14

12

12

11

10

10

8

6

5

4

3

2

1

0

 


	
42,5

40,5

40  

38,5

31,5

37,5

31,5

27,5

23  

29  

23  

21,5

22,5

22  

17,5
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06831: Im Tie-Break gestrauchelt (SB)


Rachsüchtig ist der Inder Viswanathan Anand nie gewesen. Seine
Philosophie steht über solchen Kleinigkeiten. Dennoch hätte er sich
mit Sicherheit über einen Sieg gegen Anatoli Karpow in Wijk aan Zee
gefreut. So aber unterlag er dem FIDE-Champion schließlich in Lausanne
beim Weltmeisterschaftskampf ausgerechnet im Tie-Break in beiden
Partien. Um so bedauerlicher waren diese beiden Niederlagen, als Anand
gerade im Schnellschach favorisiert galt. Doch der kräftezehrende
Qualifikationsdrill im Dezember 1997 und dann der Beginn der WM ein
paar Tage später hatten ihren Tribut gefordert. Nach Aussagen der
Fachleute und Sekundanten von Anand, Artur Jussupow und Peter Leko,
hatte der Inder so schlecht und unkonzentriert gespielt wie im ganzen
vorangegangenen Jahrzehnt nicht. In Wijk aan Zee war es Karpow, der in
eine tiefe Formkrise stürzte. Davor hatte er beim Hoogoven-Turnier nur
50 Prozent der Punkte erreicht. Es hätte für ihn schlimmer kommen
könnte, wenn Anand im heutigen Rätsel der Sphinx seine Gewinnchancen
nun nicht mit 1...Ta8-a2? verdorben hätte. Seine Stellung war so
überlegen, daß er bei der richtigen Fortsetzung mit hoher
Wahrscheinlichkeit den Sieg davongetragen hätte, Wanderer.
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Karpow - Anand

Wijk aan Zee 1998


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Der alter Fehler wurde mit 1.De4-h4! Dg6xd3 2.Tb1-b3 Dd3-c2 - 2...Dd3-
g6 3.e3-e4 Kg8-h8 4.Tb3-g3 - 3.e3-e4! Tf8-e8 4.Dh4